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Kosten-Effektivitäts-Analyse von Maßnahmen zur Reduzierung von 
S22- und BOx-Emissionen in Baden-Württemberg für alle Emitten-
tengruppen unter besonderer Berücksichtigung regionaler Aspekte 
B.Boysen, R.Friedrich, M.Mattis, A.Voß 
Institut für Kernenergetik und Energiesysteme (IKE) 
Universität Stuttgart 
Zusammenfassung 
Kosten und Effektivität verschiedener Maßnahmen zur Reduzierung 
der S02- und NOx-Emissionen aller Emittentengruppen werden unter-
sucht. Durch die Berechnung dieser Maßnahmen für alle Kreise 
Baden-Württembergs werden regionale Aspekte deutlich. 
Ein erster Schritt ist die Ermittlung der Ist-Situation der S02-
und NO~-Emissionen im Jahr 1985. Daran schließt sich die Erstel-
lung e1nes Szenarios an, das eine mögliche zukünftige Entwicklung 
der Emissionen unter Berücksichtigung der gegenwärtig bestehenden 
Umweltauflagen bis zum Jahr 2000 beschreibt. Anschließend werden 
Kosten und Auswirkungen von verfügbaren Maßnahmen zur Emissions-
minderung ermittelt. Aus der kreisweisen Berechnung dieser Maß-
nahmen können unter besonderer Berücksichtigung regionaler Gege-
benheiten Empfehlungen für eine möglichst effiziente Politik zur 
Minderung der S02- und NOx-Emissionen abgeleitet werden. 
Cost-Effectiveness-Analysis of Strategies to reduce the S02- and 
B2x-Emissions in Baden-württemberg considering Regional Aspects 
B.Boysen, R.Friedrich, M.Mattis, A.Voß 
Summary 
Costs and effectiveness of several measures for reducing S02- and 
NOx-emissions are evaluated. Regional aspects can be taken into 
account due to the calculations on county-level. 
At first the emissions are calculated for each of Baden-
Württemberg's 44 counties in the year 1985. The next step is the 
estimation of the emissions for the year 2000 on the base of the 
fuel use expected. This projection considers all measures which 
are necessary to meet the existing and future laws. In addition 
to this the costs and the effects of further abatement measures 
are given. From the results it is possible to get information 
about the costs necessary to reach a certain level of emissions. 
Furthermore it is known which measures have to be taken. From the 
results strategies and recommendations for a cost-effective air-
pollution-control policy can be developed. 
Kosten-Effektivitäts-Analyse von Maßnahmen zur Minderung von S02-
und NOx-Emissionen in Baden-Württemberg für alle Emittentengrup-
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1 Problemstellung 
Die in den letzten Jahren beobachteten Waldschäden, aber auch die 
Schäden an Gebäuden und Gewässern sowie Beeinträchtigungen der 
menschlichen Gesundheit werden unter anderem auf die Luftverun-
reinigung durch gasförmige Schadstoffe zurückgeführt. Obwohl noch 
nicht eindeutig geklärt ist, welchen Anteil die Luftschadstoffe 
an diesen Schädigungen haben, herrscht die Meinung vor, daß eine 
erhebliche Verminderung der Luftschadstoffemissionen notwendig 
ist. Deshalb wurden bereits eine ganze Reihe von Verordnungen und 
Vorschriften erlassen, die Emissionsminderungsmaßnahmen notwendig 
machen. Dazu gehören z.B. die Großfeuerungsanlagenverordnung 
(GFAVO), die Novellierung der TA Luft, die weitergehende Ent-
schwefelung von leichtem Heizöl und die Festsetzung der EG-
Grenzwerte für Pkw. 
Die Durchführung dieser Maßnahmen führt zu einer deutlichen 
Minderung bei einigen Schadstoffen, insbesondere beim S02. Diese 
erreichte Minderung wird jedoch oft als noch nicht ausreichend 
erachtet. Ein erklärtes Ziel der Umweltpolitik ist daher, zu 
einer weitergehenden Emissionsminderung zu gelangen. 
Um das Ziel einer weitergehenden Reduzierung der Luftschadstoffe 
zu erreichen, kann eine ständig steigende Anzahl von Vorschlägen, 
Verfahren und Maßnahmen bzw. Techniken zur Emissionsminderung 
eingesetzt werden. Alle diese Möglichkeiten gelten für unter-
schiedliche Emittentengruppen, sie sind unterschiedlich effektiv 
und verursachen unterschiedlich hohe Kosten. Darüberhinaus lassen 
sich verschiedene Maßnahmen bei einer Emissionsquelle kombinie-
ren, die gesamte Schadstoffminderung entspricht dabei jedoch 
nicht mehr der Summe der einzelnen Schadstoffminderungen bei 
getrennter Durchführung der einzelnen Maßnahmen. In anderen 
Fällen schließen sich Maßnahmen auch gegenseitig aus. Außerdem 
gibt es Maßnahmen, die mehrere Schadstoffe simultan mindern, wo 
also zusätzlich Bewertungsprobleme für die Minderung eines 
bestimmten Schadstoffes auftreten. 
Die Frage, welche Emissionsminderungsmaßnahme denn einzusetzen 
ist, um eln gewünschtes Emissionsniveau zu erreichen, ist also 
nicht einfach zu beantworten. Insbesondere kann es nicht genügen, 
jede Maßnahme einzeln hinsichtlich Minderungspotential und Kosten 
zu bewerten. vielmehr ist die Auswahl der optimalen Emissionsmin-
derungsstrategien aus allen möglichen Maßnahmenbündeln für alle 
Emittenten erforderlich, um ein festgelegtes Ziel zu erreichen. 
Als optimale Emissionsminderungsstrategie im Rahmen einer ratio-
nalen Umweltpolitik ist dabei dasjenige Maßnahmenbündel defi-
niert, das die gewünschte Emissionsminderung mit den geringst 
möglichen Kosten realisiert. Dabei versteht sich von selbst, daß 
nicht nur Emittentensektoren (z.B. Verkehr, Haushalte) zu erfas-
sen sind, sondern alle Emissionsquellen. 
Als geeignetes Instrumentarium zur Ermittlung effizienter Emis-
sionsminderungsstrategien wird die Kosten-Effektivitäts-Analyse 
eingesetzt /1/. Mit dieser Methode lassen sich optimale Minde-
rungsstrategien in Abhängigkeit von der gewünschten Emissionsmin-
derung EDV-gestützt auch für eine große Zahl von Einzelemittenten 
und zu berücksichtigenden Maßnahmen berechnen. 
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Als Untersuchungsgebiet der Studie wurde der Flächenstaat Baden-
WUrttemberg gewählt. Er kann als ein repräsentatives Teilgebiet 
der Bundesrepublik angesehen werden, da er sowohl über 
industriell wie auch über ländlich geprägte Räume verfügt. 
Da der Schwerpunkt der Diskussion zur Minderung luftgetragener 
Schadstoffe bisher vor allem S02 und NOx betroffen hat und für 
diese Schadstoffe auch die genauesten Informationen vorliegen, 
wird die Untersuchung auf diese beiden Gase beschränkt. In die 
Betrachtungen werden sowohl stationäre wie auch mobile Emissions-
quellen mit einbezogen. 
Die Abb. 1-1 zeigt den prozentualen Anteil der Sektoren Kraft-
werke, Industrie, Haushalte und Kleinverbraucher sowie des Ver-
kehrs an den S02- und NOx-Emissionen /1/,/2/. Insgesamt werden 
in Baden-Württemberg 1985 223 kt S02 (1 kt = 1000 t) und ca. 350 
kt NOx emittiert. Über 70% der S02-Emissionen werden von der 
Industrie und den Kraftwerken verursacht. Bei den Stickoxiden hat 
der Verkehr mit fast zwei Dritteln den bei weitem größten Anteil. 
60 m Kraftwer1ut 
~ [J Industrie 
-
fJ Haushalte und K\einverbt'aucher 
40 0 Verkehr 
211 kt S02 350 kt NOx 
Abb. 1-1: s02- und NOx-Emissionen in Baden-württemberg im Jahr 
1985 
Die Studie ist wie folgt aufgebaut: im Kapitel 2 wird zunächst 
die gewählte Methode und das erstellte Modell einschließlich der 
dabei verwendeten Datengrundlagen beschrieben. In Kapitel 3 folgt 
die Beschreibung des Brennstoffverbrauches sowie der SOZ- und 
NOx-Emissionen in Baden-Württemberg im Jahr 1985. Im Kapltel 4 
werden Emissionsminderungsmaßnahmen sowie deren Kosten beschrie-
ben. Auf der Basis der Ist-Situation wird in Kapitel 5 für jeden 
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Kreis ein Szenario des Brennstoffverbrauches sowie der Emissionen 
bis zum Jahr 2000 erarbeitet. Diese Projektion wird als Referenz-
fall bezeichnet und beinhaltet alle derzeit durchgeführten, 
geplanten und vorgeschriebenen Emissionsreduzierungen. 
Aufbauend auf diesem Referenzfall werden die Emissionsminderungen 
und die Kosten verschiedener Maßnahmen bzw. deren Kombinationen 
simuliert und mit dem Referenzfall verglichen (Kapitel 6). Einer 
Betrachtung der regionaler Besonderheiten schließt sich die 
Schlußbetrachtung an, in der die wichtigsten Strategien zusammen-
gefaßt sind. 
Ergebnis dieser Studie ist eine Rangfolge der verschiedenen 
Maßnahmen bzw. ihrer möglichen Kombinationen sowohl für Baden-
Württemberg als auch für einzelne Kreise. Damit werden Entschei-
dungsgrundlagen bereitgestellt, mit deren Hilfe die Bestandteile 
einer effizienten Luftreinhaltepolitik, die die weitere Reduzie-
rung der Luftschadstoffe S02 und NOx zum Ziel hat, identifiziert 
werden können. 
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~ Methode und Modell zur Ermittlung von Luftreinhaltestrate-
gien 
In dieser Arbeit sollen mit Hilfe der Kosten-Effektivitäts-
Analyse unterschiedliche Emissionsminderungsmaßnahmen bewertet 
und zu effizienten Strategien zur Reduzierung von Schadstoffen 
zusammengefaßt werden. In diesem Kapitel werden die dazu verwen-
deten Methoden und Daten dargestellt. 
2.1 Kosten-Effektivitäts-Analyse 
Ziel der Kosten-Effektivitäts-Analyse ist es, optimale Emissions-
minderungsstrategien zu ermitteln. Diese sind definiert als 
diejenigen Maßnahmenbündel, bei denen die Summe aus 
den Schäden durch nicht geminderte Restemissionen und 
den Kosten der Maßnahmen zur Emissionsminderung 
ein Minimum erreicht. Die Definition sowie die Herleitung eines 
Algorithmus zur Berechnung optimaler Strategien ist in /3/ näher 
beschrieben, deshalb wird die gewählte Vorgehensweise hier nur 
kurz wiedergegeben. 
Es seien Mii,j = O •.• m die möglichen Emissionsminderungsmaßnahmen 
eines Emittenten i. Der Fall j = 0 bezeichnet dabei den Fall, daß 
Minderungsmaßnahmen nicht durchgeführt werden. Zu jeder Maßnahme 
Mi' gehört ein Wertepaar (Ki ·,EMi .), das die Kosten und die 
Emissionsminderung der Maßnah~e - ausgehend vom Referenzfall -
bezeichnet. Die verschiedenen Emissionsminderungsstrategien Mk 
sind nun durch alle möglichen Kombinationen jeweils einer Maß-
nahme für jeden Emittenten definiert. Um die optimale Luft-
reinhaltepolitik zu ermitteln, muß aus allen möglichen Minde-
rungsstrategien Mk diejenige herausgefunden werden, für die gilt: 
mit K' k = 1., 
= 
(2.1) 
Kosten für die Minderungsmaßnahme, die bei 
Strategie k beim Emittenten i durchgeführt wird 
Schäden, die durch die bei Minderungsstrategie Mk 
noch vorhandenen Emissionen entstehen 
Da allerdings der Zusammenhang zwischen Emissionen und Wirkungen 
bzw. Schäden nicht bekannt ist, führt diese Gleichung noch nicht 
zu operationalen Handlungsanweisungen. Es müssen vielmehr weitere 
Annahmen bezüglich der Schadens funktion Sk getroffen werden. 
Es wird daher angenommen, daß 
der Schaden S von der 
Emittenten i abhängt: 
Summe der Emissionen 
S = F(!: a'E') 
-i 1. 1. mit ai = konstant. 
E' 1. aller 
Die ai sind ein Maß für die relative Schädlichkeit einer 
Schadstoffeinheit beim Emittenten i im Vergleich zu den 
Emissionen der anderen Emittenten. Im folgenden werden die 
ai, da genauere Informationen fehlen, alle gleich 1 gesetzt. 
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die Schadens funktion konvex ist, die marginalen Schäden mit 
zunehmenden Emissionen also gleich bleiben oder zunehmen, 
nicht aber abnehmen. 
Es läßt sich zeigen (/3/), daß bei diesen Annahmen die Gleichung 
(2.1) separierbar ist in getrennte Gleichungen für alle Emitten-
ten i: 
max (2.2) 
Dabei bezeichnet ß den Grenzschaden, den die Emission einer 
zusätzlichen Schadstoffeinheit bei Vorliegen der optimalen Minde-
rungsstrategie verursacht. 
Da die Schadens funktion nicht bekannt ist, muß der Grenzschaden ß 
festgelegt werden. ß kann dabei als abgeschätzter Grenzschaden 
oder als maximal aufzuwendende Grenzkosten der Schadstoffminde-
rung interpretiert werden. ß kann auch so festgelegt werden, daß 
ein bestimmtes Emissionsniveau erreicht wird. 
Die beschriebene Separierbarkeit des Problems in Teilprobleme für 
jeden Emittenten macht es möglich, Gleichung (2.1) statt durch 
aufwendige Optimierungsverfahren wie etwa die dynamische Optimie-
rung durch ein einfaches Verfahren zu lösen. Erst dadurch wird 
die Behandlung mehrerer tausend Emittenten bzw. Emittentengruppen 
möglich. 
Um die optimale Maßnahme bei einem Emittenten i für ein gegebenes ß zu berechnen, muß lediglich der Ausdruck (2.2) für jede 
Maßnahme bzw. Maßnahmenkombination berechnet und dann diejenige 
Maßnahme k ermittelt werden, für die Gleichung (2.2) maximal 
wird. Die Zusammensetzung der optimalen Einzelrnaßnahmen ergibt 
die optimale Emissionsminderungsstrategie bei gegebenem ß. 
Es fehlen jedoch noch Entscheidungsgrundlagen, die es dem Ent-
scheidungsträger ermöglichen, die Grenzkosten bzw. das erwünschte 
Emissionsniveau zu bestimmen. Hilfreich wäre eine Darstellung, 
die das erreichte Emissionsniveau und die dabei einzusetzenden 
Minderungskosten in Abhängigkeit von den festzulegenden Grenz-
schäden ß angibt. 
Daher wird im folgenden die Herleitung von Kostenfunktionen der 
Schadstoffminderung beschrieben. Diese Kostenfunktionen geben den 
Zusammenhang zwischen Emissionsniveau, Minderungskosten und 
Grenzschaden ß an. Zur Erstellung einer solchen Funktion werden 
folgende Schritte durchgeführt: 
a) Alle möglichen Minderungsmaßnahmen und alle technisch mög-
lichen Maßnahmenkombinationen j, beschrieben durch Kosten 
Kii und Emissionsminderungen EMii' werden für alle Emitten-
ten i nach steigenden EMij geordnet. 
b) Zwischen jeweils benachbarten Maßnahmen bei einem Emittenten 
werden Differenzkosten und Differenzminderungen ermittelt. 
A EM' . 1.J 
A Kij 
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c) Es werden spezifischen Differenzkosten pro Schadstoffeinheit 
SKij berechnet: 
A SK1.')' = A K" / A E' , 1.) 1.) 
d) Es werden alle Maßnahmen j von der weiteren Auswertung 
ausgeschlossen, für die gilt: 
A SK" ~ 1.) 
weil diese Maßnahmen für eine optimale Emissionsminderungs-
strategie nicht in Frage kommen. 
e) Die optimale Maßnahme bzw. Kombination 1 ist nun diejenige, 
für die gilt: 
A SKil S ß 
A SKi,1+1 > ß 
Die spezifischen Differenzkosten SK sind also entscheidend für 
die Auswahl einer Minderungsmaßnahme. 
Ordnet man alle Maßnahmen an allen Emittenten nach steigenden 
spezifischen Differenzkosten und trägt dann die kumulierten 
Differenzkosten über den kumulierten Differenzemissionsminderun-
gen auf, so erhält man nach Verbindung benachbarter Einzelpunkte 
mit Geraden einen konvexen Polygonzugi dieser ist die gesuchte 
Kostenkurve der Schadstoffminderung. Die Steigung der Geraden, 
die von links und von rechts an jeden Eckpunkt heranreicht, 
stellt den oberen und den unteren Wert des Intervalles von ß dar, 
bei dem der Eckpunkt die optimale Emissionsminderungsstrategie 
repräsentiert. Eine ausführliche Darstellung der Vorgehensweise 
ist in /3/ enthalten. 
Um die Kostenkurve näherungsweise erstellen zu können, kann auch 
folgendermaßen vorgegangen werden: Gleichung (2.2) wird für alle 
Emittenten bzw. Emittentengruppen i und verschiedene Werte für 
den Grenzschaden ßj gelöst. Die Zusammenfassung der Einzelergeb-
nisse für jeden Emittenten für ein ß' ergibt die Gesamtkosten K' 
und die gesamte Emissionsminderung E~i. Trägt man die wertepaara 
«EO-EMj)/Ki) in einem KoordinatensyStem ein und verbindet die 
Punkte zu ~iner Kurve, so erhält man die gesuchte Kostenkurve. 
Die Darstellung dieser Kurve wird umso genauer, je mehr Stütz-
punkte berechnet werden, bzw. je mehr Werte für ß eingesetzt 
werden. 
Aus den ermittelten Kurven kann entnommen werden: 
die minimalen Kosten, um eine gewünschte Emissionsminderung 
zu erreichen. 
die maximale Emissionsminderung, die mit gegebenen Kosten 
erreicht werden kann. 
Emissionsminderung und Kosten, die bei einem vorgegebenen 
Grenzschaden im optimalen Fall entstehen. 
Eine solche Kostenkurve der Emissionsminderung kann dazu dienen, 
das Luftreinhalteziel festzulegen. Nach der Festlegung des 
gewünschten optimalen Zustandes kann zudem anhand der Grunddaten, 
die zum Aufbau der Kostenkurve verwendet wurden, festgestellt 
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werden, welche Einzelrnaßnahmen bei jedem Emittenten durchgeführt 
werden müssen, um eine optimale Luftreinhaltung zu erreichen. 
2.2 Modell zur Ermittlung der Emissionen 
Zur Durchführung einer Kosten-Effektivitäts-Analyse von Maßnahmen 
zur Luftreinhaltung wird ein Modell benötigt, mit welchem die 
Auswirkungen von Emissionsminderungsmaßnahmen und ihre Kosten 
berechnet werden können. Da jetzt zu beschließende umweltpoli-
tische Maßnahmen erst in den nächsten Jahren umgesetzt werden und 
dann auf die zukünftige Emissionsstruktur einwirken, ist es 
erforderlich, die Emissionen und die Auswirkungen emissionsredu-
zierender Maßnahmen für zukünftige Zeitpunkte zu berechnen. Als 
Betrachtungsjahr wird daher das Jahr 2000 gewählt. 
Das Untersuchungsgebiet umfaßt das Land Baden-Württernberg. Um 
regionale Unterschiede aufzeigen zu können, werden Emissionsmin-
derungsstrategien und Kostenkurven nicht nur für Baden-Württem-
berg als Ganzes, sondern auch für die 35 Land- und 9 Stadtkreise 
berechnet. 
Die Vorgehensweise zur Berechnung der Emissionen und Emissions-
minderungen wird im folgenden getrennt für die stationären und 
mobilen Emissionsquellen dargelegt. 
2.2.1 Modell für stationäre Feuerungsanlagen 
Der gesamte Bereich der stationären Feuerungsanlagen wird in 
dieser Studie in die folgenden drei Teilbereiche gegliedert: 
öffentliche fossil gefeuerte Kraftwerke, 
sonstige genehmigungsbedürftige Feuerungsanlagen, 
nicht genehmigungsbedürftige Feuerungsanlagen. 
Die Unterteilung in genehmigungsbedürftige und nicht genehmi-
gungsbedürftige Feuerungsanlagen scheint geeigneter als die z.B 
in den Energiebilanzen übliche Einteilung in Industrie, Haushalte 
und Kleinverbraucher, weil die Umweltgesetze und -verordnungen 
nicht nach den Sektoren Industrie, Haushalte und Kleinverbraucher 
unterscheiden, sondern nach der Anlagengröße der Feuerungsanlage. 
Genehmigungsbedürftige Feuerungsanlagen sind Anlagen, die nach 
der 4.BImSchV /4/ einer Genehmigung bedürfen. Im wesentlichen 
handelt es sich um Anlagen, die mit Erdgas gefeuert sind und eine 
Feuerungswärmeleistung von mehr als 10 MWth aufweisen sowie um 
Anlagen, die mit leichtern Heizöl gefeuert werden und mehr als 
5 MWtb an Leistung aufweisen, außerdem um alle anderen Anlagen 
mit e~ner Leistung von mehr als 1 MWth. 
Bei den nicht genehmigungsbedürftigen Feuerungsanlagen handelt es 
sich im wesentlichen um den Hausbrand mit einer thermischen 
Leistung unter den Grenzen für genehmigungsbedürftige Anlagen, 
unabhängig davon, ob Wohnungen, Gewerbebetriebe oder das Verwal-
tungsgebäude eines großen Industriebetriebs von einer dieser 
Anlagen versorgt wird. 
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Ausgangspunkt für die Berechnung der Emissionen, deren Minderung 
und den daraus resultierenden Kosten ist die einzelne Feuerungs-
anlage, deren jetziger und zukünftiger Brennstoffverbrauch und 
die an dieser Anlage einsetzbaren Minderungsmaßnahmen. 
Zur Berechnung der Emissionen wird der Brennstoffverbrauch einer 
Anlage mit brennstoff- und anlagenspezifischen Emissionsfaktoren 
multipliziert. Schadstoffminderungsmaßnahmen reduzieren die Emis-
sionsfaktoren. 
Zur Ermittlung effizienter Schadstoffminderungsstrategien wurde 
ein EDV-gestütztes Modell mit folgendem Ablauf entwickelt: 
a) Die Daten eines Emittenten bzw. einer Emittentengruppe 
werden eingelesen. 
b) Die Emissionen des Emittenten i im Referenzfall werden 
berechnet. Dazu wird zunächst der Brennstoffverbrauch des 
Jahres 2000 aus dem Verbrauch des Jahres 1985 und aus 
verschiedenen Kennzahlen, die z.B. die wirtschaftliche Ent-
wicklung der entsprechenden Branche, den Zuwachs an Wohn-
fläche oder Brennstoffumstellungen beschreiben, ermittelt. 
Die MUltiplikation des Brennstoffverbrauches mit den für das 
Jahr 2000 geltenden Emissionsfaktoren ergibt die S02- und 
NOx-Emissionen im Referenzfall. 
c) Nun wird der Einsatz jeder technisch möglichen Emissionsmin-
derungsmaßnahme oder -maßnahmenkombination j simuliert. Die 
jeweils erreichte Emissionsminderung EMii gegenüber den 
Emissionen des Referenzfalles und die ents~ehenden zusätz-
lichen Kosten werden berechnet. 
d) Diejenige Maßnahme K, für die der Gewinn G mit 
G = ß· EMij - Kij 
maximal wird, wird als optimale Minderungsmaßnahme für den 
Emittenten i bei gegebenem ß ausgewählt. 
Die Ergebnisse für die einzelnen Anlagen werden kreisweise und 
für ganz Baden-Württemberg zusammengefaßt. 
Die Daten über die einzelnen Emissionsquellen werden aus ver-
schiedenen Quellen zusammengetragen und in eine rechnergestützte 
Datenbank eingegeben. Ergänzend zur Betrachtung von Brennstoff-
einsatz und Emissionen aus Feuerungsanlagen müssen für die 
Berechnung von Minderungsmaßnahmen weitere Merkmale erfaßt wer-
den. Neben verwendetem Brennstoff, dessen Schwefelgehalt und dem 
Ort des Brennstoffeinsatzes sind auch Daten über die technische 
Beschaffenheit der Anlage oder des Anlagenparks, aus dem die 
Emissionen abgegeben werden, von entscheidender Bedeutung. 
Hierunter fällt vor allem die Leistung der Feuerungsanlage und 
bei größeren Anlagen die Anzahl der Kessel sowie deren Einzel-
leistung. Darüberhinaus werden die einsetzbaren sowie die einge-
setzten Brennstoffe bzw. Brennstoffkombinationen und die Art der 
Feuerung bzw. der Feuerungstyp erfaßt. 
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Definitionsgemäß besteht eine Feuerungsanlage aus einer oder 
mehreren Feuerungen, die in einem engen räumlichen oder betrieb-
lichen Zusammenhang stehen, bzw. deren Abgasströme in einen 
gemeinsamen Schornstein führen /5/. Die Art der Feuerung unter-
scheidet bei Kohlefeuerungen zwischen Rost-, Staub- oder Wir-
belschichtfeuerungen. Beim Feuerungstyp wird im wesentlichen 
zwischen Prozess- und Kesselfeuerung unterschieden. 
2.2.1.1 Datengrundlage für öffentliche Kraftwerke 
In Baden-Württemberg stehen an elf Standorten fossil gefeuerte 
öffentliche Kraftwerke unterschiedlicher Größe. Standort, Betrei-
ber, eingesetzter Brennstoff, die Menge des eingesetzten Brenn-
stoffs in den vergangenen Jahren, sein Schwefelgehalt sowie die 
spezifischen NOx-Emissionen dieser Kraftwerke können weitgehend 
aus verschiedenen Veröffentlichungen entnommen werden 
/1,6,7,8,9/. 
Außerdem steht eine umfangreiche Datenbank über die eingesetzten 
Verfahren zur Reduktion der S02- und NOx-Emissionen sowie die 
daraus entstehenden Kosten zur verfügung. Diese Daten sind 
kesselweise bekannt. Die Angaben aus /8/ ermöglichen zusätzlich 
die Ermittlung eines Szenarios der zukünftigen Brennstoffver-
bräuche in den einzelnen Anlagen. 
Ausgehend von diesen Datenquellen wurde eine Datenbasis erstellt, 
die alle Informationen enthält, die für die Berechnung von 
Brennstoffverbrauch, daraus resultierenden Emissionen, Emissions-
minderungsmaßnahmen und deren Kosten für die Kraftwerke in Baden-
Württemberg notwendig sind. 
2.2.1.2 Datengrundlage der genehmigungsbedürftigen Feuerungsan-
lagen 
Die Datenbank für genehmigungsbedürftige Feuerungsanlagen enthält 
rund 2100 Einzelanlagen. Neben den Anlagen, die nach der derzei-
tigen 4.BImSchV /4/ genehmigungsbedürftig sind, sind auch Anlagen 
enthalten, die nur nach der alten Fassung der 4.BImSchV vom 
27.Juni 1980 genehmigungsbedürftig waren. Es handelt sich hierbei 
um Anlagen, die mit leichtem Heizöl gefeuert werden und eine 
Leistung von mehr als 1 MWth, aber weniger als 5 MWth' aufweisen. 
Strenggenommen gehören diese Anlagen also zu den n1cht genehmi-
gungsbedürftigen Anlagen, jedoch werden sie, um die verfügbaren 
Informationen nutzen zu können, bei dieser Gruppe mit erfaßt. 
Die in der Datenbank erfaßten Merkmale für die einzelnen Anlagen 
sind: 
Identifikationsnummer der Anlage 
Anzahl der Kessel 
Leistung jedes Kessels 
Anlagengröße, -klasse und ggf. Leistungsbegrenzung 
Branche(Industrie) bzw. Verbrauchergruppe(Kleinverbraucher) 
vorgesehene (genehmigte) Brennstoffarten 
Standort (Kreis) 
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ggf. Emissionsminderungsmaßnahmen 
Schwefeleinbindung (bei Prozeßfeuerungen) 
Art und Höhe des Brennstoffverbrauches 
Von den ca. 2100 Anlagen werden ungefähr 1300 /10/ von der 
Industrie betrieben. Der Rest liefert Wärme an den Energiever-
brauchersektor Kleinverbraucher, rund 55 Anlagen beheizen größere 
Wohnblocks bzw. Wohnsiedlungen, wobei hier Krankenhäuser, 
Schwimmbäder, Verwaltungsgebäude usw. mit enthalten sind. 
Basis für die Anlagen der Industrie bilden Angaben über deren 
Feuerungsanlagen in Baden-Württemberg /10,11,12/. Unter Beachtung 
des Datenschutzes mußten diese Angaben auf Kreisebene regionali-
siert werden. Aus früheren Arbeiten /10/ liegen für e1n1ge 
Großanlagen weiter Daten über NOx-Emissionen, den zu erwartenden 
Brennstoffverbrauch sowie über neue re Emissionsminderungsmaßnah-
men vor. Weitere detaillierte Angaben über Brennstoffsubstitutio-
nen und Stillegung von Anlagen im Rahmen eines Fernwärmeausbaus 
sind aus /1,13,14/ verfügbar. 
Die verbleibenden ca. 700 genehmigungsbedürftigen Anlagen werden 
von Kleinverbrauchern betrieben und mußten in die bestehende 
Datenbank eingearbeitet werden. Die Angaben über die einzelnen 
Anlagen entstammen einer Fragebogenaktion /12/. Nur bei einer 
geringen Anzahl der Kleinverbraucheranlagen waren Angaben zum 
Brennstoffverbrauch verfügbar, bei den meisten Anlagen mußte der 
Brennstoffbedarf aufgrund von Annahmen /10/ für jede Verbrau-
chergruppe abgeschätzt werden. 
2.2.1.3 Datengrundlage der nicht genehmigungsbedürftigen Feue-
rungsanlagen 
Die Betreibergruppen lassen sich in Industrie, Haushalte und 
Kleinverbraucher einteilen. Diese Gruppen weisen jeweils unter-
schiedliche Anlagenstrukturen auf. 
Haushalte 
Für die Haushalte werden als Grundlage Berechnungen verwendet, 
die auf der Basis statistischer Werte SOW1e von Umfragen bei 
Energieversorgungsunternehmen kreisweise die beheizte Wohnfläche, 
den Raumwärmebedarf und die Leistung in drei Altersklassen, nach 
mehreren Gebäudegrößenklassen sowie in Sammel- und Einzelheizun-
gen getrennt, abbilden /9/. Auf der Basis bekannter Energieträ-
gerstrukturen /8/ werden dann Höhe und Art der Brennstoffeinsätze 
zur Deckung der Raumwärme in der oben erwähnten Unterteilung 
bestimmt. Damit liegt eine Datenbank vor, die für jeden Kreis in 
Baden-wür~temberg über folgende Daten der kleinen Feuerungsanla-
gen in Haushalten verfügt: 
Kreiskennziffer 
Heizanlagentyp 
Anlagengrößenklasse 
Nutzungsart (hier generell Haushalte, später folgen Klein-
verbraucher und Industrie) 
Altersklasse 
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Anzahl der Heizanlagen (Bei Einzelheizungen: Anzahl der 
Gebäude) 
Anzahl der beheizten Wohnungen 
Heizleistung 
Endenergieverbrauch 
Beheizte Fläche 
Kleinverbraucher 
Sehr aufwendig gestaltete sich die Erstellung der Datenbasis 
nicht genehmigungsbedürftiger Feuerungsanlagen bei den Kleinver-
brauchern. Zwar gibt es eine ganze Reihe von Untersuchungen über 
den Brennstoffverbrauch der Kleinverbraucher /7,9,15/, aber es 
existiert keine Zuordnung des Brennstoffverbrauches zur Anlagen-
struktur. Außerdem wurde bisher in keiner Untersuchung der 
Brennstoffeinsatz der Kleinverbraucher getrennt nach genehmi-
gungs- und nicht genehmigungsbedürftigen Anlagen erfaßt. Für die 
Fragestellung dieser Aufgabe ist diese Trennung besonders wich-
tig, da die genehmigungsbedürftigen Feuerungsanlagen, wie in 
2.2.1.2 beschrieben, bereits in einer anderen Datenbasis enthal-
ten sind. 
Um die Berechnungsprograrnrne, die für den Bereich Haushalte 
entwickelt wurden, hier ebenfalls verwenden zu können, wurde die 
Datenbank für den Kleinverbraucherbereich gleich aufgegliedert 
wie die für die Haushalte. 
Für jede Kleinverbrauchergruppe wurden charakteristische Grundda-
ten, sogenannte Indikatoren, ermittelt. Indikatoren sind bei-
spielsweise Beschäftigtenzahlen, Anzahl der Betten in Krankenhäu-
ser und Altenheimen, Schülerzahlen etc. Diese Indikatoren liegen 
kreisweise und teilweise auch nach Größenklassen geordnet vor 
/16,17,18/. Sie werden mit dem spezifischen Energiebedarf pro 
Indikator multipliziert und ergeben so den Energiebedarf der 
Kleinverbraucher in den einzelnen Kreisen Baden-württernbergs. Die 
mittlere Anlagenleistung ergibt sich aus der Division des nun 
bekannten Brennstoffbedarfs durch die Vollastbenutzungsstunden 
der Branchen /7/. 
Industrie 
Im Jahr 1985 wurden etwas mehr als 10% des Brennstoffverbrauches 
der Industrie in nicht genehmigungsbedürftigen Feuerungen einge-
setzt /10/. Diese Anlagen emittierten etwa 5% der industriellen 
S02-Emissionen und etwa 4% der Stickoxide aus Industriebetrieben 
/10/. Die Anzahl der Betriebe mit nicht genehmigungsbedürftigen 
Feuerungsanlagen beträgt ca. 6400 /10/. 
Diese Anlagen benötigen weniger als 10% des gesamten Brennstoff-
verbrauches aller nicht genehmigungsbedürftige Anlagen; es sind 
etwa zwei Anlagen pro Betrieb vorhanden. 
Die Aufgliederung der Datenbasis kleiner Industriefeuerungen 
entspricht der bei den Haushalten und Kleinverbrauchern verwende-
ten Datenstruktur. 
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2.2.2 Modell für mobile Emissionsguellen 
Bei den mobilen Emissionsquellen, insbesondere den Fahrzeugen des 
Straßenverkehrs, werden die Größen Brennstoffverbrauch, S02- und 
NOx-Emissionen nicht wie bei den stationären Anlagen über brenn-
stoff-, sondern über strecken- und geschwindigkeitsabhängige 
Faktoren ermittelt. 
Der zeitliche Verlauf der Emissionen wird anhand eines Szenarios 
der zukünftigen Entwicklung der Fahrleistung und der Zusammenset-
zung der Fahrzeugflotte im Modell berechnet. Ebenso wird der 
Einsatz verschiedener Technologien in die Berechnungen mit einbe-
zogen. 
Die Ermittlung der Kosten und der Minderungen einer Maßnahme 
macht wiederum den Vergleich unterschiedlicher Minderungskonzepte 
mit Hilfe der spezifischen Diefferenzkosten pro Schadstoffeinheit 
möglich. 
2.2.2.1 Datengrundlage für den Straßenverkehr 
Zur Betrachtung des Straßenverkehrs werden im wesentlichen sta-
tistische Daten herangezogen. 
Als Grundlage für die Berechnung des Brennstoffverbrauches und 
der Emissionen des Straßenverkehrs wurde die jährlich zurückge-
legte Fahr- oder Verkehrsleistung gewählt. Mit Hilfe von strek-
kenbezogenen Faktoren, in die auch die mittlere Fahrgeschwindig-
keit eingeht, werden die Zielgrößen ermittelt. 
Den Berechnungen der Verkehrs leistung außerhalb geschlossener 
Ortschaften liegen Angaben aus der Straßendatenbank des Landes 
Baden-Württemberg /19/ zugrunde, für die innerhalb von Ort-
schaften zurückgelegte Fahrleistung wurde ein Modell entwickelt, 
welches den Zusammenhang zwischen Bevölkerungszahl und innerört-
licher Verkehrs leistung abbildet. Dieses Innerorts-Modell wurde 
mit Daten verifiziert, die aus /20/ vorliegen. Eine weitere 
Datengrundlage bilden Statistiken über die Zusammensetzung der 
Pkw- und Lkw-Flotte /21,22/. 
Verkehrleistung auf Außerortsstraßen 
Die in /19/ erfaßten Straßenabschnitte umfassen rund 28000 km in 
Baden-Württemberg. Neben den Angaben über Straßenkategorie, z.B. 
Autobahn oder Bundesstraße, sowie Anfangs- und Endkoordinaten der 
einzelnen Abschnitte im rechtwinkligen Gauss-Krüger-Netz liegen 
Informationen über straßenbauliche Merkmale, z.B. Straßenbreite, 
-Neigung und -Verlauf sowie Angaben über die durchschnittliche 
tägliche Verkehrs stärke (DTV) , getrennt nach Pkw und Lkw vor. Die 
Angaben über die Verkehrsmengen auf den einzelnen Abschnitten 
stammen aus einer im Jahr 1985 landesweit durchgeführten Ver-
kehrszählung, bei der neben den Datenerhebungen der automa-
tischen Zählstellen auch manuelle Zählungen stattgefunden haben. 
Für die Abschnitte, die zwar in der Straßendatenbank vorhanden 
sind, jedoch keine Werte aus der Zählung 1985 aufweisen, wurde 
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die durchschnittliche Verkehrsmenge aller Abschnitte der ent-
sprechenden Kategorie eingesetzt. 
Die tägliche Fahrleistung auf einem außerorts liegenden Abschnitt 
ergibt sich durch Multiplikation der täglichen Verkehrsmenge mit 
der Abschnittslänge. 
Die geographische Lage der einzelnen Abschnitte ist bekannt und 
ermöglicht ihre Zuordnung zu den Kreisen des Landes. Damit kann 
kreisweise die außerörtliche Fahrleistung getrennt nach Straßen-
kategorien ermittelt werden. 
verkehrsleistung auf Innerortsstraßen 
Die Basis für die Erstellung des Modells für den innerörtlichen 
Verkehr bilden Daten, die im Rahmen von /20/ erhoben worden sind. 
Diese Daten umfassen die wichtigsten Verkehrsadern inner-
und außerorts im Gebiet des Nachbarschaftsverbandes Stuttgart, 
d.h. der Landkreise BÖblingen, Ludwigsburg, Esslingen, des 
Stadtkreises Stutttgart sowie teilweise des Rems-Murr-Kreises. 
wie die Straßendatenbank des Landesamtes für Straßenwesen /19/ 
beinhaltet auch diese Datensammlung unter anderem die geogra-
phische Lage der Abschnitte, ihre Länge und die Anzahl der auf 
dem Abschnitt fahrenden Fahrzeuge, getrennt nach Pkw und Lkw. 
Aus den sowohl außerorts wie auch innerorts liegenden Abschnitten 
werden die innerörtlichen Abschnitte herausgetrennt und gemeinde-
weise zusammengefaßt. Damit wird die Berechnung der Fahrleistung 
innerhalb der Siedlungsflächen möglich. Die Fahrleistung inner-
halb der Gemeinden ist abhängig von der Zahl der dort lebenden 
Einwohner. Für die ca. 200 Gemeinden, für die das Netzmodell aus 
/20/ innerörtliche Verkehrs leistungen liefert, wurde durch eine 
Regressionsanalyse ein Zusammenhang zwischen Einwohnerzahl und 
Kilometerleistung ermittelt. Hierbei wurde sowohl für Pkw als 
auch für Lkw der Exponentialansatz 
y = a + b * e (x-xmin) 
mit y: Verkehrleistung in 1000 km 
x: Bevölkerungszahl in 1000 
gewählt. Die ermittelten Regressionskoeffizienten sind in Tab.2-1 
aufgeführt. 
Tab. 2-1: Regressionskoeffizienten im Innerorts-Modell 
Pkw 
Lkw 
a 
-547.706 
- 77.757 
b 
547.864 
77.896 
c 
0.285E-5 
0.275E-5 
xmin 
571 
571 
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Zusammensetzung der Fahrzeugflotte 
Aus /21,22/ lassen sich für Pkw die Verteilung der Hubraumklassen 
(Tab. 2-2) bzw. für Lkw die Verteilung der Gewichtsklassen 
(Tab. 2-3) im Jahr 1985 ermitteln. Dabei wird noch die Antriebs-
art (Otto- oder Dieselmotor) mit erfaßt. 
Tab. 2-2: Verteilung der Hubraumklassen bei den Personenkraft-
wagen im Jahr 1985 (Anteile in Prozent) /21,22/ 
H1: unter 1000 ccm 
H2: 1000 bis 1399 ccm 
H3: 1400 bis 1999 ccm 
H4: über 2000 ccm 
Otto 
8 
31 
42 
9 
Diesel 
6 
4 
Tab. 2-3: Verteilung der Gewichtsklassen bei den Lastkraftwagen 
im Jahr 1985 ( Anteil in Prozent) /21/ 
G1: unter 3,5 t 
G2: 3,5 bis 7 t 
G3: über 7 t 
G4: Sattelzüge 
G5: Busse 
Diesel 
70,8 
9,0 
12,3 
3,7 
4,1 
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~ §Q~- und HOx-Emissionen in Baden-Württemberg im Jahr 1985 
Als Basis für die Projektion der Brennstoffverbräuche sowie der 
daraus resultierenden S02- und NOx-Emissionen in die Zukunft 
werden zunächst die Ausgangswerte im Jahr 1985 für alle Emitten-
tengruppen berechnet. 
An die Betrachtung der einzelnen Emittentengruppen und die 
Gesamtsituation in Baden-Württemberg schließt sich die Erörterung 
der regionalen Verteilung der Emissionen an. 
3.1 Emissionen der öffentlichen Kraftwerke 
Die an 11 Standorten in Baden-Württemberg vorhandenen, fossil 
gefeuerten Kraftwerke der öffentlichen Energieversorgungsunter-
nehmen verfügten 1985 über eine Leistung von 15000 MWth /1,7,8/. 
Auf mit Steinkohle gefeuerte Anlagen entfielen ca. 9000 MWth' 
etwa 4700 MWtth werden durch ÖI- und Gasfeuerungsanlagen bere1t-
gestellt, ca. 1100 MWth sind in Gasturbinen installiert. 
Für alle öffentlichen Kraftwerke wurden die Brennstoffverbräuche 
und die spezifischen Emissionen kesselweise erhoben (s. Kap. 
2.2.1.1) /8/. 
Obwohl der Anteil der installierten Leistung der Kohlekraftwerke 
1985 nur etwa 60% betrug, wurden ca. 85% des Brennstoffeinsatzes 
von ca. 135 PJ durch Kohle gedeckt. Damit werden von den baden-
württembergischen Energieversorgungsunternehmen (EVU) die Koh-
leabnahmeverpflichtungen aus dem sogenannten Jahrhundertvertrag 
erfüllt. ÖI- und Gaskraftwerke aller Art werden hauptsächlich zur 
Deckung der Spitzenlast eingesetzt. Ein EVU setzt zur Deckung 
eines kleinen Teils des Fernwärme- und Strombedarfs auch Müll 
ein. Die Gasturbinen werden größtenteils durch Erdgas in Kombina-
tion mit leichtem Heizöl betrieben. 
Die S02-Emissionen in Höhe von 74 kt (1985) stammen zu über 95% 
aus Kohle, der überwiegende Rest entsteht bei der Verbrennung von 
schwerem Heizöl. Die Stickoxid-Emissionen in Höhe von 55 kt 
entstammen ebenfalls zu ca. 95% aus der Verbrennung von Kohle, 
der Rest verteilt sich auf Müll, schweres Heizöl und Erdgas. 
3.2 Emissionen der genehmigungsbedürftigen Anlagen 
In Baden-Württemberg versorgen im Jahr 1985 etwa 2100 sonstige 
genehmigungsbedürftige Anlagen mit ca. 5000 Kesseln bzw. Einzel-
feuerstätten die unterschiedlichsten Verbraucher mit Wärme auf 
stark differierenden Temperaturniveaus. Von diesen Anlagen unter-
liegen 40 sowie drei Raffinerien der Großfeuerungsanlagenverord-
nung (GFAVO) /23/. Die Hälfte dieser Anlagen hat eine Feuerungs-
leistung von über 100 MWth' davon wiederum haben 8 Anlagen mehr 
als 300 MWth' Ungefähr die Hälfte der großen Anlagen liefert 
Wärme für Industriebetriebe. 
Von den genannten 2100 Anlagen sind knapp 1000 Anlagen nach der 
neuen 4. BImSchV vom 24. Juli 1985 nicht mehr genehmigungsbedürf-
tig (siehe Kap. 2.2.1.2). Da bei den Genehmigungsbehörden jedoch 
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Angaben über diese Anlagen in der Datenbank verfügbar sind, 
werden diese Anlagen weiterhin bei den genehmigungsbedUrftigen 
Anlagen eingereiht, um alle vorhandenen Informationen optimal zu 
nutzen. Diese Anlagen werden ausschließlich mit leichtem Heizöl, 
zum Teil in Kombination mit Erdgas betrieben. 
Von den ca. 2100 Anlagen werden ca. 1300 in Industriebetrieben 
genutzt, die restlichen liefern Wärme an Kleinverbraucher, 55 
Anlagen versorgen große Wohnblocks. 
Fast 1900 der erfaßten Anlagen arbeiten nur mit Kesselfeuerungen, 
über 200 Anlagen bestehen nur aus Prozeßfeuerungen. Ein sehr 
geringer Anteil betreibt sowohl Kessel- als auch Prozeßfeuerun-
gen. Erwähnt seien noch die 3 Raffinerien in Baden-Württemberg, 
von denen jedoch eine 1988 stillgelegt wurde. 
Der Brennstoffverbrauch von insgesamt ca. 220 PJ im Jahr 1985 
setzt sich zu etwa 30% aus schwerem Heizöl und zu über 20% aus 
Erdgas sowie zu etwa 15% aus Steinkohle, zu 15% aus leichtem 
Heizöl sowie zu 15% aus Raffineriegas und Sulfitablauge zusammen. 
Der Anteil von sonstigen festen Brennstoffen beträgt ca. 5%. 
S02-Emissionen werden durch die Oxidation des im Brennstoff 
enthaltenen Schwefels verursacht. Der Schwefelgehalt des Brenn-
stoffes ist bei den meisten Anlagen aus den Genehmigungsunterla-
gen ersichtlich. Ist dies nicht der Fall, wurde für schweres 
Heizöl 1,6% und für Steinkohle 0,92% angenommen /10/. Für 
leichtes Heizöl wird bei allen Anlagen mit einem Schwefelgehalt 
von 0,28% /10/ gerechnet. In Zementwerken wird eine Einbindung 
von 95% des Schwefels in das Produkt angesetzt /10/. 
Durch den unterschiedlichen Schwefelgehalt der Brennstoffe erge-
ben sich für die einzelnen Energieträger andere Anteile an den 
SO~-Emissionen als am Brennstoffverbrauch. Über 60% der S02-
Em1ssionen von 53 kt im Jahr 1985 resultieren aus der Verbrennung 
von schwerem Heizöl, je etwa 15% des Schwefeldioxid sind auf den 
Einsatz von Steinkohle sowie von Raffineriegas und Sulfitablauge 
zurückzuführen. 
Die Stickoxid-Emissionen sind nur bedingt vom Brennstoff bzw. dem 
Stickstoffgehalt des Brennstoffes abhängig. Ausschlaggebend ist 
vielmehr die Verbrennungstemperatur. Je höher die Temperatur im 
Brennraum, je länger die Verweilzeit der Reaktionspartner in der 
Verbrennungs zone und je höher der Luftüberschuß ist, desto höher 
ist die Reaktionsrate des Stickstoffes in der zugeführten Ver-
brennungsluft mit dem Sauerstoff. Für die meisten der großen 
Feuerungsanlagen sind die spezifischen Emissionen bekannt /10/. 
Die NOx-Emissionen der restlichen Anlagen werden auf der Basis 
mittlerer spezifischer Emissionen ermittelt (Tab. 3-1). 
Tab. 3-1: Mittlere NOx-Emissionsfaktoren für genehmigungsbedürf-
tige Anlagen nach Brennstoffen 
Steinkohle (Rostfeuerung) 
schweres Heizöl 
leichtes Heizöl 
Erdgas 
400 mg/m3 
650 mg/m3 
470 mg/m3 
400 mg/m3 
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Die NOx-Emissionen der genehmigungsbedürftigen Anlagen betragen 
im Jahr 1985 42 kt, je über 30% stammen aus der Verbrennung von 
schwerem Heizöl und Steinkohle. Erdgas, das bei den S02-Emissio-
nen keine Rolle spielt, ist an den Stickoxid-Emissionen mit 15% 
beteiligt. 
Eine weitere Analyse der Zahlen für das Jahr 1985 ergibt, daß mit 
47% die Grundstoffindustrie den größten Anteil am Brennstoffver-
brauch der genehmigungsbedürftigen Anlagen hat. Die Kleinver-
braucher setzen knapp 20% ein. Mit zwei Drittel ist der S02-
Ausstoß der Grundstoffindustrie noch höher als ihr Anteil am 
Brennstoffeinsatz. Dies ist vor allem auf den Einsatz von 
Energieträgern mit hohem Schwefelgehalt in der Mineralöl- und der 
Zellstoffindustrie zurückzuführen. Auch bei den NOx-Emissionen 
liegt die Grundstoffindustrie mit 60% an der Spitze. Dies ist 
unter anderem darauf zurückzuführen, daß in der Zementindustrie 
prozeßbedingt hohe Verbrennungstemperaturen, die die NOx-Bildung 
begünstigen, notwendig sind. 
3.3 Emissionen der nicht genehmigungsbedürftigen Anlagen 
In Baden-Württemberg gibt es ca. 4 Mio. Wohnungen mit etwa 
300 Mio. m2 Wohnfläche in ca. 1,8 Mio. Gebäuden, davon wird in 
ca. 1,2 Mio mit zusammen 2,5 Mio. Wohnungen die Raumwärme durch 
Sammelheizungen bereitgestellt. Zusätzlich beziehen 0,37 Mio. 
Kleinverbraucher ihre Wärme aus nicht genehmigungsbedürftigen 
Anlagen. Davon haben 0,19 Mio., also knapp 50%, eine Sammelhei-
zung. Hinzu kommen ungefähr 14000 Anlagen in etwa 6400 Industrie-
betrieben /10/. 
Fast die Hälfte (45 %) der wohnun~en wird durch eine Ölsammelhei-
zung versorgt. Gaszentral- und Oleinzelheizungen stellen je zu 
etwa 15 % die Wärme für Haushalte bereit, die Fernwärme hat einen 
etwas geringeren Anteil. Gaseinzelheizungen haben einen Anteil 
von etwa 5 %. 
Auch bei der Versorgung der Kleinverbraucher durch nicht genehmi-
gungsbedlirftige Feuerungsanlagen hat die Öl zentralheizung mit 
über 30 % den größten Anteil. Die restlichen Heizungssysteme sind 
an der Wärmeversorgung zu etwa gleichen Anteilen beteiligt, wobei 
jedoch Elektro- und Feststoffsammelheizungen praktisch nicht 
eingesetzt werden. 
Die kleinen Feuerungsanlagen der Industrie werden zu über 65 % 
mit leichtem Heizöl betrieben. 25 % setzen Erdgas ein, der Rest 
der Anlagen verfeuert feste Brennstoffe. 
Über zwei Drittel des Brennstoffverbrauchs der nicht genehmi-
gungsbedürftigen Feuerungsanlagen wird durch leichtes Heizöl 
gedeckt. Erdgas wird zu etwa einem Viertel eingesetzt. Insgesamt 
werden ca. 350 PJ verbraucht. 
Zur Berechnung des Schadstoffausstoßes werden die in Tab. 3-2 
aufgeführten Emissionsfaktoren verwendet /1/. 
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Tab. 3-2: Emissionsfaktoren für nicht genehmigungsbedürftige 
Feuerungsanlagen nach Brennstoffen in kg/TJ 
Erdgas 
leichtes Heizöl 
(0,28% Schwefelgehalt) 
feste Brennstoffe 
130 
320 
60 
50 
50 
An den S02-Emissionen dieser Emittentengruppe, die 1985 39 kt 
betragen haben, haben die festen Brennstoffe mit 18 % einen 
überproportionalen Anteil, ihr Anteil am Brennstoffeinsatz 
beträgt lediglich 6 %. Der restliche S02-Ausstoß stammt aus der 
Verbrennung von leichtem Heizöl. 
Die Verteilung der NO -Emissionen entspricht dadurch, daß die 
NOx-Emissionsfaktoren !ür alle Brennstoffe die gleiche Größenord-
nung aufweisen, etwa der des Brennstoffverbrauches, 60% entstam-
men der Verbrennung von leichtem Heizöl, ca. 25% der von Erdgas. 
Der gesamte NOx-Ausstoß beträgt im Jahr 1985 19 kt. 
Schlüsselt man den Brennstoffverbrauch der nicht genehmigungsbe-
dürftigen Feuerungsanlagen nach Verbrauchergruppen auf, so zeigt 
sich, daß bei den Haushalten über 66%, bei den Kleinverbrauchern 
etwa 25% der Brennstoffe eingesetzt werden. Den restlichen 
Brennstoff verbraucht die Industrie. Sowohl bei den S02- wie auch 
bei den NOx-Emissionen liegen die Anteile der drei Gruppen fast 
gleich wie beim Brennstoffverbrauch. 
3.4 Emissionen des Straßenverkehrs 
Entsprechend der in Kap. 2.2 beschriebenen Vorgehensweise sind im 
Sektor Verkehr nicht die einzelnen in Baden-Württemberg zugelas-
senen Fahrzeuge (1985: 4,1 Mio Pkw, 0,2 Mio Lkw und Busse /24/) 
sondern die auf den Straßen erbrachte Fahrleistung ausschlag-
gebend für die entstehenden Emissionen. Die Fahrleistung betrug 
im Jahr 1985 knapp 70 Mrd. Kilometer, davon wurden nur ca. 10% 
von Lkw zurückgelegt. Über 60% der Gesamtfahrleistung wird auf 
Außerortsstraßen zurückgelegt. 
In den Tab. 3-3 und 3-4 sind die geschwindigkeitsabhängigen 
Brennstoffverbrauchs- und NOx-Emissionsfaktoren entsprechend der 
in Tab. 2-2 bzw. 2-3 dargelegten Auf teilung für Pkw und Lkw 
aufgeführt. 
Die Schwefeldioxid-Emissionen sind proportional dem Brennstoff-
verbrauch, Dieselkraftstoff wird im Jahr 1985 mit einem Schwefel-
gehalt von 0,25 Gewichtsprozent angesetzt, Vergaserkraftstoff mit 
0,025 Gewichtsprozent /28/ 
Für das Basisjahr 1985 ergibt sich für den Straßenverkehr ein 
gesamter Brennstoffverbrauch von 235 PJ. Davon sind rund 66% 
Vergaserkraftstoff, 34% Diesel. Der Anteil der Pkw liegt bei 73%, 
der der Lkw bei 27%. Die gesamten S02-Emissionen liegen im Jahr 
1985 bei 11 kt, davon entstammen fast 85% dem Dieselkraftstoff 
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bzw. ca. 66% werden von Lkw emittiert. Bei den 
ergibt sich ein Gesamtbetrag von 224 kt, die 
davon 62%. 
NOx-Emissionen 
Pkw verursachen 
Tab. 3-3: Spezifische Brennstoffverbrauchs- und NOx-Emissionsfak-
toren für Pkw in g/km /25,26,27/ 
Brennstoffverbrauch NOx-Emission 
Inner- Land- Auto- Inner- Land- Auto-
orts straße bahn orts straße bahn 
H1 51,03 45,04 52,63 1,48 1,97 3,37 
H2 66,43 49,64 57,45 1,48 1,97 3,37 
H3 Benzin 78,02 54,95 60,96 1,79 2,39 4,08 
Diesel 58,97 50,06 56,53 0,68 0,60 1,12 
H4 Benzin 100,14 65,35 71,29 2,10 2,80 4,80 
Diesel 81,82 59,93 64,85 0,68 0,60 1,12 
Tab. 3-4: Spezifische Brennstoffverbrauchs- und NOx-Emissionsfak-
toren für Lkw in g/km /28/ 
Brennstoffverbrauch NOx-Emissionen 
Inner- Land- Auto- Inner- Land- Auto-
orts straße bahn orts straße bahn 
G1 98,70 96,40 98,20 1,17 1,24 1,41 
G2 130,80 110,00 148,75 5,41 6,15 7,67 
G3 259,90 205,40 208,30 12,54 11,67 14,67 
G4 366,03 246,95 342,75 27,99 22,52 23,62 
G5 284,67 229,32 237,57 15,27 13,55 17,20 
In Tab. 3-5 sind die Anteile der Pkw und Lkw bzw. der Kraftstoff-
arten an den Emissionen und dem Brennstoffverbrauch zusammenge-
faßt. 
Tab. 3-5: Anteile von Pkw und Lkw bzw. von Vergaserkraftstoff und 
Diesel im Jahr 1985 
Brennstoff-
verbrauch S02-Emissionen NOx-Emissionen 
Gesamt 235 PJ 11 kt 223 kt 
Pkw 73% 34% 62% 
Lkw 27% 66% 38% 
Benzin 66% 16% 60% 
Diesel 34% 84% 40% 
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3.5 Emissionen in Baden-Württemberg 
FUr alle Emittentengruppen zusammen ergeben sich die im folgenden 
beschriebenen Ergebnisse fUr das Jahr 1985. 
Der gesamte Brennstoffverbrauch beträgt ca. 940 PJ (Abb.3-1). Mit 
37% decken leichtes Heizöl und Dieselkraftstoff den größten 
Anteil, der Steinkohleanteil beträgt 18%. Die Energieträger 
Erdgas und Vergaserkraftstoff folgen mit 17% bzw. 15%. Knapp 8% 
werden von schwerem Heizöl gedeckt, die restlichen 4% verteilen 
sich auf Raffineriegas und Sulfitablauge. 
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Abb. 3-1: Brennstoffverbrauch und Emissionen nach Brennstoffen in 
Baden-Württemberg im Jahr 1985 
Insgesamt werden 212 kt S02 emittiert (Abb. 3-1). Aufgrund ihres 
hohen Schwefelgehaltes liegen hier die Steinkohle und das schwere 
Heizöl mit einem Anteil von 42% bzw. 28% deutlich vor dem 
leichten Heizöl (einschließlich Diesel) mit 21%. Raffineriegas 
und Sulfitablauge tragen mit fast 7% zu den S02-Emissionen bei, 
während der Vergaserkraftstoff unter 1% der Emissionen verur-
sacht. Der Anteil des Erdgases an den S02-Emissionen geht gegen 
Null. 
Die NOx-Emissionen belaufen sich auf rund 340 kt (Abb. 3-1), 
davon stammen fast 40% aus der Verbrennung von Benzin in 
Ottomotoren. Über 30% werden durch die Verbrennung von leichtem 
Heizöl und Diesel verursacht, wobei der Anteil des Diesels an den 
Gesamt-NOx-Emissionen allein 26% beträgt, nur 4% stammen aus 
Feuerungsanlagen. Steinkohle hat einen Anteil von knapp 20%, 
schweres Heizöl einen Anteil von 4%. Die restlichen 5% werden bei 
der Verbrennung von Erdgas, Raffineriegas und Sulfitablauge emit-
tiert. 
Betrachtet man die Anteile der Emittentengruppen am Brennstoff-
verbrauch, so zeigt sich, daß die nicht genehmigungsbedUrftigen 
Anlagen mit über 37% an der Spitze liegen. Der Verkehr und die 
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genehmigungsbedürftigen Anlagen haben einen Anteil von je ca. 
25%. Nur 14% des Brennstoffes wird in öffentlichen Kraftwerken 
verbraucht. 
Bei den S02-Emissionen stehen hingegen die genehmigungsbedürfti-
gen Anlagen mit 41% an der Spitze, gefolgt von den Kraftwerken 
mit 35%. In diesen beiden Emittentengruppen werden die schwefel-
reichen Energieträger Steinkohle und schweres Heizöl eingesetzt. 
Der hohe Anteil der nicht genehmigungsbedürftigen Anlagen und der 
Kraftwerke im Jahr 1985 ist außerdem darauf zurückzuführen, daß 
zu dieser Zeit nur vereinzelt Emissionsminderungsmaßnahmen 
installiert waren. Gesetzliche Regelungen zur Minderung der SO~­
Emissionen schreiben erst in späteren Jahren eine zum Te1l 
erhebliche Reduktion vor. Aus den nicht genehmigungsbedürftigen 
Anlagen stammen 19% der S02-Emissionen, der Verkehr hat mit 5% 
den deutlich niedrigsten Anteil. In den beiden letztgenannten 
Emittentengruppen werden die Energieträger leichtes Heizöl, Erd-
gas und Vergaserkraftstoff eingesetzt, die einen geringen Schwe-
felgehalt aufweisen. 
Bei den NOx-Emissionen liegt der Verkehr mit einem Anteil von 66% 
weit vor den anderen Emittentengruppen, die Kraftwerke emittieren 
16% der Stickoxide, die genehmigungsbedürftigen Anlagen 12% und 
die nicht genehmigungsbedürftigen 6%. 
3.6 Regionale Verteilung der Emissionen 
Neben der Betrachtung des gesamten Brennstoffverbrauchs und der 
daraus resultierenden Emissionen in Baden-Württemberg ist deren 
regionale Verteilung von Bedeutung. Daraus läßt sich ableiten, wo 
örtliche Emissionsschwerpunkte vorhanden sind und entsprechende 
Minderungsmaßnahmen angesetzt werden können.Der Brennstoffeinsatz 
und die Emissionen werden daher im folgenden für die 44 Kreise 
Baden-Württembergs erläutert. 
Die Verteilung des Brennstoffverbrauches auf die einzelnen Kreise 
des Landes ist in der Abb. 3-2 dargestellt. In Form von Sektor-
Diagrammen sind dort für jeden Kreis die prozentualen Anteile der 
Verbrauchergruppen eingezeichnet. 
Besonders hohe Brennstoffverbräuche sind in den Stadtkreisen 
Mannheim und Karlsruhe zu finden. In beiden Städten stehen große 
Kraftwerke und Industriefeuerungsanlagen, wobei in Karlsruhe noch 
zusätzlich zwei große Raffinerien vorhanden sind. Einen hohen 
Brennstoffverbrauch weisen auch die Stadtkreise Stuttgart und 
Heilbronn sowie die Landkreise Ludwigsburg und Esslingen auf. In 
diesen vier Kreisen liegen ein oder mehrere Kraftwerksstandorte. 
Dabei hebt sich der Stadtkreis Heilbronn besonders ab, hier wird 
über 80% des Brennstoffs in einem Kraftwerk eingesetzt. Außer in 
den erwähnten Kreisen mit Kraftwerksstandorten und einigen Krei-
sen mit großen genehmigungsbedürftigen Anlagen (z.B. Alb-Donau-
Kreis, Ravensburg) liegt der Anteil der genehmigungsbedürftigen 
Anlagen am Brennstoffverbrauch bei ungefähr 50%, der Anteil des 
Verkehrs liegt bei rund 25%. 
- 22 -
~ .".. .,.d'IllUI.· •• ~dafrll.~ 
~A.I"f. 
~ 11.'''.,.u",.btdl''II,' 
rac.II " ...... ( ..... 1111 IW) 
OK"" •. ,., 
lIIIIIl Ver h'r 
Brennsloff-
verbrauch 
il Jahr 1985 
in Baden-Wuerll. 
[PJ] 
40 
20 
10 ~.o Was SI LI b [l. J , o SO 100 , , , IKE Slullgarl 
Abb. 3-2: Regionale Verteilung des Brennstoffverbrauchs nach 
Verbrauchergruppen in Baden-Württernberg 1985 
Bei der regionalen Verteilung der S02-Emissionen werden die 
Unterschiede zwischen den Kreisen noch deutlicher (Abb. 3-3). 
Ganz besonders hohe Emissionen gibt es - bedingt durch ein großes 
Kraftwerk -in Mannheim und in Karlsruhe. Hier tragen vor allem 
Raffinerien zu dem hohen Niveau bei. Die vier Kreise mit 
Kraftwerksstandorten im Neckartal zwischen der Stadt Heilbronn 
und dem Landkreis Esslingen heben sich bei den S02-Emissionen 
ebenso hervor. In einigen Landkreisen wie Ravensburg, Rhein-
Neckar, Lörrach, im Ortenaukreis sowie im Landkreis Karlsruhe 
sind wegen der S02-Emissionen einzelner genehmigungsbedürftiger 
Feuerungsanlagen der Industrie höhere S02-Emissionen als in den 
restlichen Kreisen festzustellen. In den Kreisen mit insgesamt 
geringen S02-Emissionen haben die nicht genehmigungsbedürftigen 
Feuerungsanlagen einen sehr hohen Anteil, zum Teil liegt dieser 
deutlich über der Hälfte. Der Anteil des Verkehrs von durch-
schnittlich unter 5% ist sehr gering. 
Abb. 3-4 zeigt die Verteilung der NOx-Emissionen. In den meisten 
Kreisen Baden-Württernbergs verursacht der Verkehr über 75% der 
NOx-Emissionen. Ausnahmen bestehen nur dort, wo genehmigungsbe-
dürftige Großemittenten vorhanden sind. Dies sind vor allem die 
großen Kohlekraftwerke, die in Mannheim, Karlsruhe und Heilbronn 
den wesentlichen Anteil der NOx-Emissionen stellen. Daneben 
ergeben sich in Ludwigsburg, Esslingen und Stuttgart höhere 
industrielle NOx-Emissionen. Hervorzuheben sind außerdem die 
Kreise, in denen einzelne Anlagen der Grundstoffindustrie 
(Zement, Papier) liegen, z.B. Heidenheim, Tuttlingen, Ravensburg, 
Lörrach und der Alb-Donau-Kreis. 
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Abb. 3-3: Regionale Verteilung der S02-Emissionen nach Verbrau-
chergruppen in Baden-Württemberg 1985 
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Abb. 3-4: Regionale Verteilung der NOx-Emissionen nach Verbrau-
chergruppen in Baden-Württemberg 1985 
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Mit der Beschreibung der Ist-Situation des Brennstoffeinsatzes 
und der daraus resultierenden S02- und NO -Emissionen existiert 
eine Grundlage für eine Projektion der zukÖnftigen Emissionen und 
den Auswirkungen des Einsatzes von verschiedenartigen Maßnahmen 
zur Schadstoffminderung. 
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! Techniken, Energieträgersubstitutionen und weitere Maßnahmen 
zur Emissionsminderung 
In diesem Kapitel werden die Techniken, die spezifischen Investi-
tionen sowie die verbrauchs abhängigen Kosten für Emissionsmin-
derungsmaßnahmen dargestellt. Es werden nicht nur zusätzliche 
Maßnahmen erläutert, sondern auch die Techniken, die z.B. schon 
im Referenzfall in öffentlichen Kraftwerken oder bei Personen-
kraftwagen eingesetzt werden. 
Grundlage für das Datenmaterial waren sowohl Literatur-Recherchen 
als auch Umfragen bei Anlagenbauern und -betreibern. 
Die dargestellten Maßnahmen zur Emissionsminderung lassen sich in 
die Kategorien Primär-, Sekundär- und sonstige Maßnahmen eintei-
len /1,29/. 
Eine Primärmaßnahme ist eine Maßnahme, die durch technische 
Veränderungen die Entstehung von Luftschadstoffen unmittelbar im 
Bereich der Verbrennung verhindert, so daß gar keine oder weniger 
Schadstoffe entstehen. Sekundärmaßnahmen entfernen bereits ent-
standene Schadstoffe aus dem Rauchgas. 
Bei den sonstigen Maßnahmen handelt es sich um alle die Maßnah-
men, die keiner der beiden genannten Kategorien zuzuordnen sind. 
Im wesentlichen sind dies Brennstoff- und Energieträgersubstitu-
tionen, der Einsatz schwefelarmer Brennstoffe und Technologie-
substitutionen. 
Bevor die Maßnahmen erläutert werden, sind im nächsten Kapitel 
die wesentlichen Grundannahmen des Verfahrens zur Kostenberech-
nung dargestellt. 
4.1 Grundlegende Annahmen zur Berechnung der Kosten 
Die Kosten für eine Emissionsminderungsmaßnahme setzen sich 
zusammen aus 
Annuität der Investitionen, 
betriebsabhängigen bzw. variablen Kosten, 
Personalkosten, 
Sonstigen und Folgekosten. 
Eventuell auftretende Erlöse werden von den Kosten abgezogen. 
Annuität der Investitionen 
Zur Berechnung der kapitalgebundenen Kosten dient die Annuitäten-
methode, die reale Diskontrate wird mit 4% pro Jahr angenommen 
/8/. In den Annuitätsfaktor geht neben dem realen Diskontsatz die 
Lebensdauer einer Anlage ein. Sofern nicht anders vermerkt, 
werden folgende zeitabschnitte angenommen: 
Brenner 
Personenkraftwagen 
Kessel und Rauchgasreinigungsanlagen 
Bauten 
Anschlußleitungen, Baukostenzuschüße 
sowie Stromheizungen 
10 a 
10 a 
15 a 
30 a 
20 a 
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Betriebsabhängige bzw. variable Kosten 
Darunter fallen die Kosten für die unterschiedlichen Betriebs-
stoffe. Bei Substitutionen bzw. dem Einsatz niedrig schwefelhal-
tigen Brennstoffes beeinflussen die Brennstoffpreise die Kosten 
einer Maßnahme zur Emissionsminderung. 
Personalkosten 
Es wird angenommen, daß ein Mannjahr 70000 DM kostet. 
Sonstige Kosten und FOlgekosten 
Bei den stationären Emissionsquellen entstehen zusätzlich Auf-
wendungen für Instandhaltung und Versicherung in Höhe von im 
Schnitt 4%/a der Investitionen /30/, im Verkehrssektor werden 2% 
angenommen. 
Erlöse und mögliche Kostenminderungen 
Durch Rauchgasreinigungsmaßnahmen können sich z.B. durch weiter-
verwertbare Rückstandsprodukte Erlöse ergeben, die von den Kosten 
einer Maßnahme abzuziehen sind. 
Das Vorhandensein einer Rauchgasentschwefelungsanlage ermöglicht 
es dem Betreiber unter Umständen, einen Brennstoff mit höherem 
Schwefelgehalt einzusetzen und trotzdem unter dem vorgeschriebe-
nen Grenzwert zu bleiben. Brennstoffe mit hohem Schwefelgehalt 
sind meist billiger als solche mit niedrigem, insgesamt ist also 
durch die Rauchgasentschwefelungsanlage eine Verminderung der 
Brennstoffkosten erreicht worden. Die Preisdifferenz ist der 
Maßnahme gutzuschreiben. 
Einige Maßnahmen bei Feuerungsanlagen ermöglichen die simultane 
Verringerung sowohl der S02- als auch NOx-Emissionen, die für 
eine Kosten-Effektivitäts-Analyse notwendige Zuordnung der Kosten 
zu einer geminderten Schadstoffwirkung ist also nicht mehr ohne 
weiteres möglich. Für die Zuordnung der Aufwendungen wird das 
folgende Verfahren /1/ gewählt: 
Um den Vergleich mit anderen SO~- und NOx-Minderungsmaßnahmen auf 
der hier gewählten Basis zu ermöglichen, werden die Jahreskosten 
einer Maßnahme den erreichten Schadstoffminderungen von S02 und 
NOx anteilig zugerechnet. Ein möglicher Weg hierzu ist relative Gewichtung der vermiedenen S02- und NOx-Emissionen mit Hilfe der 
Langzeit-Immissionswerte (lW 1) des Abschnittes 2.5.1 der TA Luft 
/31/. Diese Immissionswerte sind zum Schutz vor Gesundheitsge-
fahren festgelegt. 
Die genannten IW I-Werte betragen für S02 0,14 mg/Nm3 bzw. für 
NOx 0,08 mg/Nm3 . Eine relative Gewichtung ergäbe also aus: 
IW INOx 0,08 mg/Nm3 kg NOx 
= = 0,571 
IW 1S02 0,14 mg/Nm3 kg S02 
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0,571 kg NOx hätten damit eine vergleichbare Wirkung wie 
1 kg S02. Die K~sten vo~ kombinierten Maßnahmen an Feuerungsanla-
gen können som1t den e1nzelnen Schadstoffen anteilig zugeordnet 
werden. 
4.2 Beschreibung, Investitionen und Kosten ausgewählter Maßnahmen 
Die verschiedenen Schadstoffminderungstechnologien werden für 
zwei Gruppen von Feuerungsanlagen, nämlich die genehmigungsbe-
dürftigen (einschließlich der Kraftwerke) und die nicht genehmi-
gungsbedürftigen Anlagen sowie für den Straßenverkehr beschrie-
ben. In diesen drei Emittentengruppen werden jeweils unterschied-
liche Technologien eingesetzt werden. Die nicht genehmigungsbe-
dürftigen Anlagen bestehen im wesentlichen aus Anlagen für den 
Hausbrand mit einer Leistung von weniger als 1 MWth. 
4.2.1 s02-Minderung bei genehmigungsbedürftigen Anlagen 
Einen Überblick über die für genehmigungsbedürftige Anlagen 
ausgewählten Maßnahmen zur SOZ-Minderung gibt Tab. 4-1. Von den 
aufgeführten Verfahren ist d1e naße Rauchgasentschwefelung mit 
Hilfe der Kalkwäsche das in Baden-württemberg verbreitetste 
Sekundärverfahren, wobei bei kleineren Anlagen (bis ca. 75000 m3 
Rauchgas-Volumenstrom) ein vereinfachtes Kalkwaschverfahren /10/ 
gewählt wurde, an dessen Ausführung und Verfügbarkeit keine so 
hohen Anforderungen wie an die der größeren Anlagen gestellt 
werden. 
Das Trockenadditivverfahren kann sowohl als primäres wie auch als 
sekundäres Rauchgasreinigungsverfahren angewendet werden. Die 
Kalkprodukte werden entweder direkt dem Brennstoff zugegeben 
(primäres Verfahren) oder nach dem Kessel den Rauchgasen zuge-
führt (sekundäres Verfahren). Das Reaktionsprodukt wird mit der 
Flugasche im nachgeschalteten Staubfilter abgeschieden. 
Ein weiteres Sekundärverfahren ist das Aktivkohleverfahren, das 
bisher wenig eingesetzt wird. In Planung ist zur zeit eine 
größere Anlage /32/. Das Verfahren beruht auf der Adsorption des 
S02 im Rauchgas an Aktivkohle. Die Regeneration des Aktivkohle-
filters liefert ein S02-Reichgas, das z.B. bei der Herstellung 
von Schwefelsäure Verwendung finden kann. 
Auch der Einsatz von Brennstoffen mit niedrigem Schwefelgehalt 
trägt zur Minderung der S02-Emissionen bei, z.B. schreibt die TA 
Luft /31/ ab 1989 für Anlagen, die mit schwerem Heizöl gefeuert 
werden, einen Grenzwert vor, der - sofern keine Rauchgasentschwe-
felungsanlage vorhanden ist - durch den Einsatz von schwerem 
Heizöl mi~ maximal 1% Schwefel (Max-1-Ware) erfüllt wird. 
Leichtes Heizöl läßt sich bis zu einem gewissen Grad billiger als 
schweres entschwefeln. Entsprechende Verfahren werden heute be-
reits in allen baden-württembergischen Raffinerien angewen-
det/10/. Die Entschwefelung auf 0,2% ist sogar seit dem I.März 
1988 gesetzlich vorgeschrieben. Eine weitergehende Entschwefelung 
z.B. auf 0,15% oder 0,1%, ist möglich /10/. 
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Tab. 4-1: S02-Minderungsrnaßnahrnen an genehrnigungsbedUrftigen 
Anlagen (einschließlich Kraftwerke) 
Hinderungs.aßnahae 
Rauchgasent-
schwefelung 
- naß -
Kalkwaschverfahren 
Trocken-
additiv-
sekundär 
verfahren priaär 
Aktivkoksverfahren 
Einsatz von schwe-
re. Heizöl ait 
niedrige. Schwefel-
gehalt 
Entschwefelung von 
leichte. Heizöl .it 
0,28% Sauf 0,18% S 
0,18% Sauf 0,15% S 
0,18X Sauf 0,10% S 
Brennstoff Hinderung 
Steinkohle 
schweres 
Heizöl 
Steinkohle 
[ % ] 
90-95 
70-90 
Steinkohle bis 50 
Steinkohle 
schweres 
Heizöl 
schweres 
Heizöl 
leichtes 
Heizöl 
leichtes 
Heizöl 
leichtes 
Heizöl 
90 
90 
auf 1:( 
Schwefel 
35 
17 
45 
An lagen- Investition 
größe 
[103.3/h] (DH/<a3/h)] 
5-2000 75-300 
25-200 50-90 
25-200 20-25 
0,5-150 80-135 
0,5-110 110-180 
alle 
alle 
alle 
Betriebs-
kosten 
(DH/10Cl0l113] 
Bemerkungenl 
Restriktionen 
ca. 4,7 SK') siehe auch 
ca. 4,6 HS1) 
ca. 
ca. 3,21) 
3,7 
5 
Brennstoff-
kosten 
6,5 DH/t 
10,5 DH/t 
60 DH/t 
Abb. 4-1 
von der TA Luft 
gefordert 
ab 1.3.1988 ge-
setzlich vorge-
schriebene Hin-
derung auf 0,2 S 
2) 
Annah.e: Die Entsorgungskosten betragen 300 DH/t Restprodukt. Bei den Kraftwerken liegen 
Betreiberangaben vor, die bei den Rechnungen verwendet werden 
Ausnah.e: Anlagen .it Rauchgasentschwefelungsanlagen 
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4.2.2 NOX-Minderung bei genehmigungsbedürftigen Anlagen 
In Tab. 4-2 sind die wichtigsten Verfahren zur Reduzierung der 
Stickoxide bei großtechnischen Anlagen dargestellt. 
Am häufigsten werden Primärmaßnahmen angewendet. Dabei werden 
NOx-arme Brenner, Stufenverbrennung und die Rauchgasrückführung 
alleine oder miteinander kombiniert eingesetzt. Durch diese 
Techniken werden die Flammtemperaturen reduziert, der Luftüber-
schuß in der Verbrennungs zone vermindert und die Verweilzeit bei 
hohen Temperaturen herabgesetzt /10/, so daß die NOx-Emissionen 
absinken. Als besonders effiziente Maßnahme hat sich der Einsatz 
von NOx-armen Brennern erwiesen. Daneben kommen unterschiedliche 
Kombinationen der genannten Möglichkeiten im Betracht. 
NOx-arme Brenner ersetzen die alte Brennertechnologie. Mit dieser 
Maßnahme lassen sich in der Regel die Grenzwerte der TA Luft 
einhalten. Dies wird auch für die nachfolgenden Rechnungen 
angenommen. Neue Brenner an Schwerölfeuerungen werden häufig 
geringere Emissionen ermöglichen, als die TA-Luft zuläßt /10/. 
Bei Gaskesseln und insbesondere bei Leichtölkesseln können vor 
allem an Altanlagen Schwierigkeiten auftreten, die Grenzwerte zu 
erreichen. Kohlefeuerungen im Bereich der TA Luft bestehen in 
aller Regel aus Rostfeuerungen, die die in der TA Luft angege-
benen Grenzwerte meist ohnehin unterschreiten. 
Kombinierte Primärmaßnahmen führen zu einer weiteren deutlichen 
Reduktion der Schadstoffemissionen. Sie werden bisher weniger 
häufig eingesetzt als NOx-arme Brenner ohne zusätzliche Maßnah-
men. 
Das ACOM-Verfahren ist eine neu entwickelte Möglichkeit, die NOx -
Emissionen zu mindern. Dabei wird die Verbrennungs luft durch 
einen Elektrolyten geleitet, der die Entstehung von NOx vermin-
dert und zu einer besseren Verbrennung führt /33/. Beim Einsatz 
an ölgefeuerten Anlagen können die Grenzwerte der TA Luft gerade 
eingehalten werden. Dieses Verfahren kann unter Umständen auch 
für Gasfeuerungen eingesetzt werden, jedoch liegen darüber keine 
Informationen, also auch keine Kosten, vor. 
Das in Großfeuerungsanlagen am weitesten verbreitete Sekundärver-
fahren zur Minderung der NOx-Emissionen ist das SCR-Verfahren 
(Selective Catalytic Reduction) /34/, bei dem in die Rauchgase 
NH3 (Ammoniak) eingedüst wird und anschließend in einern Katalysa-
tor die Stickoxide zu Stickstoff und Wasserdampf reduziert 
werden. 
In Abb. 4-1 sind die spezifischen Investitionen des SCR-Verfah-
rens abgebildet. Die Werte sind aus /10/ entnommen und gelten für 
Neuanlagen von 20 000 bis 200 000 m3/h Rauchgasvolumenstrom. Die 
Werte über 200 000 m3/h gelten für Steinkohlefeuerungen in der 
Bundesrepublik und geben im oberen Bereich spezifische Werte mit 
Investitionen an, die durch Nachrüstung bedingt sind. Die durch 
Kreuze markierten Größen stellen reale Investitionen an Anlagen 
in Baden-Württemberg dar /10/. 
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Tab. 4-2: NOx-Emissisionsminderungsmaßnahmen an genehmigungsbe-
dürftigen Feuerungsanlagen (einsehl. Kraftwerke) 
HinderungsaaRnahme 
Pr i IlärllllRnahllen 
NOx-arme Brenner 
KOlibinierte 
Prillärllllßnahllen 
ACOfI-Verfahren 
ait Elektrolyt-
lösung 
Sekundärllllß-
nahllen SCR 
(Selektive kata-
lytische Reduk-
tion) 
SNCR(Selektive 
non katalytische) 
Harnstoffein-
dOsung 
Harnstoff-
lanze 
Akt i vkoksverfahren 
Brennstoff Hinderung 
schweres 
Heizöl 
leichtes 
Heizöl 
Erdgas 
Steinkohle 
schweres 
Heizöl 
leichtes 
Heizöl 
Erdgas 
Steinkohle 
schweres 
Heizöl 
leichtes 
Heizöl 
Steinkohle 
schweres 
Heizöl 
leichtes 
Heizöl 
Erdgas 
Steinkohle 
schweres 
Heizöl 
leichtes 
[ X ) 
301) 
70 
35 
Heizöl 40-60 
Erdgas 
schweres 
Heizöl bis 203) 
Steinkohle 
schweres+ 
leichtes 
Heizöl 
Erdgas 
bis 80 
Anlagen- Investition 
größe 
[103m3/hJ [DH/(m3/h») 
1-2000 
1-2000 
1-2000 
1-2000 
1-2000 
1-2000 
1-2000 
2-30 
2-22 
2-22 
5-2000 
5-2000 
5-2000 
5-2000 
80-1600 
5-22 
1-150 
1-110 
7-15 
7-15 
7-15 
30-60 
35-60 
35-60 
35-60 
2-1~) 
2-1~) 
2-1~) 
10-362) 
95-115 
125-155 
1) 
2) 
3) 
Ausgehend von spezifischen E.issionen vor 8erOcks;chtigung der TA Luft 
Starke Kostendegression ait zunehmender Anlagengröße 
Ausgehend von den Grenzwerten der TA Luft 
Betriebs-
kosten 
[DH/1ooom3J 
0,6 
0,6 
0,6 
0,6 
0,3-0,5 
0,4 
3,3 
4,5 
BeJllerkungenl 
Restrik.tionen 
Hit dieser Haßnahme 
kann in den meisten 
Anlagen die TA Luft 
eingehalten werden 
keine Hinderung Ober 
TA Luft-Grenzwerte 
hinaus 
-€ 
... §. 
:i 
e. 
c 
GI 
C 
E 
Ui 
GI 
> 
.5 
N 
GI 
Co 
f/I 
300 
200 
100 
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IC 
IC 
O+--------------.r--------------.----------____ ~------------~ 
10 100 
Volumenstrom [1000 m 3/h] 
1000 10000 
Abb. 4-1: Spezifische Investitionen des SCR-Verfahrens /8,10,35/ 
Bei zwei Verfahren wird Harnstoff in den Feuerraum eingedüst und 
damit der Prozeß der selektiven nicht katalytischen Reduktion 
(SNCR) in Gang gesetzt. Durch den in den Brennraum eingedüsten 
Harnstoff werden bei diesen Verfahren die Stickoxide bei hohen 
Temperaturen reduziert. 
Das bei den Verfahren zur Minderung von S02-Emissionen beschrie-
bene Aktivkoksverfahren läßt sich in ähnlicher bzw. erweiterter 
Form zur Reduktion von NOx-Emissionen verwenden. Vor dem Aktiv-
kohlefilter wird NH3 eingedüst und die Aktivkohle als Katalysator 
verwendet. Das Verfahren wurde bereits in einigen Anlagen einge-
setzt und erprobt /33/. 
Ein Sonderproblem bei der Reduzierung der NOx-Emissionen bilden -
vor allem in der Zementindustrie - die Prozeßfeuerungen. Durch 
die höheren Temperaturen, die in den Zementöfen zum Brennen des 
Klinkers notwendig sind, entstehen dort höhere spezifischen NOx-
Emissionen als in Kesselanlagen /10/. Seit Jahren wird an 
Verfahren zur Minderung von NOx-Emissionen aus diesen teilweise 
sehr großen Anlagen geforscht. Die besonderen Probleme, wie z.B. 
Stäube und hohe Temperaturen, lassen einige herkömmliche Verfah-
ren, z.B. das SCR-Verfahren, wegen der Gefahr einer Katalysator-
vergiftung ausscheiden. Prinzipiell könnten jedoch Primärmaßnah-
men an Brennern oder die NH3-Eindüsung zu einer Reduktion der 
Stickoxide aus der Zementindustrie führen, entsprechende Verfah-
ren könnten in absehbarer zeit zur Verfügung stehen. Obwohl sich 
die Kosten beider Maßnahmen nur schwer abschätzen lassen, sollen 
ihre Wirkungen ohne Einbeziehen der Kosten betrachtet werden, da 
der Anteil der Zementindustrie an den gesamten NOx-Emissionen der 
Industrie relativ hoch ist /10/. 
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Tab. 4-3: NOx-Emissisionsminderungsmaßnahmen an genehmigungsbe-
dürftigen Feuerungsanlagen der Zementindustrie 
Hinderungs.aßnah.e Brennstoff Hinderung An lagen- Investition Betriebs- Be .. erkungenl 
größe kosten Restriktionen 
[ X ] [103.3/h] [DH/(.3 /h )] (DH/1000..3] 
Neue Brennertechn0-
logien 10-30 le.ent- ? Investitionen 
öfen unbekannt 
NHrEindUsung 40 Zellent- ? ? in 4-6 Jahren verfUg-
öfen bar; Investitionen 
unbekannt 
4.2.3 Kombinierte S02- und NOK-Minderung bei genehmigungsbe-
dürftigen Anlagen 
Mehrere Verfahren mindern gleichzeitig S02 und NOx (Tab. 4-4). Die Sekundärmaßnahmen unter diesen Möglichkeiten werden auch als 
Simultanverfahren bezeichnet. Für die Betrachtung der baden-
württemhergischen Anlagen scheiden diese Verfahren jedoch aus, 
weil sie entweder zu teuer sind /10/ oder weil sie sich im 
praktischen Bereich bisher nicht bewährt haben. 
Tab. 4-4: Maßnahmen, die S02 und NOx-Emissionen an genehmi-
gungsbedürftigen Anlagen mindern (einschI. Kraftwerke) 
Hinderungsll8Anah~ Brennstoff 
lIirbelschicht- Steinkohle 
feuerung 
Substitution von 
Steinkohle durch Steinkohle 
Erdgas 
schwere .. Heizöl 
durch 
leichtes schweres 
Heizöl Heizöl 
Erdgas schweres 
Heizöl 
leichtes Heizöl leichtes 
durch Erdgas Heizöl 
Hinderung 
[ X ] 
5°2 90 
NOx < 80 
S02 100 
NOx < 50 
S02 < 95 
NOxca.50 
S02 100 
NOxca.60 
5°2 100 
NOxca.20 
An lagen- Investit ion 
größe [103.3/h] [DH/C .. 3/h)J 
2) 
alle 
gering 
alle 20-502) 
alle 20-502) 
Betriebs-
kosten 
[DH/1000aa3J 
ca. 4,7 
Brennstoff-
differenz 
s.Tab. 4-5 
Bellerkungenl 
Restriktionen 
wenn Hischfeuerungen 
bereits den Substitu-
tionsbrennstoff ein-
setzen, sind keine 
Investitionen nötig, 
es kann sehr einfach 
der hochschwefelhalti-
ge Brennstoff ersetzt 
werden. 
1) Es können Investitionen an den Lagertanks notwendig werden. Evtl. sind auch HaBnahmen an den Brennern 
nötig 
2) 
3) 
Starke Kostendegression mit zunehmender AnlagengröBe 
FUr Anlagen kleiner als 5 HII von der TA Luft vorgeschrieben 
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Bei der wirbelschichtfeuerung kann durch Zugabe eines Kalkproduk-
tes zur Kohle im Wirbelbett die Schwefeleinbindung gesteigert 
werden, durch niedrigere Verbrennungstemperaturen wird gleichzei-
tig die Bildung von Stickoxiden vermindert /8,34,36,37/. 
Brennstoffsubstitutionen tragen, wenn die Ersatzbrennstoffe einen 
geringeren Schwefelgehalt und niedrigere spezifische NOx-Emissio-
nen aufweisen, ebenfalls zur Minderung beider Schadstoffe bei. 
Die Substitution von schwefelhaltigen Brennstoffen durch Erdgas 
ist eine dieser Maßnahmen. Eine andere ist der Ersatz von 
schwerem durch leichtes Heizöl. Bei beiden lassen sich zwei 
bezüglich ihrer Kosten grundlegend verschiedene Möglichkeiten 
unterscheiden: 
Ist der Einsatz des Substitutionsbrennstoffes in einem 
Kessel bisher nicht vorgesehen, muß für den neuen Brennstoff 
auch eine neue Infrastruktur (Brenner, Lager, Leitungen 
etc.) aufgebaut werden. Die Investitionen hierfür werden 
ebenso wie die Brennstoffpreisdifferenzen bei den Berechnun-
gen berücksichtigt. 
An Mischfeuerungen wird der Brennstoff mit den geringeren 
Emissionen verstärkt bzw. ausschließlich eingesetzt. In 
diesem Fall müssen lediglich die Brennstoffpreisdifferenzen 
berücksichtigt werden, da die Infrastruktur sowie die Bren-
ner für den Substitutionsbrennstoff bereits vorhanden sind. 
Die Brennstoffpreise für das Jahr 2000 sind in Tab. 4-5 darge-
stellt. 
Bei den genehmigungsbedürftigen Anlagen der Mineralöl-Industrie 
ist der Bau von Rauchgasreinigungsanlagen mit hohen Investitionen 
verbunden, da die räumliche Enge der Anlagen den Bau von mehreren 
hundert Meter langen Rauchgaskanälen zu Freiflächen, die zum 
Erstellen von Rauchgasreinigungsanlagen benötigt werden, erfor-
dert. Dies führt zur Abkühlung der Rauchgase bzw. zur Druckminde-
rung in den Rauchgaskanälen /10/. 
Eine geeignete Methode bei Raffinerien ist dagegen der Zukauf von 
Erdgas, das an Stelle der hochschwefelhaltigen Rückstandsöle zu 
verbrannt wird. Die Kosten der Substitution von Rückstandsölen zu 
Erdgas resultieren aus den Investitionen, den höheren Brennstoff-
kosten und aus einem Abschlag von ca. 200 DM/t auf die hoch-
schweflige Ware gegenüber Normalware. Diese hochschweflige Ware 
müßte an spezielle Kunden verkauft oder mit zugekauftem und 
ausschließlich auf 0,2% entschwefeltem Gasöl zu spezifikationsge-
rechter Ware aufgemischt werden. Dieses Aufmischen würde einen 
Kostenaufwand in Höhe des Abschlags erfordern /10/. Weitere 
Verwendungsmöglichkeiten der Rückstände werden in /10/ disku-
tiert. 
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Tab. 4-5: Kosten der Energieträger in DM/MWh frei Verbraucher in 
Baden-Württernberg (ohne Steuern) im Jahr 2000; Mine-
ralöl- und Erdgassteuern (Stand Mitte 1989) sind 
getrennt ausgewiesen 
4.2.4 
Kraftwerke 
Heimische Kohle 
Importkohle 
Heizöl EL 
Erdgas 
Heizöl S (1% S) 
Heizöl S (2% S) 
Industrie 
Heimische Kohle 
Importkohle 
Heizöl EL 
Erdgas nicht unterb. 
Erdgas unterbrechb. 
Heizöl S (1% S) 
Heizöl S (2% S) 
Verkehr 
Normalbenzin 
Superbenzin, bleifrei 
Superbenzin, verbleit 
Dieselkraftstoff 
Haushalte 
Steinkohlenbriketts 
Braunkohlenbriketts 
Heizöl EL 
Erdgas 
38,84 
20,62 
38,41 
29,04 
28,65 
26,26 
39,03 
25,59 
45,17 
44,52 
37,75 
31,51 
28,88 
66,64 
72,46 
72,46 
61,93 
94,72 
97,07 
58,41 
60,10 
Mineralöl-/ 
Erdgassteuer 
5,77 
2,60 
4,82 
4,82 
5,77 
2,60 
2,60 
2,63 
2,63 
67,46 
65,67 
73,34 
44,88 
5,77 
2,60 
S02-Minderung bei nicht genehmigungsbedürftigen Feue-
rungsanlagen 
Tab. 4-6 zeigt die ausgewählten Maßnahmen zur Minderung von S02-
Emissionen an nicht genehmigungsbedürftigen Feuerungsanlagen. 
Eine bereits angewendete Möglichkeit zur S02-Minderung auch für 
nicht genehrnigungsbedürftigen Feuerungsanlagen ist die Entschwe-
felung des leichten Heizöls. Da sich diese Maßnahme jedoch auf 
die Produktion des leichten Heizöls in den Raffinerien bezieht, 
also nic~t spezifisch für die nicht genehmigungsbedürftigen 
Anlagen ist, gelten die gleichen Werte wie in Kap. 4.2.1 (Tab. 4-
1) beschrieben. 
Ein selten an kleineren Feuerungsanlagen eingesetztes Verfahren 
ist die Rauchgaswäsche. Für ihre Berechnung wird ein Verfahren, 
das auf der Reaktion von Schwefeloxiden mit Kalkprodukten (siehe 
Tab. 4-1) beruht und ausgereift ist /1/, berücksichtigt. 
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Tab. 4-6: S02-Emissionsminderungsmaßnahmen an nicht genehmigungs-
bedürftigen Feuerungsanlagen 
Kinderungsaaßnah~ 
Entschwefelung von 
leichtem Heizöl von 
0,28X Schwefel auf 
0,18% Schwefel 
0,18% Schwefel auf 
0,15% Schwefel 
0,18% Schwefel auf 
0,10% Schwefel 
Rauchgasreinigung 
Brennstoff Kinderung An lagen- Investition 
größe 
[X] [kW] [DK'kW] 
siehe Tabelle 4-1 
siehe Tabelle 4-1 
siehe Tabelle 4-1 
Steinkohle ca. 90 
leichtes ca. 90 
Heizöl 
ab 200 
ab 200 
90-105 
90-105 
Betriebs-
kosten 
[DK'KWh] 
ca. 51) 
11) 
Bemerkungen' 
Restriktionen 
1) Schätzwerte in Anlehnung an vergleichbare Kosten bei ähnlichem Verfahren in großen Anlagen 
4.2.5 NOx-Minderung bei nicht genehmigungs bedürftigen Feue 
rungsanlagen 
Zur Reduktion von Stickoxiden haben sich Primärmaßnahmen an 
Gaseinzel-, -etagen- und -sammelheizungen sowie an Ölsammelhei-
zungen (siehe Tab. 4-7) bewährt /1/. 
An allen Gasheizungen können die NOx-Emissionen um etwa ein 
Drittel abgesenkt werden, indern zur Absenkung der Flammtemperatur 
Keramik- oder Edelstahleinsätze an den Brennern angebracht wer-
den. Wenn die Brenner am Ende ihrer Standzeit sowieso ausge-
tauscht werden müssen, entstehen fast keine zusätzlichen Investi-
tionen. 
In den Kesseln von Gaszentralheizungen können Gasgebläsebrenner 
installiert werden, die die NOx-Emissionen etwa halbieren. 
Zusätzliche Investitionen entstehen dabei nur im unteren Lei-
stungsbereich /1/, im oberen Leistungsbereich werden die Mehr-
kosten durch die Brennstoffeinsparung, die sich durch die Wir-
kungsgrad-Verbesserung ergibt, kompensiert. 
Eine neue re Entwicklung zeichnet sich durch den Einsatz von 
Gasspezialkesseln mit überstöchiometrisch vormischenden Brennern 
ab. Diese Technik mindert den NOx-AusstOß um ca. 85% /1/ und ist 
in Feuerungen bis etwa 100 kW Leistung einsetzbar. 
An Kesseln für Sammelheizungen, die mit leichtern Heizöl betrieben 
werden, vermindern neue NOx-arme Brenner di~ Emissionen von 
Stickoxiden. Bei Anlagen unter 50 kW kann ein olblau~renner d~n 
NOx-Ausstoß um die Hälfte verringern. Im Brenner wlrd das 01 
zuerst verdampft und dann der Verbrennung unter Luftüberschuß 
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zugeführt. Bei größeren Heizungskesseln kann ein 
in dem heiße Brenngase zur Flamme rezirkulieren, 
emissionen um ein Viertel mindern /1/. 
ölgelbbrenner, 
die Stickoxid-
Tab. 4-7: 
Hinderungsaaßnah.e 
Pr i IIllraaßnah.en 
Keraaik-oder 
Edelstahl-
einslitze 
Gebllisebrenner 
Oberstöchioaetrisch 
voraischender Bren-
ner ait Gasspezial-
brenner 
Blaubrenner 
Gelbbrenner 
NOX-Minderungen an nicht genehmigungsbedürftigen 
Feuerungsanlagen /8/ 
Brennstoff Hinderung 
( x ] 
Erdgas 33 
Erdgas 50 
Erdgas 85 
leichtes 50 
Heizöl 
leichtes 25 
Heizöl 
Anlagen-
größe 
(kll] 
alle Sauel-
und Einzel-
heizungen 
alle SaMel-
heizungen 
bis 1000 kll 
Sa_el-
heizungen 
bis 50 kll 
Sauel-
heizungen 
ab 50 kll 
Salllllel-
heizungen 
Investition 
[DH/kll] 
bis 60 kll ca. 
500-600 DH/An-
lage; größere 
Anlagen: keine 
15-301) 
350 DI1/Anlage 
500 DI1/Anlage 
Betriebs-
kosten 
Bellerkungen/ 
Restriktionen 
1) Kostendegression bei größeren Anlagen, bis 20 kll konstant 600 DI1/Anlage 
4.2.6 Kombinierte S02- und NOx-Minderung bei nicht genehmi-
gungsbedürftigen Anlagen-
In Tab. 4-8 sind Maßnahmen, die sowohl den Ausstoß an Schwefel-
dioxid als auch an Stickoxid mindern, zusammengefaßt. Es handelt 
sich dabei ausschließlich um Substitutionen von Energieträgern, 
da simultane Rauchgasreinigungsverfahren für kleine Feuerungsan-
lagen in anwendungsreifer Form nicht existieren. Die Maßnahmen 
können für alle Anlagengrößen eingesetzt werden, deshalb entfällt 
die Spalte 'Anlagengröße' . 
Unabhängig von Versorgungs leitungen vor Ort ist die Substitution 
von Kohleheizungen durch leichtes Heizöl. Diese Maßnahme kann 
besonders in ländlichen Gebieten angewendet werden, in denen 
wegen der geringen Wärmeabnahmedichte nicht mit dem Aufbau einer 
Gasinfrastruktur oder gar einer Fernwärmeversorgung zu rechnen 
ist. 
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Tab. 4-8: M<;tßnahmen, .. di~ S02- und NOx-Emissionen an nicht geneh-
m1gungsbedurft1gen Feuerungsanlagen mindern 
Brennstoff "inderung Investition 
[Xl 
Betriebs-
kosten 
Bemerkungenl 
Restriktionen 
Brennstoffsubsti-
tution 1) 
1) 
2) 
3) 
4) 
5) 
6) 
zu Heizöl ZH 
von Kohle ZH 
zu Heizöl EH 
von Kohle EH 
zu Gas ZH 
von Kohle EH 
von Kohle ZH 
von Heizöl ZH 
zu Gas EtH 
von Kohle EH 
von Heizöl EH 
zu Stro. EH 15-201 
von Kohle EH 
von Heizöl EH 
Kohlen 
Kohlen 
Kohlen 
Kohlen 
leichtes 
Heizöl 
Kohlen 
leichtes 
Heizöl 
Kohlen 
leichtes 
Heizöl 
S02 > 70 Die Investitionen 
NOx > 502) fOr einen neuen geringer4) 
S02 100 
NO < fd) 
x 
S02 100 
HO
x 
> fd) 
S02 100 
HOx > 50 
S02 100 
NOx > 40 
A. Ort des 
Verbrauchs 
1005) 
Kessel sind kaum 
höher3) 
s.o. 
Zentral-
heizung3) 
Gasanschluß3) 
+neuer Kessel 
Gasanschluß + 
Gasverteilung + 
GastherIle3)+ 
Wohnungsver-
tei lung 
50-100 0"1.2 
4) 6) 
50-100 0"1.2 
4) 6) 
geringer4) 
geringer4) 
geringer4) 
hÖher4) 
geringer4) 
höher4) 
Tankraull muß geschaffen 
werden, Kohlelager ent-
fällt. Hinzu kommen In-
vestitionen fOr HOx-
arme BrennerCs.Tab.4-7) 
Die Gasversorgung aller 
Haushalte und Kleinver-
sorger in Baden-WOrttem-
berg ist wegen der Gas-
infrastruktur besonders 
im ländlichen Raum nicht 
zu erwarten. Dies wird 
berOcksichtigt. 
Bei allen Brennstoffsubstitutionen werden neue Kessel und Brenner vorgesehen, die bessere Wirkungsgrade 
als die alten aufweisen 
Bei der Verbrennung des neuen Brennstoffes werden die in Tab. 4-7 beschriebenen Primärmaßnahmen verwendet 
Die Investitionen fOr das alte Heizsystem werden abgezogen, wenn das neue nach Erreichen der Standzeit des 
alten eingefOhrt wird, nähere Erläuterungen siehe Text 
siehe Tab. 4-5 
Die Emissionen, die bei der Erzeugung von Strom bzw. Fernwär.e entstehen, mOssen berOcksichtigt werden 
Spezifische Investitionen unterliegen einer starken Degression mit zunehmender Anlagengröße 
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Tab. 4-8: Maßnahmen, die S02- und NOx-Emission7n an nich~ geneh-
migungsbedürftigen Feuerungsanlagen m1ndern (Te11 2) 
HinderungsaaBnah.e Brennstoff Hinderung Investition Betriebs-
kosten 
Bemerkungen/ 
Restriktionen (X) 
Brennstoffsubsti-
tution 1) 
4) 
5) 
7) 
zu Fernwllrlle 
von Kohle EH Kohlen 
von Kohle ZH Kohlen 
von Heizöl EH leichtes 
Heizöl 
von Heizöl ZH leichtes 
Heizöl 
Am Ort des 7)+Zentralhei-
Verbrauchs zungsanlage4) 
1005) 4) 7) 
7)+zentralhei-
zungsanlage 
4) 7) 
7) 
7) 
7) 
Zuslltzliche Fernwllrme wird 
nur in den 9 Stadtkre1sen 
eingesetzt, kann wegen der 
Wär.edichte und geographi-
schen Gegebenheiten jedoch 
nicht Uberall eingesetzt 
werden. Dies wird berUck-
sichtigt. 
Bei allen Brennstoffsubstitutionen werden neue Kessel und Brenner vorgesehen, die bessere Wirkungsgrade 
als die alten aufweisen 
siehe Tab. 4-5 
Die Emissionen, die bei der Erzeugung von Strom bzw. Fernwärme entstehen, .ossen berUcksichtigt werden 
Wegen der unterschiedlichen Fernwär.ekostenstrukturen bzgl. BaukostenzuschUsse, Leistungs- und Arbeits-
preis werden die Preisangaben aus /43/ fUr den gesamten Wllrmepreis eingesetzt 
Durch den Austausch der Kessel können Kohlesammelheizungen auf 
leichtes Heizöl umgestellt werden. Dieser neue Kessel ist in fast 
allen Fällen an das im Haus bestehende Wärmeverteilungssystem 
anschließbar. Die Investitionen für einen neuen Kohlekessel und 
einen Ölkessel sind ähnlich hoch /38,39/. Zusätzliche Investitio-
nen fallen durch den Einsatz NO~-armer Brenner an den Heizölkes-
seln an (siehe Tab. 4-7). We1tere Kosten entstehen durch die 
Errichtung des Heizöltanks. In den meisten Fällen kann der nicht 
mehr notwendige Kohlelagerraum, eventuell nach dem Einbau von 
Auslaufsicherungen, für das Aufstellen des Tanks genutzt werden. 
Der Einbau von Öleinzelöfen verursacht etwa gleichhohe Investi-
tionen wie der Einsatz von Kohleeinzelöfen /38,40/, senkt jedoch 
die S02-Emissionen erheblich. Als zusätzlicher, hier nicht gewer-
teter Vorteil kommen mögliche Komfortverbesserungen hinzu. 
Der Einbau von Gaszentralheizungen bietet weitere MögliChkeiten 
zur Verringerung des Schadstoffausstoßes. Dabei sind zwei grund-
sätzliche Arten von Maßnahmen zu unterscheiden, einmal der Einbau 
von Gaskesseln in Gebäude, die bereits mit einer Zentralheizung 
ausgerüstet waren, und andererseits in Gebäude, die bisher mit 
Einzelöfen beheizt wurden und in denen zusätzlich zum Kesselein-
bau die notwendige Zentralheizung installiert werden muß. Zu den 
Investitionen gehört in jedem Fall die Installation eines Gaszäh-
lers, die mit 4000 DM pro Anlage veranschlagt werden muß. Ab 40 
kW erhöht sich der Preis um ca. 11 DM/kW /1,41/. Zusätzliche 
Investionen von 2 bis 30 DM/kW /1,38,39/ entstehen, wenn statt 
eines Kohle- oder Ölkessels ein Gaskessel mit Gebläsebrenner 
eingesetzt wird. 
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Werden Kohleheizungen durch einen neuen Gaskessel ersetzt, ent-
stehen Investitionen zwischen 50 und 200 DM/kW. Hinzu kommen die 
Investitionen für eine zentrale Wärmeverteilung, die etwa 2500 
DM/Anlage und zus~tzlich ~t~a 100 DM/m2 Wohnfläche betragen 
/1,38,39,41,42/. D1e Invest1t10nen können in Extremfällen bis zu 
60% über diesen Werten liegen /42/. Montagekosten für die Kessel 
werden nicht berechnet, da angenommen wird, daß die Substitution 
erst nach dem Erreichen der Standzeit der alten Anlage vorgenom-
men wird. 
Der Einbau von Gasetagenheizungen statt Kohle- bzw. Öleinzelöfen 
ist eine weitere Maßnahmen zur Schadstoffreduktion. Neben den 
bereits erwähnten Investitionen für einen Gasanschluß kommen 
Investitionen für die Gasleitungen im Haus, sowie für die 
Gasthermen und die Wärmeverteilung in der Wohnung hinzu. In 
größeren Gebäuden betragen diese pro Wohnung etwa 9500 DM, in 
kleineren ca. 10500 DM /42/. Zur NOx-Minderung wird ein Keramik-
oder Edelstahleinsatz in den Brenner installiert. 
In Baden-Württemberg existiert in 8 von 9 Stadtkreisen und in 
einigen weiteren Gemeinden eine funktionierende Fernwärmeversor-
gung, die noch ausgebaut werden kann /8/. 88% der gesamten in 
Baden-Württemberg installierten Fernwärmeleistung ist in den 8 
Stadtkreisen installiert. Da die weiteren Fernwärmegebiete in den 
restlichen Kreisen so verstreut liegen und die Datengrundlage die 
nicht genehmigungsbedürftigen Feuerungsanlagen nur auf Kreisebene 
nach Anlagengrößen erfaßt, werden nur die 8 Stadtkreise mit 
vorhandenem Fernwärmenetz bei einem weitergehenden Ausbau der 
Fernwärme betrachtet. 
Zur Beurteilung der Kosten eines Fernwärmeausbaus werden die für 
die Versorgungsgebiete ermittelten Zahlen eines Fernwärmekosten-
vergleichs /43/ herangezogen. Da bei bereits bestehenden Sam-
melheizungen Investitionen für herkömmliche Feuerungssysteme ent-
fallen, werden die Einsparungen von den Kosten für den Fernwärme-
ausbau abgezogen. Wenn Kohle- bzw. Öleinzelheizungen durch Fern-
wärme ersetzt werden, müssen hingegen die Investitionen für das 
notwendige Zentralheizungssystem hinzuaddiert werden. 
Beim Einsatz der Fernwärme entstehen am Ort des Verbrauchs keine 
Schadgase, jedoch müssen die Emissionen durch erhöhten Brenn-
stoffverbrauch bei Kraft-Wärme-Kopplungsanlagen berücksichtigt 
werden. Im Durchschnitt werden in Baden-Württemberg für eine 
Einheit Fernwärme ca. 0,88 Einheiten fossile Brennstoffe (meist 
Kohle) eingesetzt /44/. Diese zusätzlichen Emissionen sind bei 
der Betrachtung der Gesamtemissionen in Baden-Württemberg zu 
berücksichtigen. 
Der Einsatz von weiteren Heizungssystemen zur Reduktion luftge-
tragener Schadstoffe ist grundsätzlich möglich. ,Sie werden je~och 
nicht betrachtet weil sie entweder nur e1ne sehr ger1nge 
Minderung bei rel~tiv hohen Kosten bewirken oder ihr Anwe~dungs­
potential bis zum Jahr 2000 bei noch unkla:er ~os~enentw7cklung 
so gering ist, daß ihre Auswirkungen,a~f d1e Em1SS10nen b1s , zum 
Jahr 2000 sehr klein sein werden. E1n1ge Systeme werden n1cht 
betrachtet weil der Einsatz des gleichen Energieträgers mit 
einer ande~en Technologie zu geringeren Emissionen führen würde. 
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So z.B. sind die spezifischen Emissionen eines erdgasgefeuerten 
Blockheizkraftwerkes mit Katalysator höher als der Einsatz von 
Erdgas in Kesseln mit NOx-armen Brennern /45/. 
4.2.7 SOl-Minderung im Straßenverkehr 
Eine Möglichkeit zur verringerung der s02-Emissionen aus dem 
Straßenverkehr ist die Senkung des Brennstoffverbrauches, da die 
s02-Emissionen proportional zu die~em sind. Zur ~senkung des 
Brennstoffbedarfs tragen innermotor1sche Maßnahme W1e ~rennra~­
optimierung, Zündzeitpunktverstellung etc. bei. Auch e1ne - h1er 
nicht betrachtete - gleichmäßige Fahrweise, die unnötiges Be-
schleunigen bzw. Abbremsen vermeidet, senkt den Verbrauch. 
Die schon in Kap. 4.2.1 und 4.2.4 (Tab. 4-1) genannte Reduzierung 
des Schwefelgehaltes im leichten Heizöl ist eine weitere Maß-
nahme. Da im Jahr 1985 rund 84% der aus dem Straßenverkehr 
stammenden S02-Emissionen durch die Verbrennung von Dieselkraft-
stoff erfolgten, liegt der Ansatzpunkt, was den Straßenverkehr 
angeht, eindeutig in der Verminderung des Schwefelgehaltes dieses 
Brennstoffes. Die Kosten der Maßnahme sind in Tab. 4-1 aufge-
führt. 
4.2.8 NOX-Minderung im Straßenverkehr 
Zu den technischen Maßnahmen, die die Stickoxid-Emissionen aus 
dem Straßenverkehr mindern, zählen innermotorische Maßnahmen, 
Katalysatoren oder die Abgasrückführung, zu den sonstigen Maßnah-
men Geschwindigkeitsbegrenzungen, die Verlagerung von Schwerlast-
verkehr auf die Schiene, in Städten die verstärkte Nutzung von 
Verkehrsmitteln des öffentlichen Personennahverkehrs (ÖPNV) oder 
auch die "Umweltampel". 
Bei der BetraChtung der technischen Maßnahmen wird für die 
einzelnen Hubraumklassen eine spezifischen jährliche Fahrleistung 
angesetzt (Tab. 4-9). 
Tab. 4-9: Spezifische jährliche Fahrleistung der verschiedenen 
Hubraumklassen 
H1 « 1000 ccm ) 
H2 (1000-1400 ccm) 
H3 (1400-2000 ccm) 
H4 (> 2000 ccm ) 
jährliche Fahrleistung 
in km 
9 000 
11 000 
12 500 
17 000 
E~tsprechen~ d7r unterschiedlichen Fahrleistungen und der spezi-f1~ch7n Em1~s10nsfaktoren lassen sich die durchschnittlichen 
Em1SS1onen e1nes Fahrzeuges der jeweiligen Hubraumklasse errech-
n7n. ?ie.Kosten der Emissionsminderungsmaßnahmen werden soweit 
W1e mogl1ch nach den Hubraumklassen getrennt erfaßt und ermög-
~ichen es über d~e spezifische Minderung der Maßnahme, die Kosten 
1n DM pro kg gem1ndertem Schadstoff anzugeben. 
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Dabei wird in Betracht gezogen, daß die unterschiedlichen Minde-
rungsmaßnahmen unter Umständen auch andere Schadstoffe, wie z.B. 
Kohlenwasserstoffe, Kohlenmonoxid oder - durch Verringerung des 
Verbrauchs - auch Schwefeldioxid mindern. Die für eine Maßnahme 
entstehenden Kosten müssen also auf alle Schadstoffe verteilt 
werden. Dies geschieht mit Hilfe einer Gewichtung durch Toxizi-
tätsfaktoren, wie sie für den Straßenverkehr in /46/ aufgelistet 
sind. Von den dort aufgelisteten Faktoren wurden diejenigen 
ausgewählt, die sich auf die Gesundheit des Menschen beziehen 
(Tab. 4-10). 
Tab. 4-10: Toxizitätsfaktoren für die Schadstoffe /46/ 
Kohlenmonoxid (CO) 1 
Kohlenwasserstoffe (VOC) 100 
Stickoxide (NOx ) 125 
Folgende Maßnahmen zur NOx-Minderung werden bei der Analyse 
berücksichtigt: 
Geregelter Katalysator (3-Weg-Katalysator) 
Der Katalysator besteht aus einem Keramikmonolithen oder in 
jüngerer Zeit aus einem Metallwickelfilter, auf dessen 
zusätzlich vergrößerten Oberfläche die aktive Schicht auf-
getragen ist. Bei einem 3-Weg-Katalysator werden die Stick-
oxide reduziert und gleichzeitig die Kohlenwasserstoffe und 
das Kohlenmonoxid oxidiert. Damit der Katalysator optimal 
arbeiten kann, muß der Verbrennungsvorgang in den Zylindern 
genau stöchiometrisch ablaufen, d.h. bei einem Luftüber-
schußverhältnis Lambda von 1. Die Regelung des eingespritz-
ten Kraftstoffes und der zugeführten Verbrennungs luft wird 
durch eine Lambda-Sonde ermöglicht, die den Anteil von 02 im 
Abgas überprüft. 
Die Minderung des NOx wird mit 80% angenommen, um 
ausgehend von der Minderung um 90% bei neuen Katalysatoren -
Alterungseffekte sowie die Aufwärmphase bis zur Anspringtem-
peratur des Katalysators (besonders innerorts) mit einzube-
ziehen. Auch die VOC und das CO werden zu 80% gemindert. Der 
Mehrverbrauch wird mit durchschnittlich 5% angesetzt. Für 
einen geregelten Katalysator müssen 1000 bis 1600 DM zusätz-
lich investiert werden. 
Die Technologie 
und ist in allen 
nische Regelung 
Kleinwagen unter 
erfüllt die momentan geltenden Grenzwerte 
Ottomotoren einsetzbar, die eine elektro-
haben. In zunehmendem Maß werden auch 
1400 ccm mit Katalysator angeboten. 
Ungeregelter Katalysator 
Im Unterschied zum geregelten Katalysator fehlt hier die 
Regelung der Einspritzmenge über die Lambdasonde. Der Minde-
rungsgrad des ungeregelten Katalysators bezüglich NOx wird 
mit 50% angesetzt, auch hier sind Alterungseffekte und die 
Aufwärmphase mitberücksichtigt. Die Minderung von CO und VOC 
schwankt je nach Lambda-Wert, für CO zwischen 10% und 90%, 
für VOC zwischen 50% und 80% (der erste Wert gilt für Lambda 
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kleiner 1, der zweite 
Investitionen liegen je 
900 DM. 
für Lambda größer 1) 
nach Fahrzeug zwischen 
/1/. 
300 
Die 
und 
Die Maßnahme kann im Prinzip bei allen Motoren mit Ottomotor 
eingesetzt werden, jedoch reicht sie nicht aus, um die 
gesetzlichen Grenzwerte für Pkw über 2000 ccm Hubraum 
einzuhalten. In dieser Hubraumklasse ist sie nur als Nach-
rüstmaßnahme anwendbar. 
Abgasrückführung 
Bei der Abgasrückführung (AGR) wird ein Teilstrom des 
Abgases der Verbrennungs luft vor dem Motor wieder zugeführt. 
Die AGR mindert die NOx-Emissionen durchschnittlich um 50%, 
es werden jedoch weder VOC noch CO gemindert. Die Investi-
tionen liegen bei ca. 400 DM. Aus technischen Gründen kann 
diese Technologie nicht in allen Fahrzeugen eingesetzt 
werden. 
Magerkonzept 
Beim Magerkonzept wird dem Motor mehr Luft zugeführt, als 
zur stöchiometrischen, also vollständigen, Verbrennung der 
eingespritzten Benzinmenge notwendig ist. Die Kennzahl für 
dieses Luft/Brennstoffverhältnis ist das Luftverhältnis 
Lambda. Bei Lambda kleiner als 1 spricht man von einem 
fetten Gemisch, bei Lambda größer 1 von einem mageren. Heute 
gebräuchliche Motoren liegen bei Lambda zwischen 0,9 und 
1,15 /47/. 
Dem Magermotor wird durch Veränderung an der Gemischbildung 
und dem Saugrohr ein sehr homogenes Luft-Kraftstoff-Gemisch 
zur Verbrennung zugeführt. Die Form des Brennraumes sowie 
des Ein- und Auslaßkanals, die Art und Lage der Zündkerze 
sind weitere Parameter, die für die Verbrennung des mageren 
Gemisches wichtig sind. Deshalb sind hier leistungsfähige 
Zündsysteme und eine elektronische Motorregelung Vorausset-
zung. Zündaussetzer und die Beeinträchtigung der Laufruhe 
setzen der Abmagerung des Gemisches eine Grenze. Ein sich 
heute auf dem Markt befindendes Fahrzeug kann durch diese 
technischen Maßnahmen mit einer Lambdazahl von 1,7 betrieben 
werden. 
Hinsichtlich des spezifischen Kraftstoffverbrauches kann mit 
einer Verminderung von 10% /48/ gerechnet werden. Die NOx -
Emissionen sind gegenüber einem Motor ohne Minderungsmaß-
nahme um die Hälfte geringer /4-1/. Für den Magermotor ist 
zusätzlich ein nachgeschalteter Oxidationskatalysator not-
wendig, um die gesetzlich vorgeschriebenen Grenzwerte für 
VOC und CO einzuhalten. 
Für ein Auto mit Magermotor müssen ca. 800 DM mehr an 
Investitionen eingesetzt werden als für ein Fahrzeug ohne 
Minderungstechnologie. Das Potential des Magermotors liegt 
zur zeit bei Pkw mit einem Hubraum unter 2000 ccm. 
- 43 -
Tab. 4-11: NOx-Minderungsmaßnahmen im Straßenverkehr 
"inderungs.aßnahae Brennstoff "inderung Hubraua Investition Betriebs- Bemerkungen I 
kosten Restriktionen 
[ X ] [ cca ] [ 0" ] [ 0" ] 
geregelter Vergaser- durch- < 1000 1000 173,80 
Katalysator kraftstoff schnittl. 1000-1399 1000 181,25 
<bleifrei) 80,5 1400-1999 1210 228,90 
>2000 1580 319,75 gesetzlich vorge-
schrieben seit 
1.10.1988 bzw. 
1.10.1989 
ungeregelter Vergaser- 50 < 1000 300 
Katalysator kraftstoff 1000-1399 660 
<bleifrei> 1400-1999 780 
~er.,tor <ait Vergaser-
Oxidations- kraftstoff 50 1400-1999 ca . 800 -457,80 bisher fOr ein 
katalysator) <bleifrei> "odell erhältlich 
Nach der Beschreibung ausgewählter Maßnahmen zur Minderung von 
S02- und NOx-Emissionen wird im folgenden ein Referenzfall mit 
möglichen Entwicklungen des Brennstoffverbrauches und der daraus 
resultierenden Emissionen beschrieben. Zum Teil werden die in 
diesem Kapitel beschriebenen Maßnahmen im Referenzfall bereits 
eingesetzt. 
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5 Berechnung der 501- und NO~-Emissionen im Jahr 2000 
Als Grundlage für die Berechnung des Minderungspotentials und der 
Kosten von Emissionsreduktionsmaßnahmen wird aufbauend auf den 
Ergebnissen für das Jahr 1985 (s.Kap.3) der Referenzfall erarbei-
tet. Der Referenzfall umfaßt die Entwicklung des Brennstoffbedar-
fes sowie der daraus resultierenden Schadstoffemissionen bis zum 
Jahr 2000. Für diese Berechnungen werden Annahmen über die 
wirtschaftliche Entwicklung, über die Energieträgerstruktur sowie 
über die Einführung von Emissionsminderungsmaßnahmen berücksich-
tigt. 
Der Referenzfall ist keine Prognose des zukünftigen Brenn-
stoffbedarfs und der daraus resultierenden Emissionen in den 
Emittentengruppen, sondern eine quantifizierte Projektion einer 
möglichen Entwicklung für den Fall, daß sich die zugrunde 
gelegten Annahmen verwirklichen. Der Referenzfall stellt die 
Grundlage zur Bewertung von zusätzlichen Maßnahmen zur Emissions-
minderung dar; er ermöglicht den Vergleich von Kosten und 
Effektivität unterschiedlicher Maßnahmen von einer gemeinsamen 
Basis aus. 
Bezüglich der Entwicklung der S02- und NOx-Emissionen werden 
besonders berücksichtigt: 
die beschlossenen, geplanten und bereits eingesetzten 
Schadstoffreduktionsmaßnahmen zum jeweiligen Inbetriebnahme-
zeitpunkt, 
die geplanten und bereits umgesetzten Energieträgersubstitu-
tionen, 
die geplanten Anlagenstillegungen, 
die Einhaltung der Grenzwerte aus folgenden rechtlichen 
Bestimmungen 
I. Großfeuerungsanlagenverordnung (GFAVO) 
11. Technische Anleitung zur Reinhaltung der Luft (TA Luft) 
111. Verordnung über Schwefelgehalt von leichtem Heizöl und 
Dieselkraftstoff. 
IV. Abgasvorschriften (ECE) bzw. Anlagen zur Straßenver-
kehrszulassungsordnung (StVZo) 
Die Entwicklung der Emissionen für Baden-Württemberg und die 44 
Kreise wird differenziert nach Emittentengruppen und Brennstoffen 
berechnet. 
5.1 Annahmen für den Referenzfall 
Den wesentlichen Einfluß auf die Entwicklung des Brennstoffbe-
darfs in Baden-Württemberg bis zum Jahr 2000 üben das Bevölke-
rungswachsturn sowie der Verlauf des wirtschaftlichen Wachstums 
aus. Weitere Einflußgrößen sind die Preise für Brennstoffe, die 
Entwicklung des spezifischen Energieträgereinsatzes in privaten 
Haushalten, bei der Produktion von Gütern und Dienstleistungen 
sowie gesetzliche Bestimmungen wie z.B. das Kohleverstromungsge-
setz. 
Die wesentlichen Annahmen über die Entwicklung dieser Parameter 
werden im folgenden erläutert. 
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5.1.1 Bevölkerungsentwicklung 
Die Anzahl der Einwohner hat nicht nur einen direkten Einfluß auf 
den Energiebedarf der privaten Haushalte, sondern beeinflußt auch 
indirekt - über die Nachfrage nach Gütern und Dienstleistungen 
den Energieverbrauch der anderen Emittentengruppen /8/. 
Das Statistische Landesamt /49,50,51/ hat folgende wesentlichen 
Annahmen für eine Schätzung die Bevölkerungsentwicklung zugrunde-
gelegt: 
konstante, gleichbleibende Fruchtbarkeitsraten 
ein jährliches Wanderungssaldo von Null. 
Daraus ergibt sich von 1985 bis 1990 ein Wachstum der Bevölkerung 
von 9,243 Mio. auf 9,261 Mio. Von 1990 bis zum Jahr 2000 sinkt 
die Einwohnerzahl auf 9,168 Mio ab. Innerhalb des betrachteten 
zeitraumes finden Verschiebungen der Altersstruktur hin zu einern 
höheren Anteil alter Menschen statt. Dies zeigt vor allem 
Auswirkungen auf die Anzahl der Haushalte, die langsamer absinkt 
als die Wohnbevölkerung. 
5.1. 2 Wirtschaftliche Entwicklung 
Die wirtschaftliche Entwicklung ist ein Maß für die Wertschöpfung 
der verschiedenen Wirtschaftsbereiche. Die Produktion von Gütern 
und Dienstleistungen beeinflußt wiederum den Energieverbrauch der 
wirtschaftssektoren. Das von der allgemeinen Wirtschaftsentwick-
lung abhängige Einkommen der Haushalte hat außerdem Auswirkungen 
auf den privaten Konsum und Energieverbrauch. 
Als Grundlage für die weiteren Berechnungen dient die mittlere 
Entwicklung des realen Bruttoinlandsproduktes aus /8/. Danach 
wird die Wirtschaft bis 1990 wegen lebhafter Investitionsgüter-
nachfrage und eines Anstiegs des privaten Konsums im Mittel um 
2,4% wachsen. 
In den 5 Jahren nach 1990 läßt die Investitionstätigkeit nach, 
damit verlangsamt sich das Wachstum auf 2%/a. Von 1995 bis 2000 
wird mit einern Anstieg des Wachstums auf 2,2% gerechnet. 
Da die spezifischen Energieverbräuche der einzelnen Wirtschafts-
sektoren unterschiedlich sind, reicht die allgemeine Betrachtung 
des Wirtschaftswachstums für die projektion des Energiebedarfs 
nicht aus. In Anlehnung an /8/ werden 24 Einzelbereiche betrach-
tet, so daß sich abzeichnende unterschiedliche Entwicklungen 
Berücksichtigung finden. 
Im wesentlichen sind diese Entwicklungen durch folgende Rahmenbe-
dingungen gekennzeichnet: 
überdurchschnittliches Wachstum des Dienstleistungsbereichs, 
hohe Wachstumsraten in der Elektroindustrie und im Maschi-
nenbau, 
relativ hohe Raten in der übrigen Investitionsgüter- sowie 
in der Chemieindustrie, 
eine Stagnation oder gar ein Rückgang in der sonstigen 
Grundstoffindustrie. 
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5.1.3 Spezifische Brennstoffeinsätze 
Der spezifische Brennstoffverbrauch entwickelt sich in den ver-
schiedenen Wirtschaftssektoren unterschiedlich. Insgesamt wird 
bis zum Jahr 2000 der spezifische Energieeinsatz des Verarbeiten-
den Gewerbes um ca. 17,5% sinken. Die höchsten Einsparungen 
werden in der Nahrungs- und Genußmittelindustrie, die geringsten 
in der Nichteisenmetallindustrie erwartet. Die Gründe für diese 
zu erwartenden Einsparungen sind Energiesparmaßnahmen, verbes-
serte Technologien und der intersektorale Strukturwandel. 
Der Energiebedarf der Haushalte wird wesentlich von der Entwick-
lung des Raumwärmebedarfs beeinflußt. Dabei sind der Jahresnut-
zungsgrad der Heizanlagen und die Wärmedämmung der Gebäude die 
entscheidenden Parameter. 
Ausgelöst durch die Ölpreiskrisen Mitte der 70-er Jahre hat 
der Jahresnutzungsgrad der Heizanlagen verbessert, jedoch 
aufgrund der Lebensdauer der Anlagen erst ungefähr im Jahr 
damit zu rechnen, daß alle Anlagen dem heutigen Standard 
sprechen. 
sich 
ist 
2000 
ent-
Die von 1978 - 1985 gebauten Wohnungen sind wegen der ersten 
Wärmeschutzverordnung besser wärme gedämmt als die zuvor erbauten. 
Nach der zweiten Ölpreiskrise wurde die Wärmeschutzverordnung 
1984 nochmals verschärft. Dies führt zu einer weiteren Absenkung 
des spezifischen Wärmebedarfs der Haushalte, die sich ab 1985 
bemerkbar macht. Da jedoch nur etwa 16% der im Jahr 2000 
vorhandenen Gebäude nach 1985 gebaut werden, kommt der nachträg-
lichen Wärmedämmung an Altbauten eine besondere Bedeutung zu. 
Als Maßnahmen zur Reduzierung des Nutzwärmebedarfs in Altbauten 
kommen im wesentlichen die Dämmung von Außenwänden, des Bodens 
und der Decken sowie der Einbau von Wärmeschutzfenstern in Frage. 
Der Einbau dieser Maßnahmen ist im allgemeinen nur im Rahmen von 
Renovierungsmaßnahmen sinnvoll, jedoch hat sich in den letzten 
Jahren herausgestellt, daß hier nur ein Bruchteil der Renovie-
rungsmaßnahmen gleichzeitig zur Wärmedämmung genutzt wird. Wegen 
der relativ niedrigen Wärmedämm- und Neubaurate sinkt daher der 
durchschnittliche Nutzwärmebedarf nur langsam ab. 
Bei den Kleinverbrauchern wird für die Entwicklung der Raumwärme 
eine ähnliche Entwicklung unterstellt wie bei den Haushalten, für 
die Prozeßwärmeerzeugung und den sonstigen Energieverbrauch wer-
den ebenfalls Einspar- und SUbstitutionsmöglichkeiten unter-
stellt. 
Im Straßenverkehr wird angenommen, daß sich der spezifische 
Brennstoffverbrauch ebenfalls deutlich verringert. Dazu tragen 
innermotorische Maßnahmen ebenso bei wie ein durch verstärkten 
Einsatz von Kunststoff teilen verringertes Leergewicht der Fahr-
zeuge und verbesserte Windwiderstandsbeiwerte. Diese Maßnahmen 
werden sowohl für den Personen- wie auch für den Güterverkehr auf 
der Straße gleichermaßen angesetzt. Insgesamt wird mit einer 
Absenkung des spezifischen Verbrauches pro Fahrzeug von knapp 15% 
bis zum Jahr 2000 gerechnet. 
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5.1.4 Struktur des Brennstoffeinsatzes 
Die öffentliche Stromversorgung setzt zwischen 1985 und 2000 zu 
über 9~% Steinkohle in ihren fossilen Kraftwerken ein. Mit einer 
Versch1ebung zu anderen Brennstoffen ist bis zum Jahr 2000, vor 
a~lem wegen bestehender Kohleabnahmeverpflichtungen, deren Ver-
langerung nach 1995 angenommen wird, nicht zu rechnen. 
Für di~ andeEen Verbrauchergruppen ergeben sich neben den wirt-
schaft11chen Uberlegungen noch weitere Größen die die Wahl des 
Brennstoffes beeinflussen: ' 
- Subventionen 
- Platzbedarf 
- Versorgungsicherheit 
- Personalbedarf 
- Leistung und Auslastung der Anlage 
- Umweltschutzauflagen. 
Im Verarbeitenden Gewerbe wird unterstellt, daß die Kohle bei 
großen Feuerungsanlagen vor allem in der Grundstoffindustrie ihre 
Bedeutung beibehalten wird. 
In ländlichen Gebieten schreitet der Ausbau der Gasversorgung 
voran, dort werden größere Verbraucher, z.B. Industriebetriebe 
und große Kleinverbraucherfeuerungen, an das Erdgasnetz ange-
schlossen. Die relativ einfache Erfüllung von Umweltschutzauf-
lagen in Erdgasfeuerungen, aber auch die hohen verfügbaren 
Bezugsmengen begünstigen die Ausweitung des Erdgaseinsatzes. 
Substituiert wird vorwiegend schweres Heizöl. 
Wesentliche Veränderungen der Brennstoffeinsatzstruktur bei den 
nicht genehmigungsbedürftigen Anlagen sind durch die Umrüstung 
von Heizanlagen im Bestand, aber auch durch eine andere Struktur 
der Heizungen in Neubauten zu erwarten. Auch hier beeinflussen 
nicht nur Kostengesichtspunkte die Wahl der Heizungsart, z.B. ist 
die Umrüstung von Heizanlagen meist mit einer Komfortsteigerung 
verbunden. Von der Brennstoffsubstitution sind daher vor allem 
Einzelheizungen und Kohlesammelheizungen betroffen. Die Berech-
nungen beruhen auf der Annahme, daß pro Jahr 5% der Kohleeinzel-
und 4% der Kohlesammelheizungen sowie 3% der sonstigen Einzelhei-
zungen (Öl und Erdgas) und 0,5% der Ölsammelheizungen ersetzt 
werden, wobei in fast 70% der Fälle Erdgasheizungen eingesetzt 
werden. 
Im Bereich Straßenverkehr zeichnet sich keine deutliche Verände-
rung der Struktur des Brennstoffeinsatzes ab, der Diesel-Pkw-Boom 
der Jahre 1985-1987 ist durch die Unsicherheit bezüglich der 
Grenzwerte für den Partikel-Ausstoß abgeflaut. Der Anteil der 
Diesel-P~~ wird im Jahr 2000 mit 13% angesetzt /52/. 
5.1.5 Emissionsfaktoren 
Sofern die NO -Emissions faktoren der einzeln betrachteten Anlagen 
aus MeßwertenX vorliegen, werden diese eingesetzt. Für die.öffe~t­
lichen Kraftwerke und die sonstigen Großfeuerungsanlagen s1nd d1e 
Schwefelgehalte und die spezifischen N?x-~missionen we~tgeh~nd 
bekannt. Das gleiche gilt für die S02-Em1ss10nen aus der uberw1e-
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genden Zahl der Anlagen, die der TA Luft unterliegen. Für die 
verbleibenden Anlagen bzw. Brennstoffe werden aus verschiedenen 
Untersuchungen stammende mittlere Werte oder gesetzlich vorge-
schriebene Grenzwerte eingesetzt. 
Tab. 5-1 und 5-2 zeigen für die genehmigungsbedürftigen bzw. 
nicht genehmigungsbedürftigen Anlagen die eingesetzten Emissions-
faktoren. 
Tab. 5-1: Emissionsfaktoren für genehmigungsbedürftige Feuerungs-
anlagen 
Schwefelgehalt NOx-E.hsionen 
Kohle 
0,92X (Steinkohle) 400 Dg/.3 = 150 kg NOx/TJ 
1101 1) ab 1993 Anlagen Ober 300 K~: 200 Dg/.3 = ca. 75 kg NOx/TJ 
1531 
schweres Heizöl 
1,6X (Kittelwert) 650 Dg/.3 = 200 kg NOx/TJ 1101 
1101 1) ab 1994 450 Dg NOx/.3 = ca. 140 kg NOx/TJ 
ab 1993 Anlagen 50 - 300 K~: 300 119/.3 = ca. 93 kg NOx/TJ 
Anlagen Ober 300 K~: 150 119/.3 = ca. 47 kg NOx/T J 
1531 
leichtes Heizöl 
bis 1.3.1988: 0,28X = 130 kg ~/TJ 470 Dg/.3 = 145 kg NOx/T J 1101 
1101 ab 1991 250 119 NOx/T J = ca. n kg NOx/TJ 
ab 1.3.1988: 0,18X = 84 kg S02/TJ ab 1993 Anlagen Ober 300 K~: 150 Dg/.3 = ca. 46 kg NOx/TJ 
1541 
Erdgas 
vernachlässigbar 400 Dg/.3 = 110 kg N0x'TJ 1101 
ab 1993 Anlagen 50 - 300 K~: 200 Wi11.3 = ca. 55 kg NOx/TJ 
Anlagen Ober 300 K~: 100 119/.3 = ca. 27 kg NOx/TJ 
1531 
Braunkohle 
0,5X (bezogen auf 400 fIl9/.3 1101 
Aschen und wasserfreie Substanz) 
Sulfitablauge 
in allen Anlagen bekannt 200 fIl9/m3 
KOll 
vernachlässigt, wenn keine 350 fIl9/.3 
Angaben vorhanden 
Holz 
- 200 I119/m3 
1) FOr Anlagen, die den Vorschriften der GFAVO unterliegen, sind die Schwefelgehalte sowie deren zeit-
licher Verlauf und die EinfOhrung von Kinderungsmaßnahmen bekannt. 
Eine Besonderheit bilden die 
dustrie. Wegen den notwendigen 
die spezifischen NOx-Emissionen 
Prozeßfeuerungen der Zementin-
hohen Prozeßtemperaturen liegen 
besonders hoch. Die Einbindung 
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von S~hw7fel in de~ Prozeß vermindert jedoch die spezifischen 
S02-Em~ss~onen deutl~ch. Folgende spezifischen Emissionen werden 
im Referenzfall angenommen /10/: 
S02-Emissionen: 95 % Schwefeleinbindung 
NOx-Emissionen: 470 kg NOx/TJ für Kohle und schweres 
Heizöl bei Prozeßfeuerungen 
Tab. 5-2: Emissionsfaktoren 
Feuerungsanlagen 
Schwefelgehalt 
Kohle <mittlere Werte) 
für nicht 
0,92% /55/ (bei einem Heizwert) 
von 8 kWh/kg = ca. 640 kg S02/TJ) 
leichtes Heizöl 
bis 1.3.1988: 
0,28% = 130 kg S02/TJ /10/ 
ab 1.3.1988: 
0,18% = 84 kg S02/TJ /54/ 
Erdgas 
genehmigungsbedürftige 
NOX-Emissionen 
65 kg NOx/TJ /55/ 
50 kg NOx/TJ /1/ 
60 kg NOx/TJ /1/ 
5.2 Ergebnisse des Referenzfalles in den Emittentengruppen 
Im folgenden werden die Entwicklungen des Brennstoffeinsatzes, 
der daraus resultierende S02- und NOx-Emissionen sowie die Kosten 
eventueller Minderungsmaßnahmen, die unter Berücksichtigung der 
in Kap. 2 beschriebenen Modelle und Datenbasen, aufbauend auf dem 
Istzustand (Kap. 3) und unter Einbeziehung der Kosten von Emis-
sionsminderungsmaßnahmen (Kap. 4) sowie aus den Annahmen des Kap. 
5.1 berechnet werden, beschrieben. 
5.2.1 Ergebnisse für die Kraftwerke 
Im Sektor "öffentliche Kraftwerke" werden der Energieträgerein-
satz sowie die daraus resultierenden Emissionen der öffentlichen 
Kraftwerke in Baden-württemberg vor allem durch die Entwicklung 
des Stromverbrauches beeinflußt /6,50/. 
Der Stromverbrauch in Baden-württemberg wird voraussichtlich von 
1985 bis zum Jahr 2000 von 48 TWh auf ca. 57 TWh um 20% oder ca. 
1,2%/a steigen. Dabei wird angenommen, daß der Stromverbrauch in 
den Sektoren Industrie, Handel und sonstige Kleinverbraucher 
überproportional zunimmt /8/. 
Die Deckung dieses Strombedarfs, aufgeteilt nach Energieträgern, 
zeigt Abb. 5-1. Neben den in Kap. 3.1 beschriebenen Anlagen für 
fossile Brennstoffe kommen Laufwasserkraftwerke, die vier Kern-
kraftwerke Phillipsburg 1 und 2, Obrigheim und Neckarwestheim 1 
und zusätzlich Ende 1988 das Kernkraftwerk Neckarwestheim 2 zum 
Einsatz. Das Großkraftwerk Mannheim wird Ende 1992 um den Block 8 
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ergänzt, bis zum Jahr 2000 wird außerdem 
werk benötigt, welches hauptsächlich 
Höhere Stomimporte, die z.B. eine Folge 
marktes sein können, sind in diese 
einbezogen. 
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Abb. 5-1: Bruttostrombereitstellung für das öffentliche Netz in 
Baden-Württemberg nach Energieträgern /8/ 
Der größte Anteil des Strombedarfs wird aus Kernenergie gedeckt. 
Im Jahr 1985 sind es 19%, im Jahr 2000 werden es voraussichtlich 
über 50% sein. 
Aus der in Abb. 5-1 dargestellten Bruttostrombereitstellung 
resultiert die in Abb. 5-2 aufgezeigte Entwicklung des Brenn-
stoffverbrauchs der öffentlichen Kraftwerke in Baden-Württemberg. 
Dabei überwiegt mit über 85% der Einsatz von Steinkohle, der im 
Jahr 1989 dadurch absinkt, daß das Kraftwerk Neckarwestheim 2 in 
Betrieb genommen worden ist. Nach 1995 wird eine Reduzierung der 
Kohleabnahmeverpflichtung auf unter 4 Mio t/a unterstellt, die 
Folge ist ein weiteres Absinken des Kohleeinsatzes. 
Der Einsatz von schwerem Heizöl sinkt ab 1987, ab 1990 wird kein 
schweres 3eizöl mehr in öffentlichen Kraftwerken eingesetzt. 
Aus dem Brennstoffeinsatz in den Kraftwerken ergibt sich der in 
Abb. 5-3 dargestellte Verlauf der S02-Emissionen bis zum Jahr 
2000. 
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Abb. 5-2: Entwicklung des Brennstoffeinsatzes in öffentlichen 
Kraftwerken (ohne Kernenergie) /1,8/ 
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Abb. 5-3: Entwicklung des S02-Emissionen aus öffentlichen Kraft-
werken /1,8/ 
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Die s02-Emissionen aus öffentlichen Kraftwerken sinken von 1986 
bis 1989 drastisch von ca. 75 kt auf ca. 11 kt ab. Dieser 
Rückgang der S02-Emissionen trotz gleichbleibenden Brennstoffein-
satzes ist auf die Inbetriebnahme von mehreren Rauchgasentschwe-
felungsanlagen sowie auf weitere Maßnahmen in Baden-Württemberg 
zurückzuführen. Tab. 5-1 gibt einen Überblick über die wesent-
lichen Anlagen zur Minderung von S02-Emissionen aus öffentlichen 
Kraftwerken. 
Tab. 5-1: Anlagen zur S02-Minderung aus öffentlichen Kraftwerken 
/1,6,8,56,57,58,59,60/ 
Kraftwerk Verfahren Inbetriebnahme 
Badenwerk 
Rheinhafendampfkraftwerk Kalkwasch- Seit 1985 I.Stufe 
Block 7 verfahren Seit 1986 2.Stufe 
Energieversorgung Schwaben 
Heilbronn 
Block 7 Kalkwasch- Seit 1985 I.Stufe 
verfahren Seit 1986 2.Stufe 
Block 3-6 Kalkwasch- Seit 1987 
verfahren 
Ulm Trockenadditiv- Seit 1987 
verfahren 
Großkraftwerk Mannheim 
Block 7 Walther Seit 1983 50 % 
Arnrnoniakwäsche 
Umbau auf Kalk Seit 1988 100 % 
waschverfahren 
Blöcke 3 und 4 Kalkwasch- Seit 1988 
verfahren 
Neckarwerke 
Altbach 
Block 5 Kalkwasch- Seit 1985 40 % 
verfahren Seit 1986 100 % 
Walheim 1 und 2 Sorühabsorotion Seit 1987 
Stadtwerke Karlsruhe 
Heizkraftwerk West Walther Seit 1988 
Arnrnoniakwäsche 
Technische Werke der Stadt 
Stuttgart 
Heizkraftwerk Münster Kalkwasch- Seit 1988 
verfahren 
Stadtwerke Pforzheim 
Heizkraftwerk Pforzheim Wirbel schicht- ab 1989 
feuerung 
Neben dem Zubau der in Tab. 5-1 beschriebenen Anlagen zur S02-
Emissionsminderung in öffentlichen Kraftwerken werden eine Reihe 
von weiteren Maßnahmen - vor allem Brennstoffsubstitutionen von 
schw~rem Heizöl,zu Erdgas und leichtern Heizöl - vorgenommen. Die 
Ausw1rkungen d1eser Maßnahmen sind jedoch im Verhältnis zu den 
Scha~stoffreduktionen, ,die durch Rauchgasreinigungsanlagen 
erre1cht werden, sehr ger1ng. In den Ergebnissen des Referenzfal-
les finden sie ebenfalls Berücksichtigung. 
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Die S02-Emissionen wUrden ohne die Minderungsmaßnahmen im Jahr 
2000 statt 11 kt ca. 76 kt betragen. die Minderung beträgt im 
Jahr 2000 also 86%, die Kosten für die Maßnahmen belaufen sich 
au~ ca. 205 Mio DM /8/. Die spezifischen Minderungskosten liegen 
be1 ca. 3 DM/kg S02. Die durch die bis zum Jahr 2000 zugebauten 
Kraftwerke entstehenden Emissionen und Kosten für deren Minde-
rungsmaßnahmen sind in den Berechnungen mit enthalten. Dabei wird 
angenommen, daß in diesen Kraftwerken das Kalkwaschverfahren 
eingesetzt wird. 
Der Verlauf der NOx-Emissionen aus öffentlichen Kraftwerken ist 
für den Referenzfall in Abb. 5-4 dargestellt. 
rdgas 
50 Müll 
n 
D 
" 
U .. 0 
c 
u 
c 
a 
.. 30 
.. 
• u Steinkohle 
... 
.. 20 D 
.. 
-' 
U) 
10 
Schweres Heiz61 
1990 1995 2000 
JAHR 
Abb. 5-4: Entwicklung des NOx-Emissionen aus öffentlichen Kraft-
werken /1,8/ 
Wie bei den S02-Emissionen entstammt auch hier der überwiegende 
Teil der NO~-Emissionen aus der Verbrennung von Kohle. Die 
Stickoxide s1nken von ca. 55 kt im Jahr 1985 auf ca. 13 kt im 
Jahr 1989 und betragen im Jahr 2000 noch ca. 10 kt. 
Tab. 5-2 gibt einen Überblick über die Anlagen, die wesentlich 
zur Minderung der NOx-Emissionen in dem betrachteten Zeitraum 
beitragen. Neben den dort beschriebenen Reinigungsmaßnahmen wer-
den in allen öffentlichen Kraftwerken Primärmaßnahmen meist 
sind dies NOx-arme Brenner - eingesetzt. 
Die NOx-Emissionen aus öffentlichen Kraf~werken würden ohne 
Emissionsminderungsmaßnahmen im Jahr 2000 be1 ca. 55 kt liegen. 
Die Schadstoffreduktion beträgt also über 80%. Dabei fallen 
Kosten von ca. 320 Mio DM /8/ an. Die spezifische Minderungs-
kosten der Maßnahmen liegen durchschnittlich bei ca. 7 DM/kg NOx . 
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Tab. 5-2: Anlagen zur NOx-Minderung aus öffentlichen Kraftwerken 
/1,7,8,57,58,59,60,61/ 
Kraftwerk Verfahren Inbetriebnahme 
Badenwerk 
Rheinhafendampfkraftwerk 
Block 7 SCR (high dust) 1986 50 % 
1989 100 % 
Energieversorgung Schwaben 
Heilbronn 
Block 7 SCR (high dust) 1986 
Block 3-6 SCR (nach REAl 1988 
Großkraftwerk Mannheim 
Block 7 SCR (high dust) 1988 
Blöcke 3 und 4 SCR (nach REA) 1988 
Neckarwerke 
Altbach 
Block 5 SCR (high dust) 1985 
Walheim 1 SCR (high dust) 1989 
Walheim 2 SCR (high dust) 1987 
Stadtwerke Karlsruhe 
Heizkraftwerk West SCR (nach REA) 1988 
Technische Werke der Stadt 
Stuttgart 
Heizkraftwerk Münster SCR (high dust) 1986 
Stadtwerke Pforzheim 
Heizkraftwerk Pforzheim Wirbel schicht-
feuerung 1988 
5.2.2 Ergebnisse für sonstige genehmigungsbedürftige Feue-
rungsanlagen 
Aufbauend auf der in Kap. 3.1 beschriebenen Ist-Situation dieser 
Emittentengruppe und unter Berücksichtigung der in Kap. 5.1 
erläuterten Annahmen ergibt sich die in Abb. 5-5 gezeigte 
Entwicklung des Brennstoffbedarfs für die sonstigen genehmigungs-
bedürftigen Feuerungsanlagen. Darin sind sämtliche durchgeführ-
ten, geplanten bzw. vorgeschriebenen Brennstoffsubstitutionen 
sowie Anlagenstillegungen enthalten. 
Während die meisten Brennstoffe fast gleichbleibende Einsätze 
haben, ist der Rückgang von schwerem Heizöl um über 40% von 70 PJ 
auf ca. 40 PJ im Jahr 2000 bemerkenswert. Eine erhebliche Zunahme 
von 48 PJ auf 73 PJ ist beim Erdgasverbrauch zu verzeichnen. 
Wegen der Stillegung einer Raffinerie Ende 1988 nimmt der 
Verbrauch an Raffineriegas um 20% ab. 
Die Grundstoffindustrie hat einen Anteil von fast 60% am Brenn-
stoffverbrauch, gefolgt vorn Sektor der Kleinverbraucher und 
Haushalte mit etwa 20% (Abb. 5-5). 
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Abb. 5-5: Entwicklung des Brennstoffeinsatzes in sonstigen geneh-
migungsbedürftigen Feuerungsanlagen 
Die Entwicklung der S02-Emissionen im Referenzfall basiert zum 
einen auf dem Brennstoffeinsatz und zum anderen auf den im 
Referenzfall eingeführten Emissionsminderungsmaßnahmen, die im 
wesentlichen durch gesetzliche Bestimmungen der GFAVO, TA Luft 
und der Verordnung über den Schwefelgehalt des leichten Heizöls 
initiiert werden. 
Folgende Maßnahmen zur S02-Reduzierung kommen zum Einsatz: 
Großfeuerungsanlagen 
in den 40 Anlagen, die der Großfeuerungsanlagenverordnung 
unterliegen, werden die Grenzwerte durch folgende geplante 
bzw. gebaute Maßnahmen eingehalten: 
in 5 Anlagen durch eine REA, 
1 Anlage erhält eine Teilentschwefelung, bei der nur 
ein Teilstrom des Rauchgases durch eine REA geleitet 
wird, 
in 2 Anlagen durch Wirbelschichtfeuerung. 
In den restlichen Anlagen werden die Grenzwerte der GFAVO 
durch den Ersatz von Brennstoffen mit hohem Schwefelgehalt 
durch leichtes Heizöl bzw. Erdgas erfüllt. 5 Anlagen, 
darunter eine Raffinerie, werden stillgelegt; in den beiden 
verbleibenden Raffinerien kommen schwefelärmere Brennstoffe 
zum Einsatz. 
Anlagen, die der TA Luft unterliegen 
Die in Kap. 5.1 dargestellten spezifischen Emissionen nach 
der Erfüllung der Grenzwerte der TA Luft können ausschließ-
lich durch den Einsatz schwefelärmerer Brennstoffe erreicht 
werden. Dabei wird nach 1989 nur noch schweres Heizöl mit 
maximal 1% Schwefelgehalt, sogenannte Max-l-Ware, einge-
setzt. Der Schwefelgehalt von Steinkohle darf 1% nicht 
überschreiten /10/. 
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Eine Besonderheit gilt für die Anlagen, die eine Feuerungswärme-
leistung unter 5 MWth aufweisen und in denen schweres Heizöl 
eingesetzt wird. In diesen Anlagen muß ab 1989 leichtes Heizöl 
eingesetzt werden. Diese Brennstoffsubstitution ist bereits in 
der Brennstoffverbrauchsentwicklung berücksichtigt. 
Die geschilderte Entwicklung des Brennstoffeinsatzes und 
eingesetzten Minderungsmaßnahmen führen von 1985 bis zum 
2000 zu einem Rückgang der S02-Emissionen von 87 auf 53 kt 
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Abb. 5-6: Entwicklung des S02-Emissionen aus sonstigen genehmi-
gungsbedlirftigen Feuerungsanlagen nach Brennstoffen 
Schweres Heizöl hat aufgrund des hohen Schwefelgehaltes einen 
deutlich höheren Anteil an den S02-Emissionen als am gesamten 
Verbrauch der fossilen Energieträger. Der Rückgang der S02-
Emissionen ist im wesentlichen auf die Substitution von schwerem 
Heizöl und den ausschließlichen Einsatz von Max-1-Ware zurückzu-
führen. Der Einbau bzw. die Erweiterung von Rauchgasentschwefe-
lungsanlagen in den Feuerungsanlagen der Zellstoffindustrie 
bewirkt eine zusätzlichen Reduktion, da hier die Emissionen der 
sehr schwefelhaltigen Sulfitablauge gemindert werden. 
Der Beitrag der Grundstoffindustrie zu den S02-Emissionen ist 
höher als der prozentuale Teil am Brennstoffbedarf, da in den 
Anlagen dieses Wirtschaftszweiges Brennstoffe mit höherem Schwe-
felgehalt eingesetzt werden. Mit weitem Abstand folgen die 
Kleinverbraucher und Haushalte, die zu ca. 15% am S02-Ausstoß 
beteiligt sind (Abb. 5-7). Der Rückgang der S02-Emissionen bis 
zum Jahr 2000 ist bei den Kleinverbrauchern und Haushalten 
besonders stark, da in diesem Sektor viele kleine Anlagen (unter 
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5 MWth) von schwerem Heizöl auf leichtes Heizöl - wie von der 
TA Luft vorgeschrieben - umgerüstet werden müssen. 
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Abb. 5-7: Entwicklung der S02-Emissionen aus sonstigen genehmi-
gungsbedürftigen Feuerungsanlagen nach Sektoren 
Die Kosten 
betragen im 
gen und ca. 
minderungen 
53 kt/a und 
für die Erfüllung der Großfeuerungsanlagenverordnung 
Jahr 2000 knapp 60 Mio DM für Rauchgasreinigungsanla-
5 Mio DM für Brennstoffumstellungen. Die Emissions-
betragen im gleichen Jahr durch Rauchgasreinigung ca. 
durch Brennstoffsubstitutionen ca. 1,3 kt/a. 
Die Einhaltung der TA Luft wird im Jahr 2000 durch den Einsatz 
von schwefelärmerem schwerem Heizöl erreicht. Dadurch werden die 
S02-Emissionen um 3,9 kt vermindert. Durch die Substitution von 
schwerem durch leichtes Heizöl in Anlagen > 5 MWth wird der S02-
Ausstoß um weitere 1,8 kt reduziert. Die Kosten dieser aus-
schließlich brennstoffbezogenen Maßnahmen belaufen sich auf 
5,8 Mio DM/a (für den Einsatz von schwefelarmem schwerem Heizöl) 
bzw. 17 Mio DM/a (für den Mehreinsatz von leichtem Heizöl). 
Beim Schadstoff NOx können die Grenzwerte mit Primärmaßnahmen (NOx-armen Brennern) eingehalten werden /10/. 
Die Entwicklung des Brennstoffverbrauches und die Einführung von 
Maßnahmen zur NOx-Emissionsminderung führen zu einem Rückgang des 
Stickoxidausstoßes von 42 kt im Jahr 1985 um ca. 30% auf 29 kt am 
Ende des Betrachtungszeitraumes (siehe Abb. 5-8). 
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Abb. 5-8: Entwicklung der NOx-Emissionen aus sonstigen genehmi-
gungsbedürftigen Feuerungsanlagen nach Brennstoffen 
Der Anteil der Steinkohle an den gesamten Stickoxidemissionen 
beträgt 25% und ist damit höher als der Anteil der Steinkohle am 
Brennstoffbedarf, wo er nur ca. ein Sechstel beträgt. Ein relativ 
großer Anteil der Steinkohle wird in den Prozeßfeuerungen der 
Zementindustrie eingesetzt, bei denen prozeßbedingt höhere spezi-
fischen Emissionen auftreten (siehe Kap. 5.1). 
Durch die in der TA Luft festgelegten Übergangs fristen kommt es 
im Jahr 1991 bei leichtem Heizöl und Erdgas und im Jahr 1994 beim 
Einsatz von schwerem Heizöl zu Minderungen bei den Stickoxid-
Emissionen. Spätestens im Jahr 1993 müssen laut /53/ Altanlagen, 
die der GFAVO unterliegen, mit schadstoffreduzierenden Maßnahmen 
ausgerüstet sein. 
Die Betrachtung der NO~-Emissionen nach Sektoren (Abb. 5-9) 
zeigt, daß die Grundstoff1ndustrie mit ungefähr zwei Dritteln der 
größte Verursacher der NOx-Emissionen aus den sonstigen genehmi-
gungsbedürftigen Feuerungsanlagen ist. Dies ist vor allem auf die 
hohen spezifischen Emissionen der Zementindustrie zurückzuführen. 
Die Kosten für die Installation der NOx-armen Brenner betragen im 
Jahr 2000 ca. 37,5 Mio DM. Die erzielten Minderungen liegen bei 
ungefähr 8 kt, so daß die durchschnittlichen spezifischen Minde-
rungskosten ca. 4,7 DM/kg NOx betragen. 
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Abb. 5-9: Entwicklung der NOx-Emissionen aus sonstigen genehmi-
gungsbedürftigen Feuerungsanlagen nach Sektoren 
5.2.3 Ergebnisse für nicht genehmigungsbedürftige Feuerungs 
anlagen 
Neben der Bereitstellung von Raumwärme liefern die nicht genehmi-
gungsbedürftigen Feuerungsanlagen den Haushalten auch Prozeßwärme 
für Warmwasser. Wie in Kapitel 5.1 erläutert, werden etwa 14% des 
Raumwärmebedarfs zusätzlich für die Warmwasserbereitstellung be-
nötigt. Da die Energieträgerstruktur zur Erwärmung des Wassers 
nicht gleich der Struktur der Raumwärmebereitstellung ist, werden 
als Grundlage für die Berechnung der Brennstoffeinsätze für diese 
Wärmelieferungen die Untersuchungen in /8/ verwendet. 
Während in Sammelheizungen größtenteils Raumwärme und Warmwasser 
gleichzeitig produziert werden, wird bei Vorhandensein von Ein-
zelheizungen für die Warmwasserbereitung häufig ein anderer 
Energieträger wie für die Heizung eingesetzt. Bei den Sammelhei-
zungen beträgt der zusätzliche Brennstoffeinsatz zur Warmwasser-
bereitstellung zwischen 11% (Gassarnrnelheizung) und 15% 
(Ölsammelheizung). 
Der Brennstoffeinsatz in nicht genehmigungsbedürftigen Feuerungs-
anlagen sinkt im Referenzfall in den Jahren 1985 bis 2000 wegen 
der beschriebenen Einflüße von ca. 350 PJ auf ca. 290 PJ (Abb. 5-
10). Während der Anteil des leichten Heizöls um ca. 10 Prozent-
punkte sinkt und der der festen Brennstoffe halbiert wird, steigt 
der Anteil des Erdgases von etwa einern Viertel auf über ein 
Drittel an. 
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Abb. 5-10: 
2000 1985 2000 
Brennstoffverbrauch der nicht genehmigungsbedUrf-
tigen Feuerungsanlagen nach Brennstoffen und Sek-
toren im Referenzfall 
Die Anteile der Sektoren Haushalte, Kleinverbraucher und Indu-
strie verschieben sich im Betrachtungszeitraum nicht wesentlich. 
Während die nicht genehmigungsbedUrftigen Feuerungsanlagen der 
Kleinverbraucher und der Industrie eine geringfUgige Zunahme 
erfahren, sinkt der Teil der Haushalte am Verbrauch brennbarer 
Energieträger leicht ab (siehe Abb. 5-10). 
Die SO~-Emissionen aus nicht genehmigungsbedUrftigen Anlagen 
sinken 1m Referenzfall zwischen 1985 und dem Jahr 2000 von 39 kt 
um Uber die Hälfte auf 18 kt ab (Abb. 5-11). Da Erdgas fast 
schwefelfrei ist, haben das leichte Heizöl und die festen 
Brennstoffe einen deutlich höheren Anteil an den S02-Emissionen 
als am Brennstoffverbrauch. Leichtes Heizöl trägt zu Uber 80%, 
die festen Brennstoffe zu knapp 20% zu den S02-Emissionen bei. 
Die Anteile der Sektoren an den S02-Emissionen verändern sich im 
Betrachtungszeitraum nur geringfUgig, Haushalte sind mit knapp 
zwei Dritteln die Hauptemittenten. 
Die Abnahme der S02-Emissionen von Uber 50% ist zum einen auf den 
sinkenden Brennstoffeinsatz von schwefelhaltigen Brennstoffen, 
zum anderen auf die ab dem Jahr 1988 vorgeschriebene Verminderung 
des Schwefelgehaltes im leichten Heizöl von 0,3% auf 0,2% zurück-
zuführen. 
Die NOx-Emissionen gehen von 19 kt im Jahr 1985 auf 16 kt im Jahr 
2000, also um 15% zurück. Sowohl der Beitrag der Brennstoffe als 
auch der der Sektoren am gesamten NOx-Ausstoß der nicht genehmi-
gungsbedUrftigen Feuerungsanlagen entwickeln sich analog zu deren 
Anteil am Brennstoffeinsatz (siehe Abb. 5-12). 
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Abb. 5-11: S02-Emissionen der nicht genehmigungsbedürftigen 
Feuerungsanlagen nach Brennstoff und Sektoren im 
Referenzfall 
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Abb. 5-12: NOX-Emissionen der nicht genehmigungsbedürftigen 
Feuerungsanlagen nach Brennstoff und Sektoren im 
Referenzfall 
5.2.4 Ergebnisse für den Straßenverkehr 
Zur Berechnung des Brennstoffverbrauches und der Emissionen wird 
im Verkehrsbereich die Zahl der zurückgelegten Kilometer (s. 
Kap. 2) herangezogen. Für die Veränderung dieser Verkehrs leistung 
werden die Werte aus /8/ entnommen. Danach steigt die Verkehrs-
leistung der Pkw um 20,7% von 1985 bis zum Jahr 2000 und die der 
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Lkw im gleichen Zeitraum um 26,7%. Diese Zahlen werden sowohl für 
den inner- wie auch für den außerörtlichen Verkehr angesetzt. 
Um den Einsatz von Minderungsmaßnahmen (z.B. Katalysatoren) im 
Referenzfall abschätzen zu können, ist es notwendig, den Anteil 
der einzelnen Hubraumklassen an der Gesamtflotte zu kennen. 
Die Entwicklung der Hubraumklassen wird bis zum Jahr 1988 den 
Statistiken des Statistischen Landesamtes Baden-Württemberg /21/ 
entnommen, ab 1988 werden eigene Berechnungen eingesetzt. Abb. 5-
13 zeigt so ermittelte Entwicklung der Hubraumklassen für die 
Jahre von 1980 bis 2000. 
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Abb. 5-13: Entwicklung der Pkw-Flotte von 1980 bis 2000 
In Baden-Württemberg lag der Anteil der Diesel-Pkw im Jahr 1985 
bei 10,5%, am 1.1.1988 waren es 14,2% /21/. Nachdem die Bundesre-
gierung im September 1988 wegen des Partikelausstoßes beschlossen 
hat, die Kraftfahrzeugsteuer für Dieselfahrzeuge um 8,40 DM pro 
100 ccm anzuheben, ist zu erwarten, daß sich die inzwischen 
rückläufige Zahl der Neuzulassungen von Diesel-Pkw weiter verrin-
gert bzw. ein Sättigungsniveau erreicht. Der Anteil der Diesel an 
den Neuzulassungen betrug im Dezember 1986 31%, im Juli 1988 nur 
noch 12%. Es wird angenommen, daß im Jahr 2000 13% der Pkw-
Flotte von Dieselmotoren angetrieben wird. 
Eine Auswertung 
Dieselfahrzeuge 
von /22/ ergab, daß im Jahr 1984 60% aller 
zwischen 1400 und 2000 ccm Hubraum hatten, die 
- 63 -
restlichen 40% waren mit Motoren über 2000 ccm ausgerüstet. Es 
wird die Annahme getroffen, daß diese Verteilung bis zum Jahr 
2000 konstant bleibt. 
Für die Lkw-Flotte haben Untersuchungen gezeigt, daß sich die 
Zusammensetzung bezüglich der Gewichtsklassen in den Jahren seit 
1980 nicht verändert hat. Die derzeit bestehenden Anteile der 
Gewichtsklassen werden deshalb bis zum Jahr 2000 fortgeschrieben. 
Der spezifische Brennstoffverbrauch der Fahrzeuge vermindert sich 
von 1985 bis zum Jahr 2000 sowohl für Pkw als auch für Lkw um 14% 
/8/. Durch die stark ansteigende Fahrleistung erhöht sich der 
gesamte Brennstoffverbrauch jedoch im Referenzfall um 8% von 
235 PJ im Jahr 1985 auf 253 PJ im Jahr 2000. Der Verbrauch von 
Dieselkraftstoff steigt geringfügig an, ebenso der Anteil der Lkw 
am Brennstoffverbrauch. 
Die aus dem Brennstoffverbrauch resultierenden S02-Emissionen 
betragen im Jahr 2000 9,6 kt. Gegenüber dem Jahr 1985 sind sie 
damit um 13% gesunken. Die SO~-Emissionen resultieren hauptsäch-
lich aus der Verbrennung von D1eselkraftstoff, denn der Schwefel-
gehalt im Benzin ist sehr gering. Die durch Dieselkraftstoff 
verursachten S02-Emissionen sinken - trotz ansteigender Fahrlei-
stung - von 9,3 kt 1985 auf 7,8 kt im Jahr 2000. Dies ist vor 
allem auf die Verminderung des Schwefelgehaltes im Diesel-
kraftstoff auf maximal 0,18-Gewichts-Prozent ab März 1988 zurück-
zuführen. Der Anteil der Pkw an den S02-Emissionen steigt im 
betrachteten Zeitraum von 37% auf 40%. 
Da der Straßenverkehr mit über 60% der Hauptverursacher der NOx -
Emissionen ist, wurden aus Umweltschutzgründen strengere gesetz-
liche Regelungen geschaffen. Für die einzelnen Hubraumklassen 
gelten unterschiedliche Werte (Tab. 5-3). Diese Grenzwerte machen 
zum Teil sekundäre Minderungsmaßnahmen (Katalysatoren) notwendig. 
Tab. 5-3: Grenzwerte für Pkw in g/Test (Stand Anfang 1989) 
< 1400 ccm 
1400-2000 ccm 
> 2000 ccm 
Zeitpunkt des Inkrafttretens 
Neues Modell Neuwagen 
1.10.1990 
1.10.1992 
1.10.1992 
1.10.1988 
1.10.1991 
1.10.1993 
1.10.1993 
1.10.1989 
6 
3,5 
HC+NOx 
15 
8 
8 
6,5 
Unter "Neues Modell" sind alle völlig neu konzipierten Fahrzeuge 
zusammengefaßt, mit "Neuwagen" sind Modelle schon bestehender 
Baureihen, also schon auf dem Markt angebotene Fahrzeugtypen 
gemeint. 
Diese Grenzwerte können von Pkw über 2000 ccm Hubraum derzeit nur 
mit einem geregelten Katalysator eingehalte~ we:den. Die Fahr-
zeuge unter 2000 ccm können die Grenzwert: m1t 71n7m un~eregelten 
Katalysator, teilweise sogar ohne sekundare Em1ss1onsrn1nderungs-
maßnahmen ("Euro-Motor") einhalten. 
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Um die Einführung von Emissionsminderungsmaßnahmen zu beschleuni-
gen, werden seit 1985 von der Bundesregierung steuerliche Anreize 
für die Fahrzeuge gewährt, die vor dem gesetzlich vorgeschriebe-
nen Zeitpunkt mit einer Minderungsmaßnahme ausgestattet werden. 
Im Referenzfall werden folgende Annahmen über die Einführung von 
Schadstoffminderungsmaßnahmen getroffen: 
Fahrzeuge unter 1400 ccm Hubraum 
Für diese Fahrzeuge wird aufgrund der bisher gültigen 
Grenzwerte davon ausgegangen, daß nur besonders umweltbe-
wußte Käufer freiwillig mehr tun als erforderlich und ihr 
Fahrzeug mit einem Katalysator ausrüsten. Im Jahr 2000 haben 
3% der Pkw unter 1400 ccm einen geregelten und weitere 3% 
einen ungeregelten Katalysator. 
Fahrzeuge zwischen 1400 und 2000 ccm Hubraum 
Im Referenzfall sind im Jahr 2000 40% der Pkw mit Benzin-
motor mit einem geregelten Katalysator und weitere 40% mit 
einem ungeregelten Katalysator versehen. Die restlichen 20% 
sind entweder noch Altfahrzeuge, die vor Inkrafttreten der 
Grenzwerte zugelassen wurden oder aber Fahrzeuge, die durch 
innermotorische Maßnahmen (z.B. Magerkonzept) die Grenzwerte 
einhalten. 
Fahrzeuge über 2000 ccm Hubraum 
Der Anteil der Neuzulassungen dieser Fahrzeugklasse steigt 
von 1985 bis 2000 kontinuierlich auf 100%, im Jahr 2000 sind 
alle Pkw dieser Hubraumklasse mit einem geregelten Katalysa-
tor ausgerüstet. 
Die Entwicklungen zur Schadstoffreduktion von Dieselmotoren kon-
zentrieren sich derzeit auf die Verminderung des Partikelaus-
stoßes, der sich nach heutigem Stand der Technik unter Beibehal-
tung niedriger NOx-Emissionen um bis zu 40% absenken läßt /62/. 
Die mit diesen Annahmen errechneten Werte für die Stickoxid-
Emissionen aus dem Verkehr betragen im Jahr 2000 204 kt, d.h. die 
Emissionen sind trotz einer Steigerung der Fahrleistung von über 
20% bei Pkw und Lkw seit dem Jahr 1985 um 9% gesunken. 
Durch die eingesetzten Minderungsmaßnahmen reduziert sich der 
Anteil der Pkw an den Emissionen von 62% auf 47%, der Anteil der 
Emissionen durch die Verbrennung von Dieselkraftstoff steigen von 
40% auf 57%. Da über die Hälfte der NOx-Emissionen im Jahr 2000 
aus Lkw-Motoren stammt, zeigt dies deutlich, daß auch in diesem 
Bereich eine Verminderung angestrebt werden sollte. 
Die Kosten für die Emissionsminderungsmaßnahmen bei den Pkw 
betragen ca. 460 Mio DM/a, die Minderung liegt bei ca. 70 kt. 
Damit ergeben sich durchschnittliche spezifische Minderungskosten 
von 6,50 DM/kg NOx . 
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5.3 Betrachtung der Gesamtemissionen im Referenzfall 
Die Zusammenfassung der in den Kap. 5.2.1 bis 5.2.4 beschriebenen 
Projektionen des Brennstoffverbrauches und der Emissionen der 
einzelnen Emittentengruppen ergibt die Entwicklung der Gesamt-
emissionen in Baden-Württemberg. 
Im Betrachtungszeitraum sinkt der Brennstoffverbrauch in Baden-
württemberg zwischen 1985 und dem Jahr 2000 von 945 PJ auf 895 PJ 
um rund 5%. Die Anteile der Emittentengruppen bleiben dabei im 
wesentlichen erhalten (Abb. 5-17). Die Aufgliederung nach Ener-
gieträgern zeigt ein Anwachsen des Gasanteiles, der von 15% auf 
über 20% ansteigt (Abb.5 -18). Dies ist unter anderem auf die 
Substitution von schwerem Heizöl zurückzuführen. Der Verbrauch 
von schwerem Heizöl wird praktisch auf die Hälfte reduziert. 
Außerdem geht auch der Anteil des leichten Heizöls von 37% auf 
33% leicht zurück. 
Bei den S02-Emissionen ergibt sich im Referenzfall eine deutliche 
Minderung von über 55% (Abb. 5-19,5-20). Die Emissionen sinken 
von 210 kt im Jahr 1985 auf 90 kt im Jahr 2000. Dieser starke 
Rückgang der S02-Emissionen ist vor allem auf Rauchgasreinigungs-
maßnahmen bei der Kohleverbrennung und den Rückgang des Schweröl-
verbrauchs verbunden mit dem vorgeschriebenen Einsatz niedrig 
schwefelhaltiger Ware zurückzuführen. Die Emissionen aus dem 
Einsatz von leichtem Heizöl und Diesel werden aufgrund der 
Absenkung des Schwefelgehaltes und dem Rückgang des Verbrauchs im 
betrachteten Zeitraum fast halbiert. 
Die Anteile der Verbrauchergruppen an den S02-Emissionen verän-
dern sich deutlich. Die erläuterten Maßnahmen zur Reduktion des 
S02-Ausstoßes verringern den Anteil der Kraftwerke von 39% im 
Jahr 1985 auf 12% im Jahr 2000. Trotz einer Reihe von Minderungs-
maßnahmen im Bereich der sonstigen genehmigungsbedürftigen Anla-
gen steigt deren Anteil von 41% auf 58%, absolut gesehen nehmen 
die Emissionen dieses Sektors um ca. 33 kt ab. Der Anteil der 
nicht genehmigungsbedürftigen Anlagen bleibt ungefähr gleich, 
absolut gesehen gehen die S02-Emissionen um über die Hälfte 
zurück. Lediglich der Anteil des Verkehrs steigt, und zwar von 5% 
1985 auf 10% im Jahr 2000. In Absolutzahlen ausgedrückt vermin-
dern sich auch die S02-Emissionen aus dem Straßenverkehr um 
1,5 kt. 
Zu den in Kap. 5.2.1 und 5.2.2 beschriebenen Kosten kommen noch 
die für die Entschwefelung von leichtem Heizöl bzw. Diesel von 
0,28% auf 0,18% in Höhe von 42 Mio DM hinzu. Es ergeben sich also 
für die Emittentengruppen die in Tab. 5-4 dargestellten Kosten 
und Minderungen der S02-Emissionen im Referenzfall. 
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Tab. 5-4: Minderung und Kosten der S02-Emissionen ~m Referenzfall 
Ausgangssituation 
Kraftwerke: 
(hauptsächlich Rauch-
gasentschwefelung) 
sonstige genehmigungs-
bedürftige Großfeue-
rungsdnlagen: 
- durch REA 
- durch Brennstoff-
substitutionen 
Anlagen die der TA Luft 
unterliegen: 
- Verwendung von 
schwerem Heizöl mit 
max. 1% Schwefel 
- Substitution von 
schwerem Heizöl 
durch leichtes in 
Anlagen < 5 MWth 
alle Feuerungsanlagen: 
- durch Einsatz von 
leichtem Heizöl mit 
max. 0,2% Schwefel 
Verkehr 
- durch Einsatz von 
leichtem Heizöl mit 
max. 0,2% Schwefel 
Gesamt 
S02-Emissionen 
[ktJ 
232 
Minderungen kt 
67 
53 
1,3 
4,3 
2,1 
9,6 
3,4 
139,8 
durchschnitt-
Kosten liche Minde-
rungskosten 
[Mio. DM] [DM/kg S02] 
205 3 
52 1,0 
5 3,9 
6,4 1,5 
19,6 9,3 
38,4 4,0 
13,6 4,0 
335 
Die NOx-Emissionen liegen mit den Annahmen des Referenzfalles im 
Jahr 2000 mit 259 kt um 80 kt oder 24% niedriger als im Jahr 1985 
(Abb. 5-21). Die NOx-Minderungsmaßnahmen in Kraftwerken führen zu 
einer erheblichen Verschiebung der Anteile dieser Emittenten-
gruppe an den gesamten NOx-Emissionen. Im Jahr 1985 betrug dieser 
Anteil 16%, im Jahr 2000 sind es nur noch knapp 4%. Der Anteil 
aller anderen Feuerungsanlagen bleibt mit 18% bzw. 17% praktisch 
gleich, der Verkehrsanteil steigt dagegen von 66% auf 79%. 
,..., 
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Bei der Betrachtung der Anteile der Brennstoffe fällt das 
Ansteigen des Anteils an leichtem Heizöl bzw. Diesel von 31% auf 
48% besonders auf. Dies ist wie bei den S02-Emissionen auf die 
Substitution der Steinkohle zurUckzufUhren (der Steinkohleanteil 
sinkt von 19% auf 7%). Teilweise beruht die Steigerung auch auf 
der angestiegenen Fahrleistung der Lkw. In Tab. 5-5 sind die 
Kosten und Minderungen der Maßnahmen im Jahr 2000 wiedergegeben. 
Tab. 5-5: Minderung und Kosten der NOx-Emissionen im Referenzfall 
durchschnitt-
NOx-Emissionen Kosten liehe Minde-
rungskosten 
[kt] [Mio. DM] [DM/kg NOx ] 
Ausgangssituation 371 
Minderungen kt 
Kraftwerke: 
(hauptsächlich Rauch-
gasentschwefelung) 45 320 9,4 
genehmigungsbedUrftige 
Feuerungsanlagen 
(hauptsächlich NOx -
arme Brenner) 8 37,5 4,7 
Verkehr 
(hauptsächlich 3-Weg-
Katalysator bei Pkw) 70 460 6,6 
Gesamt 123 817,5 
5.4 Regionale Entwicklung der Emissionen im Referenzfall 
Die Berechnungen in Kap 3.2 haben bereits die großen regionalen 
Unterschiede der Emissionshöhen und des Beitrages der Emitten-
tengruppen gezeigt. Im folgenden soll nun ermittelt werden, wie 
sich die Situation im Jahr 2000 darstellt. Insbesondere sollen 
regionale Emissionsschwerpunkte identifiziert werden. 
Die Abb. 5-23 und 5-24 zeigen die Verteilung des Brennstoff-
Einsatzes auf die Kreise in den Jahren 1985 und 2000. In beiden 
Jahren weisen die Stadtkreise Mannheim und Karlsruhe den höchsten 
Brennstoffverbrauch auf. In Karlsruhe ist der hohe Brennstoff-
verbrauch vor allem auf große Industrieanlagen zurUckzufUhren, 
unter anderem stehen hier zwei große Raffinerien. Der Brennstoff-
verbrauch dieser Anlagen geht bis zum Jahr 2000 etwas zurUck, so 
daß er dann nur noch ungefähr die Hälfte statt Uber 55% (1985) 
des Gesamtverbrauches in diesem Kreis beträgt. 
Abb. 5-23: 
Abb. 5-24: 
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In Mannheim wird der überwiegende Teil der Brennstoffe in einem 
großen Kraftwerk eingesetzt. Die geplante Stillegung einer Raffi-
nerie führt im Jahr 2000 dazu, daß der Anteil der Kraftwerke am 
Verbrauch in Mannheim von 51% auf 58% ansteigt. Weitere Ver-
brauchsschwerpunkte ergeben sich entlang des Neckars im Rhein-
Neckar-Kreis und den Kreisen Heilbronn Stadt, Ludwigsburg, Stutt-
gart, und Esslingen. Im Stadtkreis Heilbronn ist das dortige 
Kraftwerk mit über 72% im Jahr 2000 Hauptverbraucher. Auch in den 
Kreisen Ludwigsburg, Stuttgart, Esslingen und Ulm sind die 
Verbräuche durch Kraftwerke dominierend. 
In fast allen anderen Kreisen ändern sich die Anteile der 
einzelnen Verbrauchergruppen zwischen 1985 und 2000 kaum. Außer 
in den genannten Kreisen und den Kreisen mit größeren Indu-
strieansiedlungen (Lörrach, Ravensburg, Alb-Donau-Kreis) haben 
die nicht genehmigungsbedürftigen Anlagen und der Verkehr überall 
einen Anteil von je einem Viertel. Insgesamt zeigt sich eine 
Tendenz des Anwachsens der Anteile der letztgenannten Emittenten-
gruppen mit abnehmendem gesamtem Brennstoffverbrauch. 
Die Betrachtung der S02-Emissionen (Abb. 5-25 und 5-26) zeigt 
erhebliche, von Kreis zu Kreis unterschiedliche Änderungen der 
S02-Emissionen. Die höchsten Emissionen weisen im Jahr 2000 die 
Stadtkreise Karlsruhe und Mannheim auf. Hauptsächlich aufgrund 
der Maßnahmen zur Reduktion der S02-Emissionen aus Kraftwerken 
gehen in den Kreisen Heilbronn Stadt, Ludwigsburg, Stuttgart und 
Esslingen die Emissionen um 90% zurück, so daß im Jahr 2000 der 
Kreis Ravensburg wegen seines hohen Anteils an Emissionen aus 
sonstigen genehmigungsbedürftigen Feuerungsanlagen die dritt-
höchsten S02-Emissionen nach den Stadtkreisen Mannheim und Karls-
ruhe aufweist. 
Im Jahr 2000 liegt der Anteil der genehmigungsbedürftigen Anlagen 
in all jenen Kreisen über 50%, die noch relativ hohe S02-
Emissionen aufweisen (Waldshut, Ravensburg, Alb-Donau-Kreis, 
Rhein-Neckar-Kreis, Heilbronn (Land) ). Der einzige Kreis, der 
keine Minderung der SO~-Emissionen aufweist, ist der Alb-Donau-
Kreis. In diesem Kre1S befindet sich eine Anlage, die bereits 
1985 mit einer Rauchgasentschwefelungsanlage versehen war, so daß 
ein Spielraum für weitere Verbesserungen hier nicht vorhanden 
ist. Des weiteren sind mehrere große Anlagen der Zementindustrie 
vorhanden, die ebenfalls keine zusätzlichen Minderungen erlauben. 
Bei der Betrachtung der NOx-Emissionen in Baden-württemberg zeigt 
sich zwischen den Jahr 1985 und 2000 kaum ein Unterschied 
(Abb. 5-27, Abb 5-28), die Emissionen aus dem Straßenverkehr 
beherrschen das Bild. 
Lagen im Jahr 1985 die Stadtkreise Mannheim und Karlsruhe an der 
Spitze, so haben im Jahr 2000 der Rhein-Neckar-Kreis und der 
Stadtkreis Stuttgart die höchsten NOx-Emissionen. Diese Verschie-
bung ist auf den Einbau von DENOX-Anlagen in den Kraftwerken 
zurückzuführen, zusätzlich fällt in Mannheim die Stillegung der 
Raffinerie ins Gewicht. 
Abb. 5-25: 
Abb. 5-26: 
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Abb. 5-27: 
Abb. 5-28: 
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i Auswirkungen und Kosten zusätzlicher Minderungsmaßnahmen 
D~e Einfüh:ung von weiteren Emissionsminderungsmaßnahmen macht 
d1e R7dukt10n der.Schadstof~e über das im Referenzfall (Kap.5) 
beschr1ebene Maß h1naus mögl1ch. Wird eine weitere Emissionsmin-
d 7rung gewünscht, so stellt sich die Frage, welche Maßnahmen 
e1ngesetzt werden sollen, um das festgelegte Luftreinhalteziel 
mit den geringst möglichen Kosten zu erreichen. 
B7wertu~gs~riterium für di7 Effizienz der Minderungsmaßnahmen 
s1nd d1e 1n Kap. 2.1 beschr1ebenen spezifischen Differenzkosten 
pro Schadstoffeinheit, die sich hier auf kg SO~ bzw. kg NO 
beziehen. Diese für alle Maßnahmen bei allen Em1ttentengruppe~ 
errechneten Werte bilden, der Größe nach geordnet und kumuliert 
aufgetragen, die Kostenkurve, bei der auf der x-Achse die 
kumulierten jährlichen Kosten und auf der y-Achse die zugehörigen 
Emissionsniveaus aufgetragen sind. 
Aus diesen Kurven kann entnommen werden, 
wie hoch die minimalen Kosten bei einer erwünschten Minde-
rung liegen, 
wie hoch die maximale Minderung ist, wenn bestimmte Geldmit-
tel zur Verfügung stehen. 
Die den Kurven zugrunde liegenden Informationen ermöglichen es, 
effiziente Strategien zur Emissionsminderung zu ermitteln. 
Im folgenden sind diese Kurven und die zugehörigen Maßnahmenkom-
binationen beschrieben. Darüberhinaus werden die Auswirkungen von 
anderen Entwicklungen der Energieträgerpreise als der in Kap. 4.1 
angenommenen untersucht. 
Die Kostenkurven werden sowohl für ganz Baden-Württemberg als 
auch für einige ausgewählte Kreise gezeigt, um den Einfluß von 
regionalen Unterschieden auf die Emissionsminderungsstrategien 
aufzeigen zu können. 
6.1 Zusätzliche Minderung der S02-Emissionen 
Ohne jegliche Minderungsmaßnahme würden sich die S02-Emissionen 
in Jahr 2000 in Baden-Württemberg auf 232 kt belaufen. Aus den 
Kraftwerken stammen ca. 76 kt, aus sonstigen genehmigungsbedürf-
tigen Anlagen 115 kt, aus nicht genehmigungsbedürftigen Feue-
rungsanlagen 25 kt und aus dem Verkehr 13 kt. Die Minderung im 
Referenzfall beträgt ca. 140 kt, die Kosten liegen bei ca. 
335 Mio DM (s.Kap. 5), die durchschnittlichen Minderungskosten 
betragen insgesamt 2,4 DM/kg S02 (s.Tab. 5-4). 
Die Emissionsminderung und die Kosten, die durch die Maßnahmen 
des Referenzfalles entstehen, sind - geordnet nach steigenden 
spezifischen Differenzkosten - in der Kostenkurve in Abb. 6-1 
dargestellt. Daran schließt sich - ausgehend vom Punkt 
'Referenzfall' - die Kostenkurve für die zusätzliche Ernissions-
minderung über den Referenzfall hinaus an. Die Berechnungen 
erfolgen dabei nach der in Kap. 2 beschriebenen Methode. Es 
werden die in Kap. 4 beschriebenen Schadstoffminderungstechniken 
- 76 -
berücksichtigt. Die Kostenkurve umfaßt die optimalen Emissions-
minderungsstrategien für Kosten zwischen 0 und 50 DM/kg S02. 
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Abb. 6-1: Kosten und S02-Minderungen von 
im Jahr 2000 
Minderungsmaßnahmen 
Der Sprung in der Steigung der Kurve beim Punkt 'Referenzfall' 
weist darauf hin, daß es effiziente Schadstoffminderungsmaßnahmen 
gibt, die im Referenzfall nicht durchgeführt werden, obwohl sie 
effizienter sind, d.h., obwohl sie niedrigere spezifische Diffe-
renzkosten aufweisen, als einige der Maßnahmen, die im Referenz-
fall durchgeführt werden. 
Mit den betrachteten Maßnahmen bis 50 DM/kg S02 können die S02-
Emissionen, ausgehend vorn Referenzfall um fast 60% gemindert 
werden. Dabei entstehen Kosten von rund 450 Mio DM/a. Für die 
Minderung der ersten 25% sind im optimalen Fall 45 Mio DM/a 
aufzuwenden. Eine Minderung von 45% verursacht dagegen Kosten von 
mindestens 165 Mio DM/a. Im folgenden werden für verschiedene 
Grenzschäden bzw. Emissionsminderungen die jeweils einzusetzenden 
Maßnahmen beschrieben. 
ß s 0L01 DM/kg S02 
Uber den Referenzfall hinaus können ohne nenneswerte zusätz-
liche Kosten insgesamt 2,8 kt S02 gemindert werden. 
Etwa 2,5 kt können bei den nicht genehmigungsbedürftigen 
Feuerungsanlagen durch die Substitution von Kohle durch 
leichtes Heizöl bei ca. 60000 Kohleeinzelheizungen und in 
ca. 10000 Kohlezentralheizungen sowie durch die Substitution 
von Kohle in ebenso ca. 10000 Zentralheizungen durch Gas 
erreicht werden. Ca. 1000 Ölzentralheizungen werden durch 
Fernwärme substituiert. Eine geringe Emissionsminderung ohne 
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zusätzliche Kosten ist auf den Einsatz von Erdgas statt 
leichtem Heizöl in ca. 150 hochausgelasteten genehmigungsbe-
dürftigen Feuerungen zurückzuführen. 
ß S 3 DM/kg S02 
Bei Grenzschäden von 3 DM/kg S02' werden 60 genehmigungsbe-
dürftige Anlagen von Steinkohle auf Erdgas umgestellt, die 
Zahl der Anlagen, die von leichtem Heizöl auf Erdgas 
umgestellt wird beträgt ca. 400. Die Substitution der 
Steinkohle mindert die S02-Emissionen um ca. 12 kt, die 
gesamte zusätzliche Minderung gegenüber Grenzschäden kleiner 
als 0,01 DM/kg S02 beträgt 13 kt, die Kosten liegen bei 
27 Mio DM/a. 
Bei den nicht genehmigungsbedürftigen Anlagen können gegen-
über dem Referenzfall 3,7 kt S02 vermieden werden, wobei 
zusätzlich zu den bereits für ß s 0,01 DM/kg S02 beschriebe-
nen Maßnahmen ca. 6000 Anlagen von ÖI- auf Gaszentralheizung 
umgerüstet werden. 
Die gesamte Minderung beträgt ca. 17 kt S02' insgesamt 
müssen 29 Mio DM/a an Mehrkosten aufgewendet werden. 
ß s 5 DM/kg S02 
Bei den genehmigungsbedürftigen Anlagen werden über 650 
Anlagen von leichtem Heizöl auf Erdgas umgestellt. Gegenüber 
Grenzkosten von 3 DM/kg S02 werden 15% mehr Anlagen von 
Steinkohle auf Erdgas umgerüstet, und es werden zwei Rauch-
gasentschwefelungsanlagen eingesetzt. Durch die Maßnahmen, 
die bei Grenzkosten zwischen 3 und 5 DM/kg SO~ zusätzlich 
durchgeführt werden, wird eine zusätzliche Emlssionsminde-
rung von 1,3 kt S02/a erreicht. 
ß S 
Bei den nicht genehmigungsbedürftigen Anlagen werden zusätz-
lich 1100 Anlagen mit einer Öl zentralheizung auf Fernwärme 
umgestellt, so daß sich die Emissionsminderung um weitere 
0,2 kt erhöht. 
Die Minderung der S02-Emissionen beläuft sich auf insgesamt 
18,7 kt, die enstehenden Kosten betragen 36 Mio DM/a. 
7,50 DM/kg S02 
Durch zusätzTiche Umstellung von steinkohlegefeuerten Anla-
gen auf Erdgas und durch die Umrüstung von ca. 100 Anlagen, 
die von schwerem Heizöl auf Erdgas umgestellt werden, können 
die S02-Emissionen um 18,5 kt reduziert werden. Der Einsatz 
von Rauchgasentschwefelungsanlagen vermindert die Emissionen 
nochmals um ca. 1,6 kt. Wird in Mischfeuerungen statt 
schwerem Heizöl nur noch leichtes verbrannt, können die 
Emissionen um weiter 2,7 kt gemindert werden. 
Bei den nicht genehmigungsbedürftigen Anlagen werden zusätz-
lich Ölzentralheizungen durch Gaszentralheizungen ersetzt, 
die zusätzliche Minderung ist mit weniger als 0,2 kt jedoch 
sehr gering, so daß bei der Grenze von 7,50 DM/kg S02 
insgesamt knapp 29 kt S02 gegenüber dem Referenzniveau 
gemindert werden können. Die zusätzlich aufzuwendenden 
Kosten betragen ca. 103 Mio DM/a. 
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ß s 10 DM/kg S02 
Durch die Substitution der Energieträger Steinkohle, schwe-
res und leichtes Heizöl durch Erdgas lassen sich bei diesen 
Grenzkosten über 21 kt der S02-Emissionen des Referenzfalles 
mindern. Die zusätzlichen Kosten belaufen sich auf knapp 
70 Mio DM/a. Der Einsatz von Rauchgasentschwefelungsanlagen 
vermindert die Emissionen um 1,5 kt. Die Minderung durch den 
alleinigen Einsatz von leichtem Heizöl in Mischfeuerungen 
vermindert sich um 1 kt auf 1,7 kt, weil in einigen der 
betroffenen Anlagen jetzt Erdgas statt leichtem Heizöl 
eingesetzt wird. Insgesamt können über 25 kt durch Maßnahmen 
bis zu Grenzkosten von 10 DM/kg S02 vermieden werden. Die 
gesamten Kosten betragen bei den genehmigungsbedürftigen 
Anlagen ca. 104 Mio DM. 
Unter diesen Grenzkosten liegt auch die Minderung der S02-
Emissionen in der Mineralölindustrie durch den Einsatz von 
Erdgas. Sie beläuft sich auf ca. 8 kt. 
Im Bereich der nicht genehmigungsbedürftigen Anlagen 
es zu keinen nennenswerten zusätzlichen Minderungen 
über den Grenzkosten von 7,50 DM/kg S02. Es werden 
Öl- durch Gaszentralheizungen ersetzt. 
kommt 
gegen-
weitere 
Grenzkosten von 10 DM/kg S02 ermöglichen insgesamt eine 
Minderung von 29,6 kt bei Kosten von 109 Mio DM/a. 
ß S 50 DM/kg S02 
Trotz der großen Erhöhung des Grenzschadens findet bei den 
genehmigungsbedürftigen Anlagen kaum eine größere Minderung 
als bei 10 DM/kg SO~ statt. Sie beträgt insgesamt 26 kt, 
wobei vor allem we1tere Anlagen von schwerem Heizöl auf 
Erdgas umgestellt werden. Die Reduzierung des Schwefelgehal-
tes von leichtem Heizöl von 0,18% auf 0,1% vermindert die 
Emissionen bei diesen Anlagen nur um knapp 0,15 kt. 
Im Verkehrs sektor trägt die gleiche Maßnahme bei Diesel-
kraftstoff mit 3,4 kt zur Minderung der S02-Emissionen bei. 
Bei den nicht genehmigungsbedürftigen Anlagen erhöht sich 
die S02-Minderung auf ca. 13 kt, die Kosten schnellen 
allerdings auf über 260 Mio DM/a hoch. Den größten Anteil an 
der S02-Minderung hat mit 5,5 kt die Substitution von 
Ölzentral- durch Gaszentralheizungen. Die Entschwefelung des 
leichten Heizöls auf 0,1% hat mit fast 4 kt ebenfalls einen 
großen Anteil an der gesamten Minderung im Bereich der nicht 
genehmigungsbedürftigen Anlagen. Sowohl einige der verblei-
benden Kohle- als auch Ölzentralheizungen werden mit Kroll-
wäschern ausgerüstet. 
Insgesamt ergibt sich eine mögliche zusätzliche Minderung 
der S02-Emissionen von 42,3 kt, die finanziellen Mehraufwen-
dungen betragen 450 Mio DM/a. 
Die ermittelten Ergebnisse zeigen insbesondere die überragende 
Bedeutung des Erdgases für die Minderung der S02-Emissionen bei 
den mittleren und kleinen Feuerungsanlagen. Rauchgasentschwefe-
lungsanlagen kommen außer bei den öffentlichen Kraftwerken, bei 
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denen sie bereits im Referenzfall eingesetzt werden, bei elnlgen 
wenigen genehmigungsbedürftigen Anlagen mit hoher Auslastung für 
optimale Emissionsminderungsstrategien in Betracht. Bei den son-
stigen Feuerungsanlagen ist dagegen - derzeitige bzw. moderat 
steigende Erdgaspreise vorausgesetzt die Substitution des 
verwendeten Brennstoffes durch Erdgas die effizienteste Maßnahme. 
6.1.1 Unterschiedliche Brennstoffpreisentwicklungen bei der 
zusätzlichen Reduktion von Schwefeldioxid 
Um den Einfluß der Brennstoffpreise auf den effizienten Einsatz 
von S02-Reduktionsmöglichkeiten zu ermitteln, werden Minderungs-
strategien betrachtet, die unterschiedliche Preisentwicklungen 
berücksichtigen. 
Die Grundlage der bisherigen Ausführungen war die mittlere 
Preisvariante aus /8/. Die Berechnungen werden hier zusätzlich 
sowohl mit der oberen wie auch mit der unteren Preisvariante aus 
/8/ durchgeführt. In Tab. 6-1 sind die Energieträgerpreise für 
die verschiedenen Varianten im Jahr 2000 wiedergegeben, die Abb. 
6-2 zeigt die Ergebnisse der beiden Preisszenarien und der 
Ausgangsvariante. 
Tab. 6-1: Kosten der Energieträger in DM/MWh frei Verbraucher in 
Baden-Württemberg (ohne Steuern) im Jahr 2000; Mine-
ralöl- und Erdgassteuern (Stand Mitte 1989) sind 
getrennt ausgewiesen 
,Kraftwerke 
Heimische Kohle 
Importkohle 
Heizöl EL 
Erdgas 
Heizöl S (1% S) 
Heizöl S (2% S) 
Industrie 
Heimische Kohle 
Importkohle 
Heizöl EL 
Erdgas nicht unterb. 
Erdgas unterbrechb. 
Heizöl S (1% S) 
Heizöl S (2% S) 
Verkehr 
Normalbenzin 
Superbenzin, bleifrei 
Superbenzin, verbleit 
Dieselkraftstoff 
Haushalte 
Steinkohlenbriketts 
Braunkohlenbriketts 
Heizöl EL 
Erdgas 
untere 
Variante 
38,84 
20,62 
38,41 
29,04 
28,65 
26 26 
39,03 
25,59 
45,17 
44,52 
37,75 
31,51 
28,88 
66,64 
72,46 
72,46 
61 93 
94,72 
97,07 
58,41 
60,10 
mittlere obere 
Variante Variante 
38,84 
15,86 
26,86 
22,46 
21,89 
19 50 
39,03 
20,82 
31,59 
31,62 
29,20 
24,07 
21.44 
46,77 
52,49 
52,49 
43 47 
94,72 
97,07 
41,00 
42,69 
38,84 
32,52 
67,60 
47,84 
47,97 
45,58 
39,03 
37,49 
79,50 
77,13 
62,19 
52,76 
50 13 
116,88 
122,70 
122,70 
1081 63 
94,72 
97,07 
102,45 
104,14 
Mineralöl-/ 
Erdgassteuer 
5,77 
2,60 
4,82 
4.82 
5,77 
2,60 
2,60 
2,63 
2 63 
67,46 
65,67 
73,34 
44,88 
5,77 
2,60 
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Bei beiden Preisvarianten kann die maximale Emissionsminderung 
der Ausgangsvariante ebenfalls erreicht werden, die Kosten unter-
scheiden sich jedoch deutlich. Bei der niedrigen Variante liegen 
sie bei 526 Mio DM, während sie bei der oberen Preisvariante mit 
697 Mio DM um fast 32% höher liegen. 
Bei den niedrigen Brennstoffpreisen werden nicht, wie bei der 
Ausgangsvariante Rauchgasentschwefelungsanlagen eingesetzt, son-
dern es finden nur Brennstoffsubstitutionen statt. Bei der 
oberen Preisvariante werden hingegen bis zu Grenzkosten von 
50 DM/kg S02 zusätzlich Rauchgasentschwefelungsanlagen in geneh-
migungsbedürftigen Anlagen installiert, die restlichen Maßnahmen 
bleiben im wesentlichen gleich. Bei den nicht genehmigungsbedürf-
tigen Anlagen werden in einigen Fällen Kohleheizungen durch Fern-
wärme und Strom ersetzt. Die Substitution von Kohle durch Erdgas 
ist bei der Hochpreisvariante erheblich teurer als im Ausgangs-
fall, die Substitution von leichtem Heizöl durch Gas wird von der 
Höhe der Brennstoffpreise jedoch nahezu nicht beeinflußt. Zwar 
ist die absolute Höhe der Brennstoffpreise stark unterschiedlich, 
durch die Kopplung der Erdgaspreise an den Ölpreis sind jedoch 
die Preisdifferenzen annähernd gleichbleibend. 
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Abb. 6-2: Kosten und S02-Minderung zusätzlicher Minderungsmaßnah-
men bei unterschiedlichen Preisentwicklungen 
Die Ergebnisse zeigen, daß die Empfehlungen bezüglich effizienter 
Emissionsminderungsstrategien bei Anlagen, die Heizöle oder Gas 
einsetzen, vom Energieträgerpreisniveau weitgehend unabhängig 
sind. Anders ist dies bei kohlegefeuerten Anlagen. Bei hohen 
Energieträgerpreisen wird hier der Mehreinsatz von Erdgas gegen-
über dem Einsatz von Rauchgasentschwefelungsanlagen zurückge-
drängt. 
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6.2 Zusätzliche Minderung der NOx-Emissionen 
Bei den NOx-Emissionen würden ohne Minderungsmaßnahmen im Jahr 
2000 in Baden-Württemberg 371 kt NOx emittiert. Aus den Kraftwer-ken würden 55 kt, aus genehmigungsbedürftigen Anlagen 37 kt, aus 
nicht genehmigungsbedürftigen Anlagen 16 kt und aus dem Verkehr 
274 kt emittiert. Im Referenzfall werden ca. 123 kt mit Kosten 
von ca. 817 Mio DM gemindert (Tab. 5-2). Die durchschnittlichen 
Minderungskosten betragen somit 6,6 DM/kg NOx . 
In Abb. 6-3 ist die Kostenkurve für die über den Referenzfall 
hinaus gehenden Maßnahmen zur Minderung der NOx-Emissionen dar-
gestellt. wie im Falle des S02 gibt es beim Punkt 'Referenzfall' 
einen Sprung in der Steigung der Kurve, der zeigt, daß es beim 
NOx ebenfalls Maßnahmen gibt, die, obwohl sie effizienter sind 
als die im Referenzfall eingesetzten, nicht durchgeführt werden. 
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Abb. 6-3: Kosten und NOx-Minderung von Minderungsmaßnahmen ~m 
Jahr 2000 
Die Maßnahmen werden bis zu Grenzkosten von 50 DM/kg NOx betrach-
tet und können das Emissionsniveau um 50% senken. Die Gesamt-
kosten belaufen sich für die untersuchten Maßnahmen zusammen 
allerdings auf über 870 Mio DM/a. Um 10% des Ausgangsniveaus von 
259 kt NO
x 
zu mindern, werden Kosten von 32 Mio DM/a fällig. Wenn 
der geregelte Katalysator vollständig eingeführt wird, werden 40% 
des Referenzfallniveaus gemindert. Die Kosten betragen dann 
674 Mio DM/a. 
Analog der Beschreibung der zusätzlichen Maßnahmen zur 
Minderung werden für die unterschiedlichen Grenzko~ten die 
Minderungsmaßnahmen in den Emittentengruppen beschr~eben. 
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ß < 0,01 DM/kg NOx 
Unter der Annahme, daß durch eine Geschwindigkeitsbegrenzung 
auf Autobahnen auf 100 km/h bzw. auf Bundesstraßen auf 80 
km/h keine zusätzlichen Kosten entstehen, weil die Kosten, 
die durch höheren Zeitaufwand entstehen z.B. durch niedri-
gere Unfallfolgekosten etc. aufgewogen werden, können die 
NOx-Emissionen ohne Mehrkosten um 8 kt abgesenkt werden. 
Bei den genehmigungsbedürftigen Anlagen können kostenneutral 
nur 0,3 kt NOx gemindert werden. Dies wird vor allem durch 
kombinierte Primärmaßnahmen erreicht. Auch die Substitution 
von Gas in Mischfeuerungen hat einen Anteil an der Minder-
emission. Bei den nicht genehmigungsbedürftigen Anlagen ist 
eine Minderung von 2,7 kt ohne finanziellen Mehraufwand 
durch Einsätze in Gasheizungen und durch Gasgebläsebrenner 
in größeren Gasheizungen möglich. 
Die gesamte NOx-Minderung ohne zusätzliche Kosten beträgt 
somit 11,2 kt. 
ß < 3 DM/kg NOx 
Durch verstärkten Einsatz von kombinierten Primärmaßnahmen 
bei den Feuerungen der genehmigungsbedürftigen Anlagen und 
durch den Einsatz von SCR-Anlagen können 2 kt bei den NOx -
Emissionen der genehmigungsbedürftigen Anlagen gemindert 
werden, die Kosten betragen 3 Mio DM/a. 
Bei den nicht genehmigungsbedürftigen Anlagen ist eine 
zusätzliche Minderung über den Referenzfall hinaus um 3 kt 
möglich. Die Maßnahmen bleiben die gleichen, werden jedoch 
durch den Brennertausch in Öl zentralheizungen ergänzt. An 
zusätzlichen Kosten fallen 0,4 Mio DM/a an. 
Da im Straßenverkehr keine zusätzlichen Minderung bei diesen 
Grenzkosten vorhanden sind, beträgt die gesamte Minderung 
13 kt, die Kosten belaufen sich auf 3,4 Mio DM/a. 
ß < 5 DM/kg NOx 
Bei den genehmigungsbedürftigen Anlagen wird der Einsatz von 
kombinierten Primärmaßnahmen verstärkt. Von den insgesamt 
bei den genehmigungsbedürftigen Feuerungsanlagen geminderten 
4,1 kt NOx werden durch diese Maßnahme fast 50% reduziert. 
Weitere SCR-Anlagen tragen mit fast 1,7 kt zur Minderung 
bei. 
In den 
werden 
setzt, 
3,3 kt 
Feuerungen der nicht genehmigungsbedürftigen Anlagen 
zusätzlich neue Brenner in Ölzentralheizungen einge-
so daß sich die Minderung der NOx-Emissionen auf 
beläuft. 
Im Verkehrsbereich können durch den Einsatz von ungeregelten 
Katalysatoren in der Hubraumklasse unter 1000 ccm die NOx -
Emissionen um 5,2 kt reduziert werden. Die dabei anfallenden 
Kosten betragen 16,3 Mio DM/a. Insgesamt lassen sich bei 
Grenzkosten von 5 DM/kg NOx fast 21 kt NOx bei Kosten von 
30 Mio DM/a mindern. 
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ß S 10 DM/kg NOx 
Bei den genehmigungsbedürftigen Anlagen werden weiter kombi-
nierte Primärmaßnahmen eingesetzt, die Zahl der Anlagen mit 
~CR er~öht .. sich gegenüber G:-enzkosten von S DM/kg NOx um 
über d1e Halfte. Außerdem w1rd verstärkt Steinkohle durch 
Erdgas substituiert, so daß sich die Minderung bei den 
gen:hmigungsbedürf~igen Anlagen auf insgesamt 6,3 kt 
belauft. In der M1neralölindustrie können durch die Substi-
tution von schweren Rückstandsprodukten sowie durch den 
gleichzeitigen Einbau von neuen NOx-armen Brennern die NOx -Emissionen um ca. 2,8 kt gemindert werden. 
Bei den nicht genehmigungsbedürftigen Anlagen beträgt die 
sesamte Minderung fast 3,6 kt. Die Anzahl neuer Brenner in 
Olzentralheizungen geht dabei wieder zurück, statt dessen 
wird in diesen Anlagen der Brennstoff leichtes Heizöl durch 
Gas ersetzt. 
Im Straßenverkehr können alle Pkw mit einern geregelten 
Katalysator ausgerüstet werden. Die NOx-Emissionen sinken 
dadurch um ca. 103 kt, die gesamte Minderung bei diesen 
Grenzkosten beträgt fast 113 kt, die Mehrkosten betragen ca. 
790 Mio DM/a. 
so DM/kg NOx 
Trotz versEärkten Einsatzes von Geldmitteln steigt die 
Minderung bei den genehmigungs bedürftigen Anlagen nur 
7,9 kt an, den größten Anteil bei der Minderung haben 
SCR-Anlagen und die kombinierten Primärmaßnahmen. 
NOx -
auf 
die 
Bei den nicht genehmigungsbedürftigen Anlagen können insge-
samt 6,9 kt NOx gemindert werden, wobei durch den Brenner-
tausch in Öl zentralheizungen und durch den Einsatz von 
überstöchiometrisch vormischenden Brennern knapp 4 kt NOx 
reduziert werden. Brennereinsätze in Gasheizungen und Gas-
gebläsebrenner werden dagegen nicht mehr so häufig einge-
setzt. 
Beim 
daß 
132 
ca. 
Verkehr kommen keine zusätzlichen Maßnahmen hinzu, so 
die gesamte erreichbare Minderung aller Sektoren knapp 
kt beträgt. Die entstehenden Kosten belaufen sich auf 
870 Mio DM/a. 
Die Kosten für die Minderung in der Zementindustrie können 
nicht angegeben werden, jedoch können durch die beschriebe-
nen Minderungsmaßnahmen 2,6 kt der NOx-Emissionen reduziert 
werden. 
Aus den Ergebnissen der zusätzlichen NOx-Minderungsmaßnahmen läßt 
sich zusammenfassen: 
Bei den nicht genehmigungsbedürftigen Feuerungsanlagen für 
Erdgas und leichtes Heizöl sind eine ganze Reihe von Anlagen 
auf dem Markt erhältlich, die die durchschnittlichen spezi-
fischen NOx-Emissionen von herkömmlichen Anlagen unter-
schreiten. Dabei entstehen zum Teil nur geringe Mehrkosten. 
Somit ist in diesem Bereich ein mengenmäßig sehr begrenztes, 
aber sehr effizientes Potential zur NOx-Minderung vorhanden. 
6 .2. 1 
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Bei den genehmigungs bedürftigen Feuerungsanlagen sind es vor 
allem Kombinationen von Primärmaßnahmen, die weitergehende 
effiziente NOx-Emissionsminderungen erlauben. Die Realisie-
rung dieses Potentials wird allerdings dadurch erschwert, 
daß die Möglichkeiten von Anlage zu Anlage sehr unterschied-
lich sind, so daß die Festsetzung allgemein gültiger Grenz-
wert für NOx-Emissionen auf niedrigem Niveau nur bedingt 
möglich ist. 
Wie bei der Minderung der S02-Emissionen kommt dem Erdgas 
auch bei der Minderung der NOx-Emissionen eine besondere 
Bedeutung zu, weil sich an erdgasgefeuerten Anlagen im 
allgemeinen niedrigere spezifische NOx-Emissionen realisie-
ren lassen als an Feuerungen für andere Brennstoffe. 
Bei Verkehr ist derzeit der Einsatz des geregelten Katalysa-
tors bei Pkw diejenige Maßnahme, die das größte Minderungs-
potential aufweist. Für die Zukunft erscheint die Entwick-
lung von effizienten Minderungsmaßnahmen bei Lkw vordring-
lich. Darüberhinaus ist auch die Weiterentwicklung des 
Magerkonzeptes interessant. 
Unterschiedliche Brennstoffpreisentwicklungen bei der 
zusätzlichen Reduktion von Stickoxid 
Wie schon bei der zusätzlichen Reduzierung des S02 (Kap. 6.1.2) 
wird auch die zusätzliche NOx-Minderung für zwei unterschiedliche 
Brennstoffpreisvarianten untersucht. Es handelt sich wieder um 
die obere und untere Preisvariante aus /7-1/. Die Abb. 6-4 gibt 
für diese beiden Szenarien und den Ausgangsfall die Kostenkurven 
wieder. 
Deutlich unterscheiden sich die Gesamtkosten für die Minderung 
der NOx-Emissionen, wenn diese bei den beiden Varianten bis auf 
das gleiche Niveau reduziert werden sollen. Der größte Unter-
schied ist im Verkehrs sektor bei der Minderung durch den geregel-
ten Katalysator vorhanden, da der Mehrverbrauch durch diese 
Technologie aufgrund der höheren Brennstoffkosten der oberen 
Preisvariante zu entsprechend höheren Kosten führt. 
Insgesamt kostet die maximale Minderung bei der oberen Preis-
variante ca. 970 Mio DM mehr, bei der unteren 820 Mio DM, also 
ca. 16% weniger. 
Bei niedrigen Brennstoffpreisen wird verstärkt die Substitution 
von Steinkohle und leichtem Heizöl bei genehmigungsbedürftigen 
Anlagen durchgeführt, während beim oberen Preisszenario mehr 
kombinierte Primärmaßnahmen eingesetzt werden, und zwar auch in 
Anlagen mit relativ niedriger Auslastung. 
Beim Hausbrand wird beim oberen Preisszenario weniger Kohle durch 
leichtes Heizöl substituiert, da bei dieser Preisvariante die 
Kohlepreise unter den Ölpreisen liegen. 
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Abb.6-4: Kosten und NOx-Minderung zusätzlicher Minderungsmaßnah-
men bei unterschiedlichen Preisentwicklungen 
6.3 Regionale Betrachtungen zusätzlicher Minderungen 
Die in den vorangegangenen Kapiteln 6.1 und 6.2 beschriebenen 
zusätzlichen Maßnahmen gelten für das gesamte Land Baden-Württem-
berg. In diesem Kapitel werden für einige ausgewählte Kreise in 
Baden-Württemberg Kostenkurven vorgestellt. 
Es werden sechs Kreise ausgewählt, die durch folgende Merkmale 
charakterisiert sind: 
Kreis K1: Ballungsgebiet 
Standort fossil gefeuerter Kraftwerke 
sehr große Industriefeuerungen 
(Stadtkreis Karlsruhe) 
Kreis K2: Ballungsgebiet 
Standort fossil gefeuerter Kraftwerke 
mehrere größere Industrieanlagen 
(Stadtkreis Mannheim) 
Kreis K3: ländlicher Raum, wenig größere Städte 
keine Kraftwerke 
eine größere, mehrere kleinere Industriefeuerungen 
(Landkreis Ravensburg) 
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Kreis K4: Ballungsgebiet, Teile des Kreises ländlich strukturiert 
Standort fossil gefeuerter Kraftwerke 
einige mittlere Industriefeuerungen 
(Landkreis Esslingen) 
Kreis K5: ländlicher Raum 
keine Kraftwerke 
eine große Industriefeuerung 
(aus Datenschutzgründen kann der Name des Kreises nicht 
genannt werden) 
Kreis K6: ländlicher Raum 
keine Kraftwerke 
keine größeren Industriefeuerungen 
(Landkreis Sigmaringen) 
Die Vorgehensweise für die einzelnen Kreise ist identisch mit 
der, die für das gesamte Land angewendet wird. Es ergeben sich 
für alle Kreise Kostenkurven, die miteinander verglichen werden 
können. 
6.3.1 Zusätzliche Minderungen der S02-Emissionen in ausge-
wählten Kreisen 
Für die über den Referenzfall hinausgehenden Maßnahmen zur 
Minderung sind in Abb. 6-5 die Kostenkurven für die 
ausgewählten Kreise aufgetragen. 
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Abb. 6-5: Kosten und SO~-Minderungen durch zusätzliche Minde-
rungsmaßnahmen 1n ausgewählten Kreisen 
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Im Kreis Kl können die S02-Emissionen nahezu halbiert werden. Das 
wesentliche zusätzliche Minderungspotential von fast 44% ist an 
einigen wenigen sehr großen Feuerungsanlagen durch Umstellung auf 
E~dgas ~u erre~chen. An kleinere~ genehmigungsbedürftigen Anlagen 
s1nd we1tere M1nderungen durch d1e Umstellung von Steinkohle und 
schwerem Heizöl auf Erdgas effiziente Maßnahmen. Reduktionen an 
n~cht genehmigungsbedürftigen Anlagen bieten lediglich ein Poten-
t1al von etwas mehr als 1% der Ausgangsemissionen. Dies ist unter 
anderem auf die in diesem Kreis gut ausgebauten Fernwärme- und 
Erdgasnetze zurückzuführen, durch die die S02-Emissionen des 
Hausbrands bereits im Referenzfall relativ gering ausfallen. Die 
verbleibenden S02-Emissionen stammen zum Großteil aus den Kraft-
werkskesseln und Industriefeuerungen, die Rauchgasreinigungsanla-
gen haben. 
Im Kreis K2 sind die Emissionen über den Referenzfall hinaus um 
40% zu mindern. Mehrere sehr große Feuerungsanlagen in den 
Kraftwerken und in der Industrie haben bereits Rauchgasreini-
gungsanlagen, bei denen trotz der hohen Reinigungsgrade von über 
90% aus diesen Anlagen Restemissionen verbleiben. An großen Feue-
rungsanlagen beträgt das Minderungpotential 35%, an mehreren 
Anlagen ist die Substitution von schwerem Heizöl oder Steinkohle 
hin zu Erdgas eine effiziente Maßnahme. Auch Rauchgasreinigungs-
anlagen kommen in Betracht. An nicht genehmigungsbedürftigen 
Feuerungen sind Umstellungen von Kohle auf leichtes Heizöl, der 
Einsatz von Erdgas statt leichtem Heizöl und Rauchgaswäscher in 
einigen größeren Anlagen effiziente Reduktionsmöglichkeiten. 
Um über 60% können die S02-Emissionen im Kreis K3 reduziert 
werden, davon sind die mit Abstand höchsten Minderungen von ca. 
32% des Ausgangsniveaus in genehmigungsbedürftigen Anlagen mög-
lich. Meist handelt es sich um die Substitution von schwerem 
Heizöl und Steinkohle durch Erdgas. Bei den nicht genehmigungsbe-
dürftigen Anlagen werden im prinzip die gleichen Maßnahmen 
eingesetzt wie im Kreis K2, jedoch können hier deutlich mehr 
Zentralheizungen von leichtem Heizöl auf Erdgas umgestellt wer-
den. Nahezu die Hälfte der zusätzlichen Emissionsminderungen wird 
in diesem Kreis beim Hausbrand erreicht. 
Im Kreis K4 ist eine zusätzliche Minderung der S02-Emissionen von 
45% möglich. Das Reduktionspotential ist in diesem Kreis mit 25% 
bei den nicht genehmigungsbedürftigen Anlagen größer als bei den 
genehmigungsbedürftigen (20%). Die geringeren Minderungen an 
genehmigungsbedürftigen Anlagen sind dar~uf zurückzuf~hren, da~ 
in diesem Kreis keine Steinkohlekessel 1n der Industr1e und be1 
den Kleinverbrauchern vorhanden sind. Die höchsten Emissionsmin-
derungen werden bei den genehmigungsbedürftigen Anl~gen durch die 
Substitution von schwerem Heizöl durch Erdgas erre1cht, gefolgt 
von der Substitution von leichtem Heizöl durch Erdgas. Bei den 
nicht genehmigungsbedürftigen Anlagen bzw. beim H~usbrand kann 
durch verstärkten Erdgaseinsatz noch mehr S02 gem1ndert werden 
als im Kreis K3. Vor allem in den ländlich strukturierten Teilen 
des Kreises ist dies durch den im Referenzfall noch hohen Anteil 
von Öl zentralheizungen möglich. 
Im Kreis K5 liegt das Reduktionspotential mit 95% extrem hoch. 
85% davon liegen bei genehmigungsbedürftigen Anlagen, wobei in 
diesem Kreis eine Anlage mit 70% des gesamten Minderungspoten-
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tials an der Spitze liegt. Diese Minderung würde durch die 
Sutbstitution von Steinkohle durch Erdgas ermöglicht. Die rest-
liche Minderung beruht bei den genehmigungsbedürftigen Anlagen 
auf der Substitution von schwerem Heizöl, in geringem Maß auch 
von leichtem Heizöl durch Erdgas. 
Bei den nicht genehmigungsbedürftigen Anlagen gleichen sich die 
Kreise K5 und K6. Die Struktur der Anlagen ist ähnlich, so daß 
auch die zusätzlichen Maßnahmen, also verstärkte Substitution von 
leichtem Heizöl durch Erdgas, gleich sind. 
Die Entschwefelung von leichtem Heizöl auf 0,15% S 
wird bei der Betrachtung der einzelnen Kreise nicht 
ihr Beitrag zu weiteren Minderungen relativ gering 
entweder überall oder gar nicht durchgeführt wird. 
bzw. 0,1% S 
erwähnt, da 
ist und sie 
6.3.2 Zusätzliche Minderungen der NOx-Emissionen in ausge-
wählten Kreisen 
Abb. 6-6 zeigt die Auswirkungen zusätzlicher Maßnahmen zur 
Minderung der NOx-Emissionen aus Feuerungsanlagen in den sechs 
ausgewählten Kreisen Baden-Württembergs. 
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Abb. 6-6: Kosten und NOx-Minderungen durch zusätzliche Minde-
rungsmaßnahmen in ausgewählten Kreisen 
Die unterschiedlichen Verläufe der Kostenkurven weisen wie 
schon beim SO~ - verschiedene Strategien zur NOx-Minderung in den 
einzelnen Kre1sen hin. 
- 89 -
Im Kreis Kl liegt das gesamte Minderungspotential, wenn man 
Gren~kosten von 50 DMjkg NOx anlegt, bei ca. 46%. Den größten 
Antell davon (ca. 22%) haben - wie bei der zusätzlichen Minderung 
der S02-Emissionen - die Maßnahmen an den wenigen großen Feue-
rungsanlagen in diesem Kreis. Es handelt sich um die Brennstoff-
substitution hin zum Erdgas sowie um kombinierte Primärmaßnahmen. 
Um knapp 15% können die NOx-Emissionen im Verkehrs sektor vor 
allem durch die vollständige Einführung des geregelten Katalysa-
tors reduziert werden, die Kosten dieser Maßnahme liegen jedoch 
bei maximal 10 DMjkg NOx . 
Der geringe Anteil der NOx-Minderung bei den nicht genehmigungs-
bedürftigen Anlagen wird mit Primärmaßnahmen an Öl- und Gaszen-
tralheizungen sowie an Gaseinzelheizungen erreicht. Ein kleiner 
Anteil ist auf Brennstoffsubstitution zurückzuführen. 
Im Kreis K2 können zusätzlich 34% der NOx-Emissionen bei Kosten 
von 23 Mio DM gemindert werden. Das größte Minderungspotential 
liegt in diesem Kreis im Verkehrsbereich, wo durch die vollstän-
dige Einführung des geregelten Katalysators 20% des Ausgangsni-
veaus vermindert werden können. 
Die Minderung, die bei den genehmigungsbedürftigen Anlagen 
zusätzlich erreicht werden kann ist mit insgesamt knapp 8 Prozent 
bei Grenzkosten bis zu 50 DMjkg NOx sehr gering. Dies ist darauf 
zurückzuführen, daß in diesem Kreis bereits im Referenzfall 
einige große Anlagen mit Sekundärmaßnahmen ausgerüstet werden. 
Zusätzlich werden einige SCR-Anlagen installiert bzw. kombinierte 
Primärmaßnahmen durchgeführt. 
Bei den nicht genehmigungsbedürftigen Anlagen werden wie im Kreis 
K1 sowohl Brennstoffsubstitutionen als auch Primärmaßnahmen an 
Gas- und Ölzentralheizungen und an Gaseinzelheizungen durchge-
führt. 
Eine Minderung von knapp 48% über den Referenzfall hinaus ist im 
Kreis K3 möglich. Wie im Kreis K2 liegt das größte Minderungs-
potential im Sektor Verkehr (33%). Die weitreichenste Maßnahme 
ist wiederum die vollständige Einführung des geregelten Katalysa-
tors. Sie erfordert 70% der kumulierten Kosten. 
Bei den genehmigungsbedürftigen Anlagen des Kreises lassen sich 
fast 12% zusätzlich mindern. Würde man hier Grenzkosten 
von 20 DMjkg NOx ansetzen, so könnten 10,5% reduziert werden. Die 
erheblichen Mehrkosten, die entstehen, wenn Maßnahmen bis zu 50 
DMjkg NOx eingesetzt werden, bringen nur noch 1,5% weniger NOx -Emissionen wie im Referenzfall. Nur knapp 3,5% lassen sich bei 
den nicht genehmigungsbedürftigen Anlagen mindern, die Maßnahmen 
entsprechen denen in den Kreisen Kl und K2. 
Im Kreis K4 kann eine ähnliche maximale Minderung wie im Kreis K3 
erreicht werden. Von den insgesamt 47% lassen sich alleine im 
Verkehrssektor 42 Prozentpunkte reduzieren. Auch hierbei handelt 
es sich um die generelle Einführung des geregelten Katalysators 
bei Pkw. Die verbleibenden 5% verteilen sich mit 3% auf die nicht 
genehmigungsbedürftigen und mit 2% auf die genehmigungsbedürfti-
gen Anlagen. 
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Bemerkenswert ist, daß in diesem Kreis - wie schon bei der 
Minderung der S02-Emissionen- das Minderungspotential bei den 
nicht genehmigungsbedürftigen Anlagen höher ist als bei den 
genehmigungsbedürftigen. Die im Referenzfall installierten Rauch-
gasreinigungsanlagen haben das zusätzlich zu mindernde Potential 
zum Großteil schon ausgeschöpft. 
Der Kreis K5 weist ein deutlich niedrigeres Niveau der NOx -
Emissionen als die zuvor betrachteten Kreise auf. Zusätzlich zu 
den Minderungen des Referenzfalles können jedoch fast 53% der 
NO~-Emissionen reduziert werden. Auch hier hat der Verkehrsbe-
re1ch mit 34% den größten Anteil an der Minderung. 
Bei den genehmigungsbedürftigen Anlagen liegt das zusätzliche 
Minderungspotential mit 13% wieder relativ hoch, in diesem Kreis 
können vor allem bei einer Anlage bei Kosten von ca. 20 DM/kg NOx 
kombinierte Primärmaßnahmen eingesetzt werden. Zusätzlich kann 
auch eine SCR-Anlage installiert werden. Für die kleineren 
Anlagen in diesem Sektor werden ebenfalls kombinierte Primärmaß-
nahmen eingesetzt. 
Die Minderung beim Hausbrand ist mit den gleichen Maßnahmen wie 
in den anderen Kreisen zu erreichen. Die Substitution von 
leichtem Heizöl zu Erdgas ist etwas geringer als im Kreis K4. 
Ungefähr 46% der NOx-Emissionen können im Kreis K6 zusätzlich 
gemindert werden, der Straßenverkehr kann hier knapp 41% zur 
Reduktion beitragen, bei den genehmigungsbedürftigen Anlagen 
lassen sich durch Brennstoffsubstitution hin zum Erdgas und durch 
kombinierte Primärmaßnahmen knapp 4% zusätzlich reduzieren. Die 
Maßnahmen im Bereich der nicht genehmigungsbedürftigen Anlagen 
bleiben die gleichen wie in den zuvor betrachteten Kreisen, 
jedoch ist in diesem Kreis über ein Drittel der möglichen 
Reduzierung durch die Substitution von leichtem Heizöl zur Erdgas 
zu erreichen. 
6.3.3 Schlußfolgerungen aus den regionalen Betrachtungen 
Sowohl für die S02- als auch für die NOx-Minderungsstrategien 
können folgende Aussagen getroffen werden: 
Bei den nicht genehmigungsbedürftigen Anlagen sind die 
effizienten Maßnahmen in allen Kreisen gleich. Unterschiede 
bestehen aber beim Minderungspotential der einzelnen Maßnah-
men. In den eher ländlich strukturierten Kreisen des Landes 
ist der Anteil der leitungsgebundenen Energieträger Erdgas 
und Fernwärme niedriger, der Anteil von leichtem Heizöl und 
Kohle somit höher als in den Ballungsgebieten. Daher ist in 
ländlichen Gegenden auch das Potential der Brennstoffumstel-
lung auf schwefelarme Energieträger höher. 
Bei den genehmigungsbedürftigen Anlagen (ohne öffentliche 
Kraftwerke) ist das Minderungspotential stark von der Anla-
genstruktur abhängig. Gerade in Kreisen mit nur wenigen 
Anlagen kann die prozentuale Minderung besonders hoch sein, 
da diese wenigen Anlagen häufig mit Kohle oder schwerem 
Heizöl betrieben werden. Damit stellen sie die größten 
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Emittenten von S02 dar. In Ballungsgebieten sind diese 
Anlagen dagegen häufig schon auf schwefelarme Brennstoffe 
umgestellt oder mit Rauchgasentschwefelungs- bzw. DENOX-
Anlagen versehen, so daß zusätzliche Emissionsminderung oft 
nur in geringem Ausmaß zu erreichen sind. 
FÜr den Verkehr ist die wirksamste Maßnahme ebenfalls für 
alle Kreise die gleiche, durch die vollständige Einführung 
des geregelten Katalysators wird die deutlichste Minderung 
der NOx-Emissionen erzielt. In diesem Sektor können örtliche 
Konzepte, z.B. Verkehrsberuhigungen oder der Ausbau von 
öffentlichen Personenverkehrsmitteln in Ballungsgebieten 
durchaus einen begrenzten zusätzlichen Beitrag zur Minderung 
der Stickoxidemissionen liefern. 
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1 Schlußfolgerungen und Empfehlungen 
Die vorliegende Studie hat zum Ziel, Strategien zur effizienten 
Verminderung der S02- und NOx-Emissionen in Baden-Württemberg zu 
berechnen. Die Ergebnisse dienen als Entscheidungshilfe zur 
Ermittlung von Minderungsmaßnahmen, die besonders effizient sind 
und im Rahmen einer rationalen Umweltpolitik herangezogen werden 
sollten, um Schadstoffreduktionen zu erreichen, die über die 
derzeit absehbaren Emissionsminderungen hinausgehen. 
Ausgehend von einem Referenzfall, der die mögliche Entwicklung 
der Emissionen ohne zusätzliche Maßnahmen beschreibt, werden 
zusätzliche Minderungsmöglichkeiten bei allen Emittenten bzw. 
Emittentengruppen untersucht. Mit der Methode der Kosten-Effekti-
vitäts-Analyse läßt sich eine Rangfolge der einzusetzenden Maß-
nahmen festlegen. Es wird ermittelt, welche Maßnahmen jeweils 
eingesetzt werden müssen und welche Kosten anfallen, um eine 
gewünschte Emissionsminderung mit möglichst niedrigen Kosten zu 
erreichen. 
Grundlage der Bewertung ist der Referenzfall, der die Entwicklung 
der Emissionen bis zum Jahr 2000 angibt, wenn die Emissionsminde-
rungsmaßnahmen, die aufgrund der bereits beschlossenen Gesetze 
und Verordnungen zur Luftreinhaltung (TA Luft, Großfeuerungsan-
lagenverordnung, Grenzwerte für Pkw) erforderlich bzw. geplant 
sind, durchgeführt werden. Die Ergebnisse des Referenzfalles sind 
in Tab. 7-1 aufgeführt. 
Tab. 7-1: Emissionen in Baden-Württemberg in den Jahr 1985 und 
2000 im Referenzfall 
1985 2000 
S02 NOx S02 NOx 
kt % kt % kt % kt % 
Kraftwerke 74 35 55 16 11 12 10 4 
genehmigungsbedürf-
tige Anlagen 87 41 42 12 53 57 29 11 
nicht genehmigungs-
bedürftige Anlagen 39 19 19 6 18 20 16 6 
Straßenverkehr 11 5 223 66 10 11 204 79 
Gesamt 211 00 339 100 92 100 259 100 
Bei den S02-Emissionen wird gegenüber dem Wert von 1985 im Jahr 
2000 ein Rückgang um 56% erreicht, bei den Stickoxiden fällt der 
Rückgang mit 24% deutlich geringer aus. Wie aus Tab. 7-1 ersicht-
lich ist, werden bei den Kraftwerken die wesentlichsten Minderun-
gen erreicht. Sie sind vor allem auf den Einbau von Rauchgasrei-
nigungsanlagen in Kohlekraftwerken zurückzuführen. 
Bei den sonstigen genehmigungsbedürftigen Anlagen trägt die 
Verwendung von schwefelärmeren Heizölen und die Substitution von 
schwerem Heizöl durch andere schwefelärmere Brennstoffe am mei-
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sten zur S02-Minderung bei. FUr die NOx-Minderung ist vor allem 
der Einsatz von NOx-armen Brennern verantwortlich. 
Beim Straßenverkehr bewirkt der Einsatz von geregelten und 
ungeregelten Katalysatoren in Pkw, die mit Otto-Motoren angetrie-
ben werden, eine deutliche Minderung der NOx-Emissionen. Diese 
Minderung wird jedoch zum Teil dadurch ausgeglichen, daß die 
Fahrleistung der Pkw und Lkw im betrachteten Zeitraum erheblich 
ansteigt. 
Die insgesamt erreichten Emissionsminderungen werden oft als 
nicht ausreichend angesehen. Es stellt sich somit die Frage, 
welche Minderungsmaßnahmen zusätzlich eingesetzt werden sollen, 
um ein gewUnschtes Emissionsniveau unterhalb des Referenzfalles 
mit möglichst geringen Kosten zu erreichen. Das Ergebnis läßt 
sich in Form von Kostenkurven darstellen, bei denen das Emis-
sionsniveau über den kumulierten Kosten aufgetragen ist. Abb. 7-1 
zeigt die Kostenkurve für die zusätzliche S02-Minderung. 
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Abb. 7-1: Kostenkurve fUr die zusätzliche s02-Minderung im Jahr 
2000 
Ausgehend von den SO~-Emissionen im Referenzfall im Jahr 2000 von 
knapp 92 kt lassen s~ch die Emissionen um 10% mit Mehrkosten von 
23 Mio DM/a mindern. Eine 25%-ige Minderung verursacht Kosten von 
66 Mio DM/a. Setzt man Maßnahmen ein, deren Grenzkosten (d.h. die 
maximalen Kosten pro Einheit gemindertem Schadstoff) unter 
50 DM/kg S02 liegen, so ergibt sich eine Reduzierung der S02-
Emissionen von ca. 60% bei Mehrkosten gegenüber dem Referenzfall 
von 575 Mio DM/a. 
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Aus diesen Ergebnissen lassen sich die besonders effizienten 
Maßnahmen für eine weitergehende Minderung der S02-Emissionen 
identifizieren. 
Bei den nach der 4.BImSchV /4/ genehmigungsbedürftigen Anlagen 
kommt dem Einsatz von Erdgas bei der effizienten Minderung der 
S02-Emissionen besondere Bedeutung zu. Die Substitution von 
Kohle, schwerem und auch leichtem Heizöl durch Erdgas ist bei den 
meisten Feuerungsanlagen die effizienteste Maßnahme. Die Errich-
tung eines flächendeckenden Erdgasnetzes, welches allen großen 
Feuerungsanlagen in Baden-Württemberg die Möglichkeit zur Verwen-
dung von Erdgas bietet, ist daher eine wichtige Voraussetzung für 
eine weitergehende Verminderung der S02-Emissionen. 
Rauchgasentschwefelungsanlagen (REA) werden bei effizienten Min-
derungsstrategien außerhalb des Sektors Kraftwerke nur in sehr 
geringem Maß eingesetzt. Sie sind erst wirtschaftlich bei Anla-
gen, die eine sehr hohe jährliche Auslastung (> 7000 h) be-
sitzen. Bei sehr stark steigenden Erdgaspreisen, die aus einer 
Erhöhung der Weltmarktpreise für Energieträger resultieren kön-
nen, z.B. als Folge eines Erstarkens des OPEC-Kartells, können 
REA etwas mehr zur effizienten S02-Minderung im Bereich der 
genehmigungsbedürftigen Anlagen beitragen. Auch bei der oberen 
Preisvariante, d.h. bei der Erhöhung der Energieträgerpreise, 
bleibt der effiziente Einsatz von REA auf ca. 80 Anlagen, im 
wesentlichen Kohlefeuerungen, beschränkt. 
Bei den nicht genehmigungsbedürftigen Anlagen (im wesentlichen 
sind diese Feuerungen mit weniger als 1 MWth) ist die Substitu-
tion von Kohle die effizienteste Maßnahme zur Minderung der S02-
Emissionen. Kohle besitzt wegen des hohen Schwefelgehaltes hohe 
spezifische Emissionen, Rauchgasreinigungsanlagen sind jedoch bei 
den Anlagengrößen dieser Emittentengruppe zu teuer. Die Kohle 
kann sowohl durch Erdgas als auch durch leichtes Heizöl substi-
tuiert werden. Als weitere Maßnahme zur Emissionsminderung kommt 
der Einsatz von Erdgas anstelle von leichtem Heizöl, insbesondere 
bei größeren Anlagen, in Betracht. 
Eine Maßnahme, die für alle Emittentengruppen gilt, ist eine 
weitere Entschwefelung des leichten Heizöls, z.B. auf einen 
Schwefelgehalt von 0,15%. Die Kosten und damit die Effizienz 
dieser Maßnahme hängen jedoch stark vom Schwefelgehalt und damit 
vom Preis der eingesetzten Rohöle ab. Entsprechend gilt dies auch 
für die Entschwefelung von Diesel, die die einzige Minderungsmaß-
nahme für S02 im Verkehr darstellt. 
Im Kraftwerksbereich sind, nachdem alle Kohlekessel bereits im 
Referenzfall mit REA versehen werden und schweres Heizöl nicht 
mehr eingesetzt wird, weitergehende effiziente Maßnahmen nicht 
identifizierbar. 
Analog wie für das Schwefeldioxid werden für die Stickoxide die 
Emissionsminderungsmöglichkeiten untersucht. Abb. 7-2 zeigt die 
Kostenkurve der zusätzlichen NOx-Minderungsmaßnahmen in Baden-
WUrttemberg im Jahr 2000. 
Gegenüber dem Referenzfall lassen sich die NOx-Emissionen insge-
samt um 50% vermindern, wenn die Grenzkosten 50 DM/kg NOx betra-
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gen. Die kumulierten Kosten belaufen sich in diesem Fall 
870 Mio DM/a. 10% der Emissionen des Referenzfalles lassen 
bereits durch den Einsatz von 32 Mio DM/a reduzieren. 
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Abb. 7-2: Kostenkurve für die zusätzliche NOx-Minderung im Jahr 
2000 
Bei den genehmigungsbedürftigen Anlagen (ohne Kraftwerke) lassen 
sich weitergehende effiziente NOx-Minderungen vor allem durch 
Primärmaßnahmen erreichen. Da diese vor allem Fixkosten und nur 
in geringem Umfang variable Kosten verursachen, sind sie um so 
effizienter, je höher die Anlage ausgelastet ist. Auch die 
Umstellung auf Erdgas trägt zur Reduktion der Stickoxide bei, da 
die spezifischen NOx-Emissionsfaktoren für Erdgas im allgemeinen 
niedriger liegen als die anderer Brennstoffe. 
Der Einbau von SCR-Anlagen ist vor allem an hoch ausgelasteten 
erdgasgefeuerten Anlagen effizient. Dies gilt, obwohl die spezi-
fischen Emissionen bei Erdgasfeuerungen niedriger liegen als bei 
anderen ~~lagen, weil die spezifischen Minderungskosten von SCR-
Anlagen für Erdgasfeuerungen günstiger sind als die für ÖI- und 
Kohlefeuerungen. 
Bei den nicht genehmigungsbedürftigen Anlagen gibt es eine ganze 
Reihe von Techniken (Brenner bzw. Brenner-Kesselkombinationen) 
für die Verbrennung von Erdgas und leichtern Heizöl, mit denen 
sich erhebliche Reduzierungen der NOx-Emissionen gegenüber den im 
Referenzfall eingesetzten Standardkesseln erzielen lassen. In 
vielen Fällen ist dies nur mit geringen Mehrkosten verbunden. Der 
Einsatz dieser Techniken könnte beispielsweise durch die Einfüh-
rung von niedrigen NOx-Emissionsgrenzwerten für Hausheizungen 
oder durch Einrichtung von NOx-Abgaben erfolgen. 
- 96 -
Im Sektor Verkehr lassen sich die NOx-Emissionen durch die 
möglichst weitgehende Einführung des geregelten Katalysators in 
allen Hubraumklassen deutlich reduzieren. Für die Zukunft sollten 
jedoch auch Alternativen, etwa das Magerkonzept in Verbindung mit 
einem Oxidationskatalysator, weiterentwickelt werden. Möglicher-
weise können Weiterentwicklungen von Diesel-Pkw-Motoren, die 
prozeßbedingt schon niedrige NOx-Emissionswerte aufweisen, die 
Emissionswerte auf das Niveau von Pkw mit geregeltem Katalysator 
bringen. 
Die Hauptemittenten der Stickoxide sind im Jahr 2000 die Lkw, 
solange hier keine zusätzlichen Maßnahmen getroffen werden. 
Belastbare Daten über Emissionsminderungen bezüglich der Stick-
oxide liegen derzeit nicht vor. Der hohe Anteil der LkW an den 
NO~-Emissionen erfordert jedoch die Einbeziehung der LKW in 
Em1ssionsminderungsstrategien für NOx ' Die Einführung von stufen-
weise verschärften Grenzwerten für LkW oder die Einführung von 
Schadstoffabgaben könnten Anreize darstellen, die zur Entwicklung 
und zum Einsatz von fortgeschrittenen Techniken zur Schadstoff-
minderung beitragen. 
Neben der Betrachtung für das gesamte Land Baden-Württemberg 
wurden für ausgewählte Kreise Emissionsminderungsstrategien be-
rechnet. Die Ergebnisse führen zu folgenden Schlüssen: 
Für die Emittentengruppen Verkehr und nicht genehmigungsbe-
dürftige Anlagen ergeben sich für alle Kreise ähnliche 
Empfehlungen; die für ganz Baden-Württemberg ermittelten 
effizienten Maßnahmen sind auch für jeden einzelnen Kreis 
effizient. 
Unterschiede bestehen allenfalls hinsichtlich der Dringlich-
keit der Emissionsminderung. In Kreisen mit hohen Emissio-
nen, insbesondere wenn sie, wie z.B. in Stuttgart, durch 
eine ungünstige topographische Lage ergänzt werden, entste-
hen bei austauscharmen Wetterlagen hohe Schadstoffimmissio-
nen. In diesen Kreisen sind Maßnahmen im Sektor Verkehr und 
beim Hausbrand besonders vordringlich, da diese Bereiche 
aufgrund der niedrigen Quellhöhen und - beim Hausbrand 
aufgrund des temperaturbedingt hohen Brennstoffverbrauches 
gerade bei Inversionswetterlagen in einem höheren Maß zu den 
Schadstoffimmissionen beitragen, als es ihrem Anteil an den 
Jahresemissionen entspricht. 
Große Unterschiede von Kreis zu Kreis gibt es dagegen bei 
den Möglichkeiten zur Minderung der Emissionen aus den 
genehmigungsbedürftigen Anlagen (ohne öffentliche Kraft-
werke). Läßt man die Kraftwerksstandorte außer Acht, so sind 
drei Kreistypen erkennbar: 
Im Bereich der Ballungsgebiete gibt es eine größere 
Anzahl von großen Feuerungsanlagen; da viele dieser 
Anlagen bereits auf leitungsgebundene Energieträger 
(Gas, Fernwärme) umgestellt sind, sind größere Emis-
sionsminderungen nur in speziellen Einzelfällen mög-
lich. Als die größten Emittenten verbleiben in Baden-
Württemberg nach den öffentlichen Kraftwerken, bei 
denen umfangreiche Minderungsmaßnahmen eingesetzt wer-
den, die Raffinerien in Karlsruhe. 
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Außerhalb der Ballungsgebiete gibt es eine Reihe von 
Kreisen, bei denen die Emissionen aus genehmigungsbe-
dürftigen Anlagen hauptsächlich von einigen wenigen 
Großemittenten, z.B. aus der Zement-, Zellstoff-, Glas-
oder chemischen Industrie, stammen. Durch Minderungs-
maßnahmen bei diesen wenigen Anlagen, etwa Umstellung 
auf Gas, lassen sich die S02-Emissionen eines Landkrei-
ses zum Teil in erheblicherem Maß reduzieren als durch 
Maßnahmen bei allen anderen Emittenten zusammen. 
Der dritte Kreistyp sind die ländlich strukturierten 
Kreise, bei denen die Emissionen des Verkehrs und die 
der nicht genehmigungsbedürftigen Anlagen dominieren. 
Die regional differenzierte Analyse der Möglichkeiten zur Emis-
sionsminderung läßt sich somit in folgende Bereiche gliedern: 
Empfehlungen zur Emissionsminderung im Sektor der nicht genehmi-
gungsbedürftigen Feuerungsanlagen (Hausbrand) und bezüglich der 
Einführung technischer Schadstoffminderungsmaßnahmen im Sektor 
Verkehr können allgemein, d.h. ohne gen aue Kenntnis der Struktur 
dieser Emittentengruppen in den einzelnen Kreisen abgegeben 
werden. Die ortabshängige Betrachtung kann hier weitgehend auf 
die Planung des Ausbaus der leitungsgebundenen Energieträger 
(Erdgas, Fernwärme) beschränkt werden. 
Im Bereich der genehmigungsbedürftigen Anlagen ist möglichst für 
jede Anlage eine genaue Analyse der Schadstoffminderungsmöglich-
keiten durchzuführen. Auf alle Fälle sollte dies für jede mit 
Kohle oder schwerem Heizöl gefeuerte Anlage getan werden, da sich 
die effektiveren Maßnahmen zur Minderung der S02-Emissionen meist 
bei diesen Anlagen identifizieren und realisieren lassen. 
Auf kommunaler Ebene können ergänzend verkehrsplanerische Maßnah-
men, wie z.B. der Ausbau des öffentlichen Personenverkehrs oder 
die Einrichtung von verkehrsberuhigten Gebieten zur Minderung der 
NOx-Emissionen untersucht werden. Das Potential dieser Maßnahmen 
ist allerdings - von lokalen Betrachtungen abgesehen - wesentlich 
geringer als das der technischen Maßnahmen bei Fahrzeugen /1/. 
Mit den Berechnungen und Ergebnissen dieser Arbeit liegen somit 
Entscheidungshilfen vor, die dazu beitragen können, 
die Ziele der Luftreinhaltepolitik, 
gewünschte Niveau der S02- und 
festzulegen, und 
insbesondere das 
NOx-Emissionen, 
die Maßnahmen zu identifizieren, um dann diese Ziele 
mit den geringst möglichen Kosten realisieren zu 
können. 
Die Betrachtungen waren allerdings bis jetzt, da sich verifi-
zierte Ausbreitungsmodelle erst in Entwicklung befanden, auf die 
Minderung von Emissionen beschränkt. Zukünftige Arbeiten werden 
daraufhin ausgerichtet sein, Emissionsminderungsstrategien mit 
Ausbreitungsmodellen zu koppeln, so daß effiziente Immissionsmin-
derungsstrategien ermittelt werden können. 
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